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Bremen, 24. September 2007
Planfeststellungsbeschluss

fir den Neubau der Bundesautobahn A 281, Bauabschnitt 3/2
im Abschnitt zwischen MerkurstralRe und Stromer LandstralRe

Die Planunterlagen fur den Neubau der Bundesautobahn A 281, Bauabschnitt 3/2 im Abschnitt
zwischen MerkurstralR3e und Stromer Landstral3e werden gemal3 § 17 des Bundesfernstral3engesetzes
(FStrG) in der Neufassung der Bekanntmachung vom 28. Juni 2007 (BGBI. | S. 1206), in Verbindung
mit den 8§ 72 ff Bremisches Verwaltungsverfahrensgesetz (BremVwV{G) in der Neufassung der
Bekanntmachung vom 9.5.2003 (BremGBl. S.219) geandert durch Art.2 des Gesetzes vom
18.10.2005 (BremGBI. S. 547), einschlieRlich der FolgemaRnahmen mit den Anderungen und Ergén-
zungen (Blaueintragungen) in den Planunterlagen unter folgendem Vorbehalt festgestellt.

Vorbehalt:

Sollte der fir die Herstellung und Unterhaltung der ErsatzmalRnahme E K-1 (Kreuzdeich) erforderliche
wasserrechtliche Planfeststellungsbeschluss mit Beginn der Verfillung des alten Miihlenhauser Fleets
nicht rechtsbestandig sein, dann hat der Vorhabentrager im Einvernehmen mit der Naturschutzbehor-
de die erforderliche Kompensation unverziglich in anderer, geeigneter Form sicher zustellen.

Im Wesentlichen handelt es sich um folgende ANDERUNGEN:

— Korrekturen, Anderungen und Erganzungen der Flurstiicksdaten
(Ordner 1, Unterlage 7 und Ordner 5, Unterlagel14)

— Erganzung eines Unterhaltungsweges vom Meentheweg zum neuen Wehr 1 (geringfiigige Anderun-
gen in allen Ordnern - neben der zeichnerischen Darstellung des Weges ergibt sich in der Bilanzie-
rung der Ausgleichs- und Gestaltungsmafihahmen eine Verschiebung von 0,18 ha, die zugunsten
der Anlage des Weges ,Wirtschafts-/Schotterwege” bei den geplanten ,Ruderalfluren” entfallen)

— Ergénzung des Verbindungsweges zum Halmer Weg (Ordner 1, Unterlage 7, Blatt 1a, Ordner 2, Un-
terlage 10, Blatt 2, Ordner 5, Unterlage 14, Blatt 1a)

— Verbreiterung der Rampe zum Steertgrabensweg auf 3 m (Ordner 1, Unterlage 7, Blatt 1a und Ord-
ner 2, Unterlage 10, Blatt 2, Ifd. Nr. 1.4)

— Ergénzung einer TK-Linie (Ordner 1, Unterlage 7, Blatt 2a und Ordner 2, Unterlage 10, Blatt 9)

— Erganzung der Planfeststellungsgrenzen der IBE Seehausen (Ordner 1, Unterlage 7, Blatt 1a)
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— Anderung von Durchlasshéhen zu Unterhaltungszwecken
(Ordner 2, Unterlage 10, Seiten 11 und 12, Ifd. Nrn. 4.1 und 5.1)

— Korrektur im Bauwerks-Verzeichnis hinsichtlich Eigentum und Unterhaltung eines Durchlasses
(Ordner 2, Unterlage 10, Blatt 15, Ifd. Nr. 6.4)

Planunterlagen

Der festgestellte Plan umfasst folgende Unterlagen:

Ausfertigung

Ordner|Anlage|Bezeichnung Mal3stab
1 1 Erlauterungsbericht mit Blaueintragungen -
la Allgemein verstandliche Zusammenfassung nach 8 6 UVPG mit
Blaueintragungen
2 Ubersichtskarte 1:50.000
3 Ubersichtslageplan mit Blaueintragungen 1:5.000
4 Ubersichtshéhenplane 1:5.000/500
5 entfallt
6 Stral3enquerschnitte 1:50
7 Technische Lageplane mit Blaueintragungen 1:1.000
2 8 Hohenplane 1:1.000/100
Durchgehende Strecke / Merkurstrae/Rampen/Stromer Landstrale
9 Besondere Querschnitte 1:100
10 Bauwerksverzeichnis mit Blaueintragungen
11 Schalltechnische Untersuchung
11.0 |Ubersichtskarte 1:25.000
11.1 |Erlauterungsbericht
11.2 |Berechnungsunterlagen
11.3  [Schalltechnischer Ubersichtslageplan 1:5.000
11.4 |Schalltechnischer Lageplan 1:2.000
3 12 Landschaftspflegerischer Begleitplan(LBP)/Freiraumplanung/
Umweltvertraglichkeitsprifung(UVP)
12.1 |Textliche Erlauterungen
LBP/Freiraumplanung mit Blaueintragungen
12.2 |Landschaftspflegerische Bestands- und Konfliktplane 1:2.000
mit Blaueintragungen
12.3 |Landschaftspflegerische MalRnahmenplane mit Blaueintragungen 1:2.000
12.4  |Freiraumplanung mit Blaueintragungen 1:1.000
12.5 |Gutachtliche Stellungnahme und Einvernehmenserklarung der
Naturschutzbehorde gemal § 13 BremNatSchG
4 12.6  |FFH Vertraglichkeitsprifung - EU-VSG ,Niedervieland*
mit Blaueintragungen
12.7 |FFH Vertraglichkeitsprifung -
FFH-Gebiet ,Niedervieland-Stromer Feldmark"
12.8 |Umweltvertraglichkeitsstudie mit Blaueintragungen
12.9 |Baumkataster
13 Ergebnisse wassertechnischer Untersuchungen
13.1 |Ergebnisse wassertechnischer Untersuchungen
13.2  |Ergebnisse wassertechnischer Berechnungen
13.3  |Ubersichtslageplan fiir die wasserwirtschaftliche Untersuchung 1:2.500
13.4 |Lageplane EntwésserungsmalRnahmen
13.5 |H6henplane Entwasserungsmafinahmen
13.6  |Muhlenhauser Fleet und AusgleichsmalRhahmen
5 14 Grunderwerb
14.1 |Grunderwerbsplane mit Blaueintragungen 1:1000/2000
14.2 |Grunderwerbsverzeichnis mit Blaueintragungen
15 Sonstige Unterlagen
15.2 |Leitungsplane mit Blaueintragungen 1:1.000/500
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Im Rahmen des Anhdrungsverfahrens sind folgende private Einwendungen sowie Einwendungen fol-
gender anerkannter Naturschutzverbé@nde und sonstiger anerkannter Vereinigungen gegen das Plan-
feststellungsverfahren erhoben worden.

1. Wilken Kéhler sen.

2. Wilken Kohler jun. und RA Dr. Giesen (RAe Lauprecht) fur Wilken Kéhler jun.

3. Inge Weil3-Pawlik und Dr. Peter-Michael Pawlik

4. RA Giebeler (RAe Muth, Contu, Giebeler) fir Dieter Horstmann

5. Gesamtverband Natur- und Umweltschutz Unterweser e.V. (GNUU e.V.) Bremen
6. Landesjagerschaft Bremen e.V.

Uber die erhobenen Einwendungen wird wie folgt entschieden:
Soweit die Einwendungen nicht durch Zusagen ihre Erledigung gefunden haben, werden diese zu-
rickgewiesen.

Zu 1:
Herr Wilken Kéhler sen. macht folgende Einwendungen geltend:

1. Vermehrte Immissionsbelastungen fur die Hauser Stromer Landstralle 9, 10 und 11

Nach den schalltechnischen Berechnungen (Ordner 2, Unterlage 11) werden durch den geplanten Bau
der A 281 BA 3/2 an zwei Geb&uden, Stromer Landstralle 7 und 10, die Immissionsgrenzwerte fir
Kern-, Dorf- und Mischgebiete von 64 dB(A) am Tag und 54 dB(A) in der Nacht tiberschritten.

Die Bemessung der aktiven und passiven SchallschutzmalRnahmen ist nach den gesetzlichen Bestim-
mungen und Vorschriften vorgenommen worden. Gesetzliche Grundlage fir die Durchfihrung von
LarmschutzmaflRnahmen beim Bau oder der wesentlichen Anderung von StraRen sind die 88 41 und 42
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) vom 26.09.2002, zuletzt geéndert durch Art. 3 des
Gesetzes vom 18.12.2006, in Verbindung mit der gemafi § 43 BImSchG erlassenen Sechzehnten Ver-
ordnung zur Durchfiihrung des Bundesimmissionsschutzgesetzes (Verkehrslarmschutzverordnung —
16. BImSchV) vom 12.06.1990, zuletzt geandert durch Art. 3 des Gesetzes vom 19.09.2006. In der
Verkehrslarmschutzverordnung sind die larmschutzauslésenden Kriterien festgelegt, wie die Definition
der wesentlichen Anderung, die zu beachtenden Immissionsgrenzwerte und die Einstufung betroffener
Gebiete in eine Gebietskategorie. Beim Neubau der Autobahn einschliellich ihrer Anpassungsstrecken
an die vorhandenen Stra3en sind die Immissionsgrenzwerte gemall § 2 der 16. BImSchV anzuwen-
den. Nach § 41 (1) BImSchG muss beim Bau oder der wesentlichen Anderung einer offentlichen Stra-
Be sichergestellt werden, dass durch Verkehrsgerausche keine schadlichen Umwelteinwirkungen her-
vorgerufen werden kdnnen, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind (aktiver Larmschutz).
Dies gilt nach § 41 (2) BImSchG jedoch nicht, wenn die Kosten aulR3er Verhaltnis zu dem angestrebten
Schutzzweck stehen.

Unter Berticksichtigung dieser Grundséatze wurde vom Vorhabentrager kein aktiver Schallschutz ge-
plant, da die von der A 281 BA 3/2 ausgehenden Verkehrslarmemissionen an den zu schitzenden
Wohngeb&uden entlang der Stromer Landstrafl3e und der Wiedbrokstral3e, mit Ausnahme der Geb&ude
Stromer Landstrale Nr.7 und 10, die nutzungsspezifischen Immissionsgrenzwerte gemali
16. BImSchV nicht tberschreiten.

Die betroffenen Gebaude Stromer LandstrafRe Nr. 7 und 10 haben daher dem Grunde nach Anspruch
auf ObjektschutzmaflRnahmen gemal § 42 BImSchG, da nach 8§ 41 (2) die Kosten fir aktiven Schall-
schutz aulRer Verhéaltnis zum Schutzzweck stehen.

Eine Anspruchserhebung ist au3erhalb des Verfahrens mit dem Vorhabentrager zu regeln.

2. Entstehende Bewirtschaftungsnachteile durch Flacheninanspruchnahme aufgrund der Bau-
maflnahme

Gemal landwirtschaftlichem Gutachten vom 18.05.2007 (Dr. Gernot Lingens & Kollegen Twistringen)
und eigener Aussage von Herrn Kohler sen., lebt Herr Kohler sen. im Ruhestand und hat die entspre-
chenden Flachen an seinen Sohn, Wilken Kohler jun., verpachtet. Die geltend gemachten Bewirtschaf-
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tungseinbuf3en kdnnen somit, wie im vg. Gutachten bestatigt, lediglich als Minderung der Pachtein-
nahmen bericksichtigt werden. Die daraus unter Umstanden abzuleitenden Entschadigungsspriiche
sind nicht Gegenstand des Planfeststellungsbeschlusses und aufRerhalb des Verfahrens mit dem
Vorhabentrager zu regeln.

3. Die praktizierte Milchwirtschaft gerat in Schwierigkeiten. Eine Betriebsumstellung auf Bio-
milchwirtschaft ist aufgrund der geplanten Autobahn ausgeschlossen

Gemal landwirtschaftlichem Gutachten vom 18.05.2007 (Dr. Gernot Lingens & Kollegen, Twistringen)
wurde beziglich der Umstellung auf dkologische Wirtschaftsweise im Jahr 2001 eine Befragung der
wichtigsten deutschen Anbauerverbédnde des 6kologischen Landbaus durchgefiihrt. Die Befragung hat
ergeben, dass die meisten Verbédnde keine Abstandsauflagen zu Fern- und sonstigen Stral3en auswei-
sen, sondern Einzelfallentscheidungen in Abhé&ngigkeit von der Verkehrsdichte, der Topografie, der
Hauptwindrichtung etc. durchfiihren. Ein Leitfaden des Biolandverbandes zur Problematik Schadstoff-
belastung an vielbefahrenen Stral3en geht davon aus, dass in 25 m Entfernung von der Stral3e die Be-
lastung in der Regel unbedenklich ist. Der Forschungsring fur biologisch dynamische Wirtschaftswei-
sen e.V. geht sogar davon aus, dass nach 10 m Entfernung von der Trasse die Belastung drastisch
abnimmt. Wenn zusétzlich an der Trasse noch eine Bdschung oder ein Graben vorhanden ist, werden
diese Belastungsabstande schnell erreicht. Bei Nichtvorhandensein von Graben und Béschungen soll-
te ein Randstreifen verbleiben oder eine Hecke angelegt werden. Einzig die Vereinigung Okologischer
Landbau nennt fiir den Gemuseanbau explizit Abstandsauflagen.

Zusammenfassend kann daher davon ausgegangen werden, dass Abstandsauflagen zu vielbefahre-
nen Strafl3en fur Futterbaubetriebe, wie den von Herrn Kohler jun., derzeit nicht relevant sind. Aul3er-
dem wuirden die Béschung, die Biotopflachen und die Grabenbreite Miihlenhauser Fleet die von Herrn
Kohler jun. bewirtschafteten Flachen schiitzen. Mithin wére durchaus eine Betriebsumstellung auf
Biomilchwirtschaft mdglich.

4. Als Alternative soll die geplante Trasse im Bereich MerkurstraBe durch das GVZ verlaufen.
Eine Anbindung der Gewerbegebiete sollte durch eine Untertunnelung erfolgen

Durch die zustandigen Fachbehdrden der Freien Hansestadt Bremen wurden im Vorfeld der StraRen-
planung mehrere Trassenvarianten untersucht und die jetzige Trassenlage weitgehend fixiert. Entspre-
chende Darstellungen sind im Flachennutzungsplan 1983 der Stadtgemeinde Bremen enthalten. Diese
Linienfihrung wird mit dem Flachennutzungsplan von 2001 bestatigt. Diese im Flachenutzungsplan
Bremens festgelegte, vom Bundesminister fir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) linienbe-
stimmte und auch dafir freigehaltene Trasse siidlich vom GVZ war und ist vor dem Hintergrund dieser
Festlegung Grundlage aller bisher durchgefuhrten Planungen. Durch die Realisierung der A 281 soll
eine leistungsfahige Autobahneckverbindung zwischen der A 27 und der A 1 hergestellt werden. Hier-
zu bedarf es eines vierstreifigen Autobahnquerschnitts, auf dem der schnell fahrende Fernverkehr sto-
rungsfrei abgewickelt werden kann. Somit sind nur an den verkehrlich notwendigen Stellen Anschluss-
stellen zuléssig. Eine Abwicklung des regionalen Verkehrs und eine ErschlieBung von Grundstiicken
muss daher Gber das nachgeordnete Netz, dem stadtischen Netz erfolgen (z.B. Merkurstral3e). Dem-
entsprechend ist eine Trassierung innerhalb des GVZ nicht mdglich. Die ErschlieBung der GVZ-
Grundstucke ist auf die MerkurstralR3e ausgerichtet.

5. Durch den Trassenverlauf im Bereich Merkurstra3e durch das GVZ wirden Kosten einge-
spart, da bereits zwei Fahrspuren vorhanden sind, die Trasse klrzer ist und es waren keine
Landkéaufe erforderlich. Ebenfalls kénnten durch die Trassenwahl Merkurstral3e gréf3ere Sand-
bewegungen entfallen

Bei einem angedachten Verlauf der A 281 BA 3/2 durch das GVZ im Bereich der Merkurstrafle wiirde
sich die Lange der Trasse reduzieren. Eine Mitbenutzung der bestehenden StralRe im GVZ bringt in
der Summe keinen entscheidenden Kostenvorteil, da die geplante A 281 vom Stral3enquerschnitt und
vom StralRenaufbau her eine hdhere Verkehrsbelastung aufnehmen muss und sicherheitstechnische
Vorgaben einer Autobahn erfiillen misste. Bedingt durch die hohere Verkehrsbelastung muisste der
vorhandene Aufbau der bestehenden StralRe zuriickgebaut und neu dimensioniert werden. Hinzu kdme
eine zusatzliche Verbreiterung des Stralenquerschnitts. Durch diese Verbreiterung wirde ebenfalls
zusatzlicher Grunderwerb erforderlich werden. Fir diesen fiktiven Ausbau kénnen auch grélRere Sand-
bewegungen nicht ausgeschlossen werden. Wie aber bereits aus den unter Punkt 4 genannten Grin-
den hervorgeht, ist diese Variante nicht durchftihrbar.
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6. Die Verlegung des Miuhlenhauser Fleets ware durch den Trassenverlauf im Bereich Merkur-
stral3e nicht notwendig

Ein fiktiver Trassenverlauf der A 281 BA 3/2 durch das GVZ ist natirlich ohne Verlegung des Mihlen-
hauser Fleets durchfiihrbar. Wie aber unter Punkt 4 und 5 ausgefihrt, ist die Variante Fihrung der Au-
tobahn durch das GVZ nicht mdglich. Durch die zustéandigen Fachbehérden der Freien Hansestadt
Bremen wurden im Vorfeld der Stral3enplanung mehrere Trassenvarianten untersucht und die jetzige
Trassenlage auf dem Freihaltekorridor entlang des GVZ-Grabens weitgehend fixiert. Entsprechende
Darstellungen sind im Flachennutzungsplan 1983 der Stadtgemeinde Bremen enthalten. Diese Linien-
fuhrung wird mit dem Flachennutzungsplan von 2001 bestéatigt. Diese Linienfiihrung bedingt eine Ver-
legung des Muhlenhauser Fleets.

7. Das Schutzgut Natur fande bei einem Trassenverlauf durch das GVZ mehr Beachtung

Der geplante Bau der A 281 BA 3/2 mit seinen Auswirkungen auf Natur, Mensch und Landschaft wur-
de im landschaftspflegerischen Begleitplan (Ordner 3, Unterlage 12) und in der Umweltvertraglich-
keitsstudie (Ordner 4, Unterlage 12.8) ausfiihrlich und umfassend untersucht und bewertet.

Der landschaftspflegerische Begleitplan beinhaltet neben der Ermittlung und Bilanzierung erheblicher
Beeintrachtigungen der Leistungsfahigkeit des Naturhaushalts oder des Landschaftsbildes einschliel3-
lich seines Erholungswertes gemaf 811 des Bremischen Naturschutzgesetzes, die Planung und Dar-
stellung der erforderlichen MaRnahmen zur Vermeidung und zur Kompensation dieser Eingriffe in Na-
tur und Landschaft. Die Umweltvertraglichkeitsstudie hingegen ermittelt, beschreibt und beurteilt die
vorhandene Umwelt und ihre Bestandteile, sowie die Projektwirkung und Auswirkungsprognose fiir den
geplanten Bau der A 281 BA. 3/2. Hiernach erfolgt in der Studie die Beschreibung der MaRnahmen,
mit denen erhebliche Beeintrachtigungen der Umwelt vermieden, vermindert oder kompensiert werden
koénnen.

Aus diesen vg. Unterlagen ist erkennbar, dass durch die geplanten Gestaltungs-, Ausgleichs- und Er-
satzmaf3nahmen die vom Bauabschnitt 3/2 der A 281 beeintrachtigten Werte und Funktionen des Na-
turhaushalts und des Landschaftsbildes vollstdndig kompensiert werden kdénnen. Die Frage, ob das
Schutzgut Natur bei einem Trassenverlauf durch das GVZ mehr Beachtung finden wurde, ist nicht von
Bedeutung, da, wie bereits ausfihrlich dargestellt, ein Trassenverlauf im GVZ nicht méglich ist und die
Eingriffe fur die gewdahlte Variante vollstdndig kompensiert werden kénnen.

Die Einwendungen waren daher zuriickzuweisen.

Zu 2:

Herr Wilken Kéhler jun.

Herr Wilken Kohler jun. hat eine Einwendung erhoben, die er nachweislich am 03.01.2007 als Ein-
schreiben an den Senator fiir Bau, Umwelt und Verkehr abgesandt hat, Eingang dort war der 04.01.07.
Nach Eingang der Einwendung von Herrn Wilken Kéhler jun. bei der Anhoérungsbehdrde mit Datum
vom 04.01.2007 wurde dem Einwender mit Datum vom 06.02.2007 mitgeteilt, dass die Einwendungs-
frist am 03.01.2007 abgelaufen war und die vorgebrachten Belange nicht mehr beriicksichtigt werden
kénnen. Herr Wilken Kéhler jun. erwidert in einem Telefongesprach, er sei Uberzeugt gewesen, das
Datum des Poststempels sei entscheidend und seine Einwendung mithin rechtzeitig.

Hiernach lasst sich der Einwender, Herr Kohler jun., rechtsanwaltlich durch Herrn RA Dr. Giesen ver-
treten. Mit Schriftsatz vom 13.02.2007, Eingang bei der Anhérungsbehérde am 23.02.2007, wiederholt
Dr. Giesen die vorgebrachten Belange von Herrn Kéhler jun. mit dem Hinweis, dass eine Préklusion in
diesem Fall nicht eingetreten sei, da in der amtlichen Bekanntmachung ber die Auslegung von Plan-
unterlagen auf den Fristablauf nicht ordnungsgemal hingewiesen wurde. Im Weser Kurier vom
16.11.2007 heildt es, dass die Einwendungsfrist am 03.01.2006 endet, somit schon, bevor die Ausle-
gung Uberhaupt stattgefunden hat. Richtig ware, dass die Einwendungsfrist am 03.01.2007 endet. Der
Hinweis auf den Fristablauf war nicht ordnungsgemal3, und somit sei eine Praklusionswirkung nicht
eingetreten. Demgemal’ bittet Herr Dr. Giesen, die Mitteilung der Praklusion zuriickzunehmen und zu
bestéatigen sowie um Einladung zum Erérterungstermin. Hilfsweise wird die Wiedereinsetzung in den
vorigen Stand beantragt.

In Wirdigung der Gesamtsituation gewahrt die Planfeststellungsbehdrde Herrn Wilken Kdhler jun. die
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand von Amts wegen (8 32 (4) BremVwV{G). Sein Vorbringen ge-

- Seite 5 von 46 -



Der Senator fir Umwelt, Bau, Verkehr und Europa Planfeststellungsbeschluss vom 24.09.07 Ausfertigung

genluber der Anhdrungsbehdrde, er sei davon lberzeugt gewesen, das Datum des Poststempels sei
fur die Fristwahrung ausreichend, erscheint glaubwiirdig. An einen Privaten, der noch dazu in seinem
Grundrecht auf Eigentum und AuslUbung eines landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetriebes von der ge-
planten MaRnahme betroffen ist, kdnnen keine hohen Anforderungen hinsichtlich der Voraussetzungen
zur Einhaltung von Fristen gestellt werden. Herr Wilken Kéhler jun. hat die Einwendung unverziiglich
nachgeholt (8 32 (2) BremVwV{G), - im Bewusstsein einer fristgemaflen Handlung.

Eine Entscheidung Uber die Antrage von RA Dr. Giesen erlbrigt sich mithin, sie sind durch die Ent-
scheidung der Planfeststellungsbehdrde gegenstandslos.

Die Einwendung ist daher als fristgerecht eingelegt zu betrachten.

Einwendungen:
Herr Wilken Kdhler jun. macht folgende Einwendungen geltend:

1. Die von der Planung A 281 BA 3/2 in Anspruch genommenen Flachen sind fir die Aufrecht-
erhaltung der Existenz des Betriebes unbedingt notwendig

Durch die geplante Autobahn 281 BA 3/2 zwischen MerkurstralRe und Stromer Landstral3e ist der Voll-
erwerbsbetrieb des Einwenders betroffen. Gemal landwirtschaftichem Gutachten vom 27.06.2007
(Dr. Gernot Lingens & Kollegen Twistringen) werden ca. 2,6654 ha oder 1,9% der Gesamtflache dem
Betrieb entzogen. Die Gesamtflache von 138,6692 ha setzt sich zusammen aus Eigenland und Pacht-
flachen. Wird nur die Eigenlandflache, einschlielich der Flache von Herrn Kdhler sen. zu Grunde ge-
legt, ergibt sich eine Flachenminimierung von 5,4% bei einem Ansatz von 2,6654 ha Entzug. Ausge-
hend von der IST-Situation, bei der 138,52 ha Landflache (LF) berticksichtigt werden, verbleibt bei ei-
nem Flachenentzug von 2,67 ha noch eine SOLL-Situation von 135,85 ha LF. Hierdurch besteht die
Gefahr, dass der Vollerwerbsbetrieb des Einwenders in der Existenz gefahrdet wird, da dieser auf die
derzeitige Bewirtschaftungsform angewiesen ist.

Eine Existenzgeféhrdung ist nur bei schwerwiegenden Eingriffen zu befiirchten. In normalen Betrieben
gilt als Faustregel fur die Prifung einer Existenzgefahrdung, dass erst bei einem Flachenentzug von
> 5% der landwirtschaftlichen Flache eintritt.

Beim Vollerwerbsbetrieb Kohler zeigt sich jedoch, dass dieser in groBem Mal3e auf die arrondierten
Flachen am Hof angewiesen ist, weil aufgrund der ExtensivierungsmalRnahmen der tbrigen Flachen
nur diese hofnahen Flachen fiir die Gilleausbringung genutzt werden kénnen, die Futterqualitat der
extensiven Flachen nicht den Anspriichen der Milchproduktion gentigt und die hofnahen arrondierten
Flachen als besonders kostengiinstige Futterflichen zur Verfigung stehen, da hier eine Beweidung
mit sehr geringem Aufwand mdglich ist. Ein weiter Aspekt ist, dass die Hofnéhe der Entzugflachen un-
wiederbringlich verloren geht. Selbst wenn Ersatzflachen gefunden werden, sind diese nur tber eine
Offentliche Stral3e (Stromer Landstral3e) zu erreichen. Dies fihrt zu zusétzlichen Kosten, die vom Be-
trieb getragen werden mussen. Eine betriebliche Entwicklung wird dadurch weiter eingeschrankt.

Zusammenfassend bleibt, wie im landwirtschaftlichen Gutachten auf Seite 38 ausgefihrt, festzustellen:
- nach den Berechnungen ist der landwirtschaftliche Vollbetrieb von Herrn Kéhler jun. in der IST-
Situation existenzfahig,

- sich durch den Landentzug das Einkommen aber soweit vermindert, dass reine Nettoinvestitionen
nicht mehr maglich sind und der Betrieb somit langfristig nicht mehr existenzféhig ist.

Durch den Landentzug wird der Betrieb von Herrn Kdhler jun. in seiner Existenzfahigkeit bedroht.

In der Abwagungsentscheidung, auch im Hinblick darauf, dass es sich in diesem Fall um einen Eingriff
in ein grundrechtlich geschutztes Eigentum im Sinne des Grundgesetzes Artikel 14 handelt, sowie die
Gefahrdung eines ausgetbten Gewerbebetriebes, wird dem Vorhabentréager auferlegt, sich auf3erhalb
des Planfeststellungsverfahrens mit dem Einwender entschadigungsmalig so zu vergleichen, dass ei-
ne Existenzgefdhrdung des Betriebes abgewendet wird. Mégliche MalRnahme zur Reduzierung der
Existenzgeféahrdung ware primar die Bereitstellung von landwirtschaftlichen Flachen als Ersatz fir die
entzogenen Eigentumsflachen oder die Abwendung der Existenzgefahrdung durch monetére Zahlun-
gen.

Der Vorhabentrager hat sich, seitdem er von den Beeintrachtigungen des Betriebes des Einwenders
erfuhr, intensiv um eine Lésung des Problems im Sinne des Einwenders bemiiht. Es wurde versucht,
nach Moglichkeit Ersatzflachen fur den Ausgleich zu finden. Dieses war jedoch nicht durchfihrbar, weil
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die in Frage kommenden Flachen rechtskréftig fur andere MaRnahmen bereits als Ausgleichsflachen
festgesetzt sind oder sich in privater Hand befinden. Ferner wurde versucht, auch im Umfeld des Hofes
neue Flachen flur eine Bewirtschaftung durch den Einwender zu finden. Aber auch dieses fuhrte zu
keinem Erfolg. Der Vorhabentrager hat daher zusammenfassend glaubhaft gemacht, dass er keine
Maoglichkeiten mehr gesehen hat, die Beeintrachtigungen des Betriebes geringer zu halten.

Der Einwender ist, wie bereits ausgefiihrt, in einem nachgeordneten Verfahren zu entschédigen. Ent-
schadigungsanspriiche und deren Regelungen sind nicht Gegenstand des Planfeststellungsverfah-
rens.

2. Eine Umstellung auf 6kologische Wirtschaftsweise ist aufgrund geltender Richtlinien nicht
mdglich, da Flachen in Autobahnnéhe nicht zur Milcherzeugung genutzt werden kénnen

Gemal landwirtschaftlichem Gutachten vom 27.06.2007 (Dr. Gernot Lingens & Kollegen, Twistringen)
wurde beziglich der Umstellung auf dkologische Wirtschaftsweise im Jahr 2001 eine Befragung der
wichtigsten deutschen Anbauerverbande des 6kologischen Landbaus durchgefuhrt. Die Befragung hat
ergeben, dass die meisten Verbéande keine Abstandsauflagen zu Fern- und sonstige Straf3en auswei-
sen, sondern Einzelfallentscheidungen in Abhé&ngigkeit von der Verkehrsdichte, der Topografie, der
Hauptwindrichtung etc. durchfiihren. Ein Leitfaden des Biolandverbandes zu der Problematik Schad-
stoffbelastung an vielbefahrenen Straf3en geht davon aus, dass in 25 m Entfernung von der Stral3e die
Belastung in der Regel unbedenklich ist. Der Forschungsring fiir biologisch dynamische Wirtschafts-
weisen e.V. geht sogar davon aus, dass nach 10 m Entfernung von der Trasse die Belastung drastisch
abnimmt. Wenn zusétzlich an der Trasse noch eine Bdschung oder ein Graben vorhanden ist, werden
diese Belastungsabstande schnell erreicht. Bei Nichtvorhandensein von Graben und Bdschungen soll-
te ein Randstreifen verbleiben oder eine Hecke angelegt werden. Einzig die Vereinigung Okologischer
Landbau nennt fiir den Gemiiseanbau explizit Abstandsauflagen. Zusammenfassend kann daher da-
von ausgegangen werden, dass Abstandsauflagen zu vielbefahrenen Stral3en flur Futterbaubetriebe,
wie den von Herrn Kohler jun., derzeit nicht relevant sind. Aul3erdem wirden die Boschung, die Biotop-
flachen und die Grabenbreite Mihlenhauser Fleet die von Herrn Kdhler jun. bewirtschafteten Flachen
schutzen. Mithin ware durchaus eine Betriebsumstellung auf Biomilchwirtschaft méglich.

3. Durch die geplante Flacheninanspruchnahme ist eine wirtschaftliche Nutzung aufgrund der
GrofRe und des Zuschnitts der Restflachen nicht mehr moglich

Durch den geplanten Neubau der A 281 BA 3/2 werden Flurstiicke angeschnitten.

Betroffen sind die Eigentumsflachen von Herrn Kéhler jun. mit der Flurstiicksbezeichnung Nr. 3/7, 3/9,
6/4, 6/6, 9/4, 9/6, 19/7 und 19/9, alle Flur 114, sowie Flst. Nr. 41/2 und 41/16 der Flur 116. AuRerdem
werden Flurstiicke von Herrn Kéhler sen. mit der Flurstlicksbezeichnung Nr. 22/11, 22/26, 26/3, 26/14
und 26/15, alle Flur 116, angeschnitten. Die Flurstiicke von Herrn Kéhler sen. wurden durch Herrn
Kohler jun. angepachtet. Die darlber hinaus bewirtschafteten angeschnittenen Pachtflachen werden
nicht bertcksichtigt, weil fur diese Flachen keine langfristigen Pachtvertrdge bestehen. Es ist richtig,
dass diese angeschnittenen Flachen zu Mehrkosten und Minderertragen, die den Gewinn reduzieren,
fuhren (Landwirtschaftliches Gutachten Dr. Gernot Lingens & Kollegen vom 27.06.2007). Ein eventuel-
ler Ausgleich muss aufgrund der verschiedenen Flurstlicke (Zuschnitt) schlagbezogen betrachtet wer-
den.

Sich daraus unter Umstanden ableitende Entschadigungsanspriiche und deren Regelungen sind nicht
Gegenstand des Planfeststellungsverfahren und in einem nachgeordneten Verfahren zu regeln.

4. Die Vorhaltetrasse fiur die A 281 BA 3/2 am GVZ wird landwirtschaftlich genutzt und muss bei
Wegfall der Nutzung innerbetrieblich kompensiert werden, sofern keine Zupachtmaoglichkeiten
bestehen

Fur die Freihalteflache fir die Trasse der geplanten A 281 BA 3/2 sowie fiir die voriibergehend durch
Herrn Koéhler genutzten Flachen der Stadtgemeinde Bremen liegen keine langfristigen Nutzungsbe-
rechtigungen vor. Obwohl diese Flachen vom Flachenentzug und Anschneidungen betroffen sind,
kénnen die hieraus resultierenden Schaden daher nicht veranschlagt werden. Sollten vom Einwender
trotz der vortibergehenden Nutzungen der Pachtflachen unter Umstanden Entschadigungsanspriiche
abgeleitet werden, sind deren Regelungen nicht Gegenstand des Planfeststellungsverfahrens, sondern
einem nachgeordneten Verfahren vorbehalten.

5. Warum wusste man damals nicht, wie breit eine Autobahn ist?
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Schon friihzeitig wurden durch die zustandigen Fachbehérden der Freien Hansestadt Bremen Planun-
gen fur die A 281 BA 3/2 vorgenommen und die Trassenlage weitgehend fixiert. Entsprechende Dar-
stellungen sind bereits 1983 im Flachennutzungsplan der Stadtgemeinde Bremen enthalten. Diese Li-
nienfiihrung wurde mit dem Flachennutzungsplan vom Mai 2001 bestétigt.

Sidlich des GVZ wurde dabei ein Freihaltekorridor von ca. 33,0 m zwischen dem Entwasserungsgra-
ben SUD (GVZ-Graben) auf der Nordseite und dem Miihlenhauser Fleet auf der Siidseite definiert.

Im Rahmen der Aufstellung des RE-Entwurfs wurde festgestellt, dass die ortlich gegebenen Abmes-
sungen des Freihaltekorridors unter Berticksichtigung der vielfaltigen Anforderungen und vorhandenen
Zwangspunkte (vorhandene Ausgleichsflachen, 110 kV-Leitung, Entwésserungsgraben Siud, Guterver-
kehrszentrum etc.) nicht ausreichend fur den notwendigen Strafenquerschnitt waren. Das Ziel, die
kostenaufwandige Verlegung des Mihlenhauser Fleets zu vermeiden, konnte bei der weiteren Planung
nicht erreicht werden.

6. Wieso fuhrt eine Autobahn in einem Vogelschutzgebiet zu keiner Beeintrachtigung?

Die geplante Autobahn flhrt unstrittig zu Beeintrachtigungen im Vogelschutzgebiet. Diese Beeintrach-
tigungen wirken sich aber nicht erheblich auf die Schutz- und Erhaltungsziele des Vogelschutzgebietes
aus. Dies ist ausfihrlich in Unterlage 12.6, Ordner 4 ermittelt und dargestellt.

Die Planung verst6i3t nicht gegen das Schutzregime der Vogelschutzrichtlinie und der FFH-Richtlinie.
In der Unterlage 12.6 und 12.7, Ordner 4 sind die Auswirkungen des geplanten Projektes auf das Ge-
bietsschutzregime des EU-Vogelschutzgebietes ,Niedervieland” und das FFH-Gebiet ,Niedervieland -
Stromer Feldmark" detailliert ermittelt und bewertet. Im Ergebnis wird festgestellt, dass sich durch das
geplante Projekt keine erheblichen Beeintrachtigungen der Schutz- und Erhaltungsziele des Vogel-
schutzgebietes und des FFH-Gebietes ergeben (siehe Kap. 9 der jeweiligen Unterlage).

Dieses Ergebnis wird im Rahmen der FFH-Vertraglichkeitsprifung gemalR 8§ 26 ¢ BremNatSchG und
§ 34 BNatSchG durch die zustandige Behdrde mit Schreiben vom 12. Mai 2006 bestatigt. Das Schrei-
ben ist als Anlage zu Unterlage 12.7, Ordner 4 Bestandteil der Planfeststellungsunterlagen (siehe auch
Stellungnahme des SBUV, Fachbereich Umwelt vom 12.02.2007). Dort wird auf Seite 4 ausgefihrt,
dass entsprechend den Ergebnissen der Vertraglichkeitspriifung gemalR § 26 ¢ BremNatSchG und
§ 34 BNatSchG der Neubau der A 281 BA 3/2 unter Beriicksichtigung der im LBP und der Einverneh-
menserklarung dargestellten MinderungsmafRnahmen zu keinen erheblichen Beeintrachtigungen der
Schutz- und Erhaltungsziele der Natura-2000 Gebiete fiihrt.

7. Warum wird insbesondere auf stadtischen Flachen die Verlegung des Fleets mit sehr gerin-
gem Flachenverbrauch vorgenommen?

Die Flacheninanspruchnahme durch Trasse und Verlegung des Mihlenhauser Fleetes wurde auf das
notwendige Mindestmal® reduziert. Hierbei waren die bestehenden Ausgleichsflachen (Dreiecksfla-
chen) sowie der GVZ-Grenzgraben zwingend zu berticksichtigen. Der Querschnitt des Muhlenhauser
Fleetes ist aus Griinden der hydraulischen Leistungsfahigkeit als Hauptvorfluter der Stromer Feldmark
und Vorflut fir das Woltmershauser Mittelkampsfleet erforderlich und kann nicht wesentlich einge-
schrankt werden. Die Nachweise hiertiber sind in Unterlage 13.6, Ordner 4 enthalten. Der geplante
Querschnitt ist gegeniiber dem Bestandsquerschnitt des Mihlenhauser Fleetes schon reduziert. Un-
terschiedliche Querschnittsgestaltungen und Flachenanspriiche auf stadtischen und privaten Flachen
sind nicht vorgesehen.

8. Wie wird mit Zahlungsansprichen, die durch Flacheninanspruchnahmen aktiviert werden,
umgegangen?

Der Grunderwerb fir den geplanten Ausbau der A 281 BA 3/2 wird nicht im Rahmen des Planfeststel-
lungsverfahren durchgefiihrt, sondern ist Gegenstand eines nachgeordneten Ankaufverfahrens. Der
Ankauf basiert aber auf dem planfestgestellten Grunderwerbsverzeichnis und dem Grunderwerbsplan.
Die Hohe der Entschadigungszahlungen wird durch ein vom Vorhabentrager zu beauftragendes Wert-
gutachten ermittelt.

9. Warum bleiben bei einer Umweltvertraglichkeitsstudie die wirtschaftenden landwirtschaftli-
chen Betriebe unberticksichtigt?

Die Aufgabe der Umweltvertraglichkeitsstudie besteht nach § 26 ¢ BremNatSchG und § 34 BNatSchG
darin, die Auswirkungen eines Projektes auf die Schutz- und Erhaltungsziele des Natura-2000-
Gebietes (FFH-Gebiete oder Vogelschutzgebiete) zu untersuchen. Hierbei sind entsprechend der
rechtlichen Vorgaben der Vogelschutzrichtlinie, der FFH-Richtlinie, des Bundes- und Landesnhatur-
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schutzrechtes die wertgebenden Tier- und Pflanzenarten und Lebensraume der betroffenen Schutzge-
biete zu beriicksichtigen. Die wirtschaftenden landwirtschaftlichen Betriebe sind nach den gesetzlichen
Umweltvorschriften (Bundesnaturschutzgesetz, Bremisches Naturschutzgesetz, Gesetz Uber die Um-
weltvertraglichkeitsprifung etc.) nicht erfasst. Kommt es im Falle, wie bei dem geplanten Ausbau
A 281 BA 3/2 dazu, dass ein landwirtschaftlicher Betrieb betroffen ist, wird die Betroffenheit vom
Vorhabentrager durch ein landwirtschaftliches Gutachten ermittelt und entsprechend dem notwendigen
Handlungsbedarf verfahren. Siehe hierzu Punkt 1 bis 4.

Soweit die Einwendungen nicht durch Zusagen ihre Erledigung gefunden haben (Punkt 1), mit
der Auflage fur den Vorhabentrager, sich au3erhalb des Planfeststellungsverfahrens mit dem
Einwender entschadigungsmafig zur Abwendung der Existenzgefdhrdung zu einigen, waren
die Einwendungen zuriickzuweisen.

Einwendung durch die Rechtsanwaélte Lauprecht, RA Dr. Giesen fur Herrn Wilken Kdhler jun.
Herr Dr. Giesen tragt ergénzend zu den von Herrn Wilken Kohler jun. mit Schreiben vom 02.01.2007
bereits gedulRerten Einwendungen Folgendes vor:

1. Antrag auf die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand und Einladung zum Erdrterungstermin
Wie bereits unter zu 2 entschieden, hat sich dieser Antrag erledigt.

2. Es findet ein zu starker Eingriff in die bewirtschafteten Flachen durch die Verlegung des
Muhlenhauser Fleets statt. Das zu verlegende Fleet ist Uberdimensioniert und so geplant, dass
mehr landwirtschaftliche Flachen verloren gehen, als notwendig wéren

Der vorgesehene Querschnitt des Mihlenhauser Fleetes ist aus Grinden der hydraulischen Leistungs-
fahigkeit als Hauptvorfluter der Stromer Feldmark und Vorflut fir das Woltmershauser Mittelkampsfleet
erforderlich und kann nicht wesentlich eingeschrankt werden. Die Flacheninanspruchnahme durch
Trasse und Verlegung des Mihlenhauser Fleetes wurde auf das notwendige Mindestmald reduziert.
Hierbei waren die bestehenden Ausgleichsflaichen (Dreiecksflachen) sowie der GVZ-Grenzgraben
zwingend zu bertcksichtigen. Der Querschnitt des Miuhlenhauser Fleets kann nach den Ergebnissen
der wassertechnischen Untersuchungen und AusgleichsmalRhahmen nicht weiter eingeschrankt wer-
den. Das Miuhlenhauser Fleet kann die erforderlichen 6kologischen Funktionen ausschlief3lich im Zu-
sammenhang mit den Uferrandbereichen erfillen. Die Nachweise hiertber sind in Unterlage 13.6, Ord-
ner 4 enthalten.

Unter Einbeziehung des Freihaltekorridors stdlich des GVZ von ca. 33,0 m zwischen dem Entwasse-
rungsgraben (GVZ-Graben) auf der Nordseite und dem Muhlenhauser Fleet auf der Siidseite wurde im
Rahmen der Aufstellung des RE-Entwurfs festgestellt, dass die ortlich gegebenen Abmessungen des
Freihaltekorridors unter Berlcksichtigung der vielféltigen Anforderungen und vorhandenen Zwangs-
punkte (vorhandene Ausgleichsflachen, 110 kV-Leitung, Entwasserungsgraben Siud, Guterverkehrs-
zentrum etc.) nicht ausreichend fir den notwendigen Stral3enquerschnitt waren. Das Ziel, die kosten-
aufwandige Verlegung des Miihlenhauser Fleets zu vermeiden, konnte bei der weiteren Planung nicht
erreicht und ein Eingriff in bewirtschaftete landwirtschaftliche Flachen nicht vermieden werden.

3. Die Planung verstol3t gegen das Gebietsschutzregime nach der Vogelschutz- und nach der
Flora-Fauna-Habitatrichtlinie

Die Planung verstol3t nicht gegen das Schutzregime der Vogelschutz- und der FFH-Richtlinie. In der
Unterlage 12.6 und 12.7, Ordner 4 sind die Auswirkungen des geplanten Projektes auf das Gebiets-
schutzregime des EU-Vogelschutzgebietes ,Niedervieland* und das FFH-Gebiet ,Niedervieland —
Stromer Feldmark® detailliert ermittelt und bewertet. Im Ergebnis wird festgestellt, dass sich durch das
geplante Projekt keine erheblichen Beeintrdchtigungen der Schutz- und Erhaltungsziele des Vogel-
schutzgebietes und des FFH-Gebietes ergeben (siehe Kap. 9 der jeweiligen Unterlage).

Dieses Ergebnis wird im Rahmen der FFH-Vertraglichkeitspriifung gemal § 26 ¢ BremNatSchG und
8§ 34 BNatSchG durch die zustdndige Behdrde mit Schreiben vom 12. Mai 2006 bestétigt. Das Schrei-
ben ist als Anlage zu Unterlage 12.7, Ordner 4 Bestandteil der Planfeststellungsunterlagen (siehe auch
Stellungnahme des SBUV, Fachbereich Umwelt vom 12.02.2007). Dort wird auf Seite 4 ausgefihrt,
dass entsprechend den Ergebnissen der Vertraglichkeitspriifung gemall § 26 ¢ BremNatSchG und
§ 34 BNatSchG der Neubau der A 281 BA 3/2 unter Bericksichtigung der im LBP und der Einverneh-
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menserklarung dargestellten Minderungsmafl3nahmen zu keinen erheblichen Beeintréachtigungen der
Schutz- und Erhaltungsziele der Natura-2000 Gebiete fuhrt.

Dass fur das Gebiet nach wie vor das faktische Vogelschutzregime, also das strenge Belastigungsver-
bot nach Art. 4 Abs. 4 Vogelschutzrichtlinie (VSRL) gilt, ist nicht richtig. Ein Verfahren zur Herausnah-
me dieses Gebietes wurde von der EU abschlagig beschieden. Es ist daher davon auszugehen, dass
eine entsprechende Eignhung als Vogelschutzgebiet vorliegt. Die Ausweisung als Landschaftsschutz-
gebiet ist somit ausreichend, um den Ubergang des Schutzregimes vom Regime des Vogelschutzge-
bietes in das weniger strenge Schutzregime des FFH-Gebietsschutzes zu bewirken.

Bei dem geplanten Verlauf der Trasse wird das FFH-Gebiet Niedervieland/Stromer Feldmark berick-
sichtigt. In der Unterlage 12.7, Ordner 4 sind die Auswirkungen der Planungen auf dieses Gebiet de-
tailliert ermittelt und beschrieben. Negative Auswirkungen, die nicht kompensiert werden kénnen, sind
nicht erkennbar.

4. Die Planung verst6i3t gegen europdisches Artenschutzrecht

In der Anlage 1 zum LBP (Unterlage 12.1, Ordner 3) sind im Rahmen einer gutachterlichen Prifung die

artenschutzrechtlichen Belange detailliert ermittelt und dargestellt. Hierbei sind sowohl die Verbotstat-

bestande nach BNatSchG als auch die Verbotstatbestande nach der Vogelschutzrichtlinie und FFH-

Richtlinie geprift worden.

Von der zusténdigen Fachbehdrde wurde im Rahmen der Stellungnahme des Senators fir Bau, Um-

welt und Verkehr - Fachbereich Umwelt - vom 12.02.2007 festgestellt, dass:

e im geplanten Trassenbereich verschiedene besonders und einige streng geschitzte Arten vor-
kommen (siehe Anlage 1 zum LBP).

e Beeintrachtigungen dieser Arten durch BaumalRhahmen werden mit Vermeidungsmaf3hahmen re-

duziert bzw. verhindert. Aus diesem Grund erfolgt die erstmalige Flacheninanspruchnahme durch
den StraBenbau auf3erhalb der Brutzeit. Nester und Eier von Végeln werden somit nicht zerstort.
Um durch die Verfullung des Mihlenhauser Fleetes die negativen Auswirkungen auf Flora und
Fauna gering zu halten, wird ca. 1,5 Jahre vor Beginn dieser MaBhahmen ein neues Fleet ange-
legt. Die Verflllung erfolgt dartiber hinaus auf3erhalb der Laichzeit von Fischen und Amphibien
bzw. aul3erhalb der Eiablage- und Entwicklungszeit von Libellen. Schutzwirdige Grabenvegetation
wird vor der Verfilllung umgesetzt.
Die im Zuge der BaumalRnahmen notwendige Inanspruchnahme von Teilbiotopen fihrt nicht dazu,
dass die betroffenen Lebensstétten ganzlich geschadigt oder gestoért werden. Die Gesamtfunktion
der Lebensstatten bleibt erhalten bzw. wird durch funktionserhaltende Ausgleichs- und Ersatzmal3-
nahmen wiederhergestellt.

e Storungen durch den Betrieb der Autobahn, die sich erheblich auf die Zielsetzung der Vogelschutz-
richtlinie auswirken, werden nicht erwartet.

Einzelne todliche betriebsbedingte Kollisionen von Individuen kdnnen nicht ganzlich ausgeschlos-
sen werden, unterliegen jedoch dem ,allgemeinen Lebensrisiko“. Negative Auswirkungen auf den
lokalen Bestand von Arten werden nicht erwartet.

Verschiedene Malinahmen zur Vermeidung von Kollisionen wéhrend des Betriebes der A 281 wer-
den bei der Planung bereits durch Gehdlzpflanzungen zur Leitung von fliegenden Tieren und einem
Schutzzaun fir Amphibien bertcksichtigt.

Unter Berlcksichtigung der von der LANA (Landerarbeitsgemeinschaft Naturschutz) empfohlenen

~Hinweise zur Anwendung des européischen Artenschutzrechtes bei der Zulassung von Vorhaben und

Planungen” vom 29.05.2006 ist festzustellen, dass die Verbotstatbestdnde des BNatSchG nicht erfiillt

werden. Die Erteilung einer Befreiung von den Verboten des BNatSchG ist somit nicht erforderlich.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass aus Artenschutzgriinden keine Bedenken gegen die vorlie-

gende Planung bestehen.

5. Die von der Planung in Anspruch genommenen Flachen sind fir die Aufrechterhaltung der
Existenz des Betriebes unbedingt notwendig

Durch den Landentzug wird der Betrieb von Herrn Kéhler jun. in seiner Existenzfahigkeit bedroht.

In der Abwéagungsentscheidung, auch im Hinblick, dass es sich in diesem Fall um einen Eingriff in ein
grundrechtlich geschitztes Eigentum im Sinne des Grundgesetzes Artikel 14 handelt, sowie die Ge-
fahrdung eines ausgelibten Gewerbebetriebes, wird dem Vorhabentrager auferlegt, sich aufl3erhalb des
Planfeststellungsverfahrens mit dem Einwender entschadigungsméalig so zu vergleichen, dass eine
Existenzgefahrdung des Betriebes abgewendet wird. Mogliche Malinahme zur Reduzierung der Exis-
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tenzgefahrdung ware primér die Bereitstellung von landwirtschaftlichen Flachen als Ersatz fir die ent-
zogenen Eigentumsflachen oder die Abwendung der Existenzgefédhrdung durch monetare Zahlungen.

Soweit die Einwendungen nicht durch Zusagen ihre Erledigung gefunden haben (Punkt 5), mit
der Auflage fur den Vorhabentrager, sich aulRerhalb des Planfeststellungsverfahrens mit dem
Einwender entschadigungsmafig zur Abwendung der Existenzgefahrdung zu einigen, waren
die Einwendungen zuriickzuweisen

Zu 3:
Frau Inge WeifR-Pawlik und Herr Dr. Peter-Michael Pawlik machen folgende Einwendungen geltend:

1. Die geplante Trassenfuihrung ist falsch. Sie hatte durch das GVZ gefihrt werden missen, so
dass die Geb&ude des GVZ als eine Art Larmschutzwall zur Stromer LandstralRe dienen kénnten
Durch die zustandigen Fachbehdrden der Freien Hansestadt Bremen wurden im Vorfeld der StraRen-
planung mehrere Trassenvarianten untersucht und die jetzige Trassenlage weitgehend fixiert. Entspre-
chende Darstellungen sind im Flachennutzungsplan 1983 der Stadtgemeinde Bremen enthalten. Diese
Linienfihrung wird mit dem Flachennutzungsplan von 2001 bestétigt. Diese im Flachenutzungsplan
Bremens festgelegte, vom Bundesminister fiir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) linienbe-
stimmte und auch dafir freigehaltene Trasse sidlich vom GVZ war und ist vor dem Hintergrund dieser
Festlegung Grundlage aller bisher durchgefihrten Planungen. Durch die Realisierung der A 281 soll
eine leistungsfahige Autobahneckverbindung zwischen der A 27 und der A 1 hergestellt werden. Hier-
zu bedarf es eines vierstreifigen Autobahnquerschnitts, auf dem der schnell fahrende Fernverkehr sto-
rungsfrei abgewickelt werden kann. Somit sind nur an den verkehrlich notwendigen Stellen Anschluss-
stellen zulassig. Eine Abwicklung des regionalen Verkehrs und eine Erschlieung von Grundstiicken
muss daher Uber das nachgeordnete Netz, dem stadtischen Netz erfolgen (z.B. Merkurstral3e). Dem-
entsprechend ist eine Trassierung innerhalb des GVZ nicht mdglich. Die ErschlieBung der GVZ-
Grundstucke ist auf die Merkurstral3e ausgerichtet.

Zu einer moglichen Larmreduzierung durch Gebaude des GVZ liegen keine Angaben vor, da sich aus
vg. Grinden eine larmtechnische Untersuchung ausschlief3t.

2. Bei der jetzt vorgesehenen Trassenfihrung ist es unverstandlich, dass auf aktive Larm-
schutzmallinahmen verzichtet werden soll

Es trifft zu, dass der Neubau der A 281 BA 3/2 in Dammlage ohne aktive LArmschutzmalinahmen ge-
plant ist. Die geplante Dammlage resultiert aus Griinden der Standsicherheit des Stral3enkérpers so-
wie der Sicherstellung der Entwasserung.

Die Bemessung der aktiven und passiven Schallschutzmaflinahmen ist nach den gesetzlichen Bestim-
mungen und Vorschriften vorgenommen worden. Gesetzliche Grundlage fiir die Durchfiihrung von
LarmschutzmalRnahmen beim Bau oder der wesentlichen Anderung von StraRen sind die §§ 41 und
42 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) vom 26.09.2002, zuletzt geandert durch Art. 3
des Gesetzes vom 18.12.2006, in Verbindung mit der gemaf § 43 BImSchG erlassenen Sechzehnten
Verordnung zur Durchfiihrung des Bundesimmissionsschutzgesetzes (Verkehrslarmschutzverordnung
— 16. BImSchV) vom 12.06.1990, zuletzt gedndert durch Art. 3 des Gesetzes vom 19.09.2006. In der
Verkehrslarmschutzverordnung sind die larmschutzauslosenden Kriterien festgelegt, wie die Definition
der wesentlichen Anderung, die zu beachtenden Immissionsgrenzwerte und die Einstufung betroffener
Gebiete in eine Gebietskategorie. Beim Neubau der Autobahn einschlief3lich ihrer Anpassungsstrecken
an die vorhandenen Stral3en sind die Immissionsgrenzwerte gemaf § 2 der 16. BImSchV anzuwen-
den. Nach § 41 (1) BImSchG muss beim Bau oder der wesentlichen Anderung einer 6ffentlichen Stra-
Be sichergestellt werden, dass durch Verkehrsgerausche keine schadlichen Umwelteinwirkungen her-
vorgerufen werden konnen, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind (aktiver Larmschutz).
Dies gilt nach § 41 (2) BImSchG jedoch nicht, wenn die Kosten aul3er Verhéltnis zu dem angestrebten
Schutzzweck stehen.

Unter Berlcksichtigung dieser Grundsatze wurde vom Vorhabentrager kein aktiver Schallschutz ge-
plant, da die von der A 281 BA 3/2 ausgehenden Verkehrslarmemissionen an den zu schitzenden
Wohngebauden entlang der Stromer Landstral3e und der Wiedbrokstral3e, mit Ausnahme der Gebaude
Stromer LandstraBe Nr. 7 und 10, die nutzungsspezifischen Immissionsgrenzwerte gemaf
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16. BImSchV nicht Uberschreiten. Die Gebaude, an denen die Immissionsgrenzwerte Uberschritten
werden, haben dem Grunde nach Anspruch auf Objektschutz (passiven Larmschutz).

Die Verwallung auf der sudlichen Seite der geplanten Autobahn dient ausschlie3lich dem Sicht- und
Immissionsschutz fur Licht und Luftschadstoffe, sowie zur landschaftsgerechten Einbindung der A 281
BA 3/2 in das Landschaftsbild. Auch werden durch die Verwallung mit den geplanten Gehdlzpflanzun-
gen Kollisionen mit Vogeln wahrend des Betriebs vermieden.

Die Verwallung dient aus den vg. Grinden nicht dem Larmschutz.

3.a) Die Gradiente soll unter dem bisherigen Geldndeniveau im Einschnitt verlaufen und der an-
fallende Bodenaushub kénnte an Ort und Stelle fur eine Verwallung in Richtung Strom verwen-
det werden

Die Gradiente muss aus Griinden der Standsicherheit des StralRenkérpers und Sicherstellung der Ent-
wasserung mit rd. 1,65 m tGiber dem heutigen Geldnde geplant werden.

Bei einem notwendigen Bodenaustausch werden die anfallenden Massen zusammen mit den Sand-
massen aus dem Uberschiittverfahren zur Herstellung der geplanten Verwallung sudlich der Trasse
verwendet.

3.b) Die vorgesehene Verwallung mit einer Héhe von 1,1 m tber der Gradiente ist zu niedrig, um
eine nennenswerte Wirkung zu erzielen

Die Verwallung auf der stdlichen Seite der geplanten Autobahn dient ausschlie3lich dem Sicht- und
Immissionsschutz fur Licht und Luftschadstoffe, sowie zur landschaftsgerechten Einbindung der A 281
BA 3/2 in das Landschaftsbild. Auch werden durch die Verwallung mit den geplanten Gehdlzpflanzun-
gen Kollisionen mit Vdgeln wahrend des Betriebs vermieden.

Diese Zielsetzungen werden mit einer Verwallungshdhe von 1,1 m tber der Gradiente erreicht.

Die Verwallung dient nicht dem Larmschutz.

3.c) Alternativ kdnnte auf die Verwallung ein Larmschutzzaun (Larmschutzwand) von 2 m Hbhe
gesetzt werden. Dieser wirde den geplanten Wildschutzzaun tberflissig machen

Wie bereits unter Punkt 2 erlautert, wurde der von der StraRe ausgehende Larm berechnet und beur-
teilt. Anspruch auf Objektschutz besteht dem Grunde nach lediglich an zwei Gebauden am 6stlichen
Ende der Stromer LandstralRe. Fir die betroffenen Gebaude kommen daher passive Larmschutzmal3-
nahmen in Betracht. Aktiver La&rmschutz ist aus Grinden der Verhaltnismafigkeit auszuschliel3en.
Dementsprechend kann auf den geplanten Wildschutzzaun nicht verzichtet werden.

4. Keine formale Berufung auf irgendwelche Grenzwerte, die nach einer doch nicht nachvoll-
ziehbaren sog. schalltechnischen Untersuchung angeblich nicht Uberschritten werden. Bei dem
geplanten Bau der A 281 BA 3/2 soll wenigstens der Grundsatz des § 41 BImSchG befolgt wer-
den: Beim Bau einer 6ffentlichen Stralle muss sichergestellt werden, dass durch Verkehrsge-
rdusche keine schadlichen Umwelteinwirkungen hervorgerufen werden kdénnen, die nach dem
Stand der Technik vermeidbar sind

Fur die Bemessung der aktiven und passiven SchallschutzmalRnahmen sind explizit die gesetzlichen
Bestimmungen und Vorschriften anzuwenden, die der Gesetzgeber erlassen hat. Eine Ermessungs-
entscheidung des Vorhabentragers, die vorgegebenen Grenzwerte nicht einzuhalten, ist rechtlich nicht
maglich.

Gesetzliche Grundlage fur die Durchfiihrung von LarmschutzmaBhahmen beim Bau oder der wesentli-
chen Anderung von StraRen sind die 88§ 41 und 42 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 26.09.2002, zuletzt geandert durch Art. 3 des Gesetzes vom
18.12.2006 (BGBI.I S. 3180) in Verbindung mit der gemaR § 43 BImSchG erlassenen Sechzehnten
Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissionschutzgesetzes (Verkehrslarmschutzverordnung,
16. BImSchV) vom 12.06.1990, geandert durch Art. 3 des Gesetzes vom 19.09.2006 (BGBI.I S. 2146).
In der Verkehrslarmschutzverordnung sind die larmschutzauslésenden Kriterien festgelegt, wie die zu
beachtenden Immissionsgrenzwerte und die Einstufung betroffener Gebiete in eine Gebietskategorie.
Bestandteil der Planfeststellungsunterlagen ist eine schalltechnische Untersuchung (Unterlage 11;
Ordner 2). Beim Neubau der A 281 BA 3/2 einschliel3lich ihrer Anpassungsstrecken an die vorhande-
nen Strafl3en sind daher die Immissionsgrenzwerte geman § 2 der 16. BImSchV anzuwenden.

Nach § 41 (1) BImSchG muss beim Bau oder wesentlichen Anderung einer 6ffentlichen StraRe sicher-
gestellt werden, dass durch Verkehrsgerdausche keine schadlichen Umwelteinwirkungen hervorgerufen
werden kdnnen, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind (aktiver Larmschutz). Dies gilt nach
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§ 41 (2) BImSchG jedoch nicht, wenn die Kosten auf3er Verhaltnis zu dem angestrebten Schutzzweck
stehen.

Unter Bertcksichtigung dieser Grundsatze wurde vom Vorhabentrager kein aktiver Schallschutz ge-
plant, da die von der A 281 BA 3/2 ausgehenden Verkehrslarmemissionen an den zu schitzenden
Wohngebauden entlang der Stromer Landstral3e und der Wiedbrokstral3e, mit Ausnahme der Gebaude
Stromer LandstraBe Nr. 7 und 10, die nutzungsspezifischen Immissionsgrenzwerte gemali
16. BImSchV nicht Uberschreiten. Dem Grundsatz des 8§ 41 BImSchG wurde also vom Vorhabentrager
entsprochen.

Die Einwendungen waren daher zuriickzuweisen.

Zu 4:
Herr RA Giebeler macht fir Herrn Horstmann folgende Einwendungen geltend:

1. Durch die geplanten Bau-/AusgleichsmaRnahmen A 281 BA 3/2 werden landwirtschaftliche
Nutzflachen zerschnitten. Damit verbunden sind erhebliche Erschwerungen der Bewirtschaf-
tung. Weiter stellt sich Frage, wie ein Ausgleich fur die in Anspruch genommenen Flachen er-
folgen soll

Durch die zustandigen Fachbehdrden der Freien Hansestadt Bremen wurden im Vorfeld der Stral3en-
planung mehrere Trassenvarianten untersucht und die jetzige Trassenlage weitgehend fixiert. Entspre-
chende Darstellungen sind im Flachennutzungsplan 1983 der Stadtgemeinde Bremen enthalten. Diese
Linienfihrung wird mit dem Flachennutzungsplan von 2001 bestétigt. Diese im Flachenutzungsplan
Bremens festgelegte, vom Bundesminister fiir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) linienbe-
stimmte und auch dafir freigehaltene Trasse sidlich vom GVZ war und ist vor dem Hintergrund dieser
Festlegung Grundlage aller bisher durchgefiihrten Planungen. Durch die Realisierung der A 281 soll
eine leistungsfahige Autobahneckverbindung zwischen der A 27 und der A 1 hergestellt werden. Hier-
zu bedarf es eines vierstreifigen Autobahnquerschnitts, auf dem der schnell fahrende Fernverkehr sto-
rungsfrei abgewickelt werden kann. Somit sind nur an den verkehrlich notwendigen Stellen Anschluss-
stellen zuléssig. Eine Abwicklung des regionalen Verkehrs und eine ErschlieBung von Grundstiicken
muss daher Uber das nachgeordnete Netz, dem stadtischen Netz erfolgen (z.B. Merkurstraf3e).

Durch den geplanten Bau der A 281 BA 3/2 sind Eigentums- und Pachtflachen von Herrn Horstmann
betroffen. Grunderwerbsverhandlungen und Geltendmachung von Entschadigungsanspriichen sind
nicht Gegenstand des Planfeststellungsverfahrens und sind deshalb in einem nachgeordneten Verfah-
ren mit dem Vorhabentrager zu regein.

2. Es bestehen Zweifel, ob eine Notwendigkeit fir die Erstellung des Bauabschnitts 3/2 der
A 281 gegeben ist

Ist ein Vorhaben, wie die A 281, als vordringlicher Bedarf im Bundesverkehrswegeplan ausgewiesen,
ist nach gesetzgeberischer Wertung unter Bedarfsgesichtspunkten eine Planrechtfertigung und somit
auch eine Notwendigkeit zur Realisierung des Bauabschnittes 3/2 der A 281 vorhanden.

Fur die StraBenplanung ist der Grundsatz anerkannt, dass die jeweils planfestgestellten Abschnitte
grundsatzlich eine selbstandige Verkehrsbedeutung haben muissen. Es dirfen daher Abschnitte gebil-
det werden, die einen eigenstandigen Verkehrswert haben, auch wenn das Gesamtplanungskonzept
im Nachhinein scheitern sollte. Dies folgt aus der Uberlegung, dass der von einer StraBenplanung be-
troffene Grundstickseigentimer den Entzug seines Eigentums nur dann hinnehmen muss, wenn der
einzelne Abschnitt eine selbststandige Verkehrsbedeutung hat und nicht als Torso, sozusagen im
Nichts, endet.

Die Aufspaltung einer Planung ist grundsatzlich zuléassig, wenn sich die Teilplanung nicht derart ver-
selbststandigt, dass durch die Gesamtplanung ausgeltste Probleme unbewadltigt bleiben. Die Folgen
des jeweiligen Abschnitts fur die weitere Planung dirfen nicht ausgeblendet werden. Denn wenn eine
Planung vor objektiv uniberwindbaren Hindernissen steht oder solche nach sich zieht, verfehlt sie ih-
ren gestaltenden Auftrag. In der Planfeststellung fir einen einzelnen Abschnitt sind allerdings die Aus-
wirkungen auf nachfolgende Planabschnitte oder auf das Gesamtvorhaben noch nicht in allen Einzel-
heiten abschlieRend zu prufen. Vielmehr reicht fir die nachfolgenden Abschnitte die Prognose aus,
dass der Verwirklichung des Gesamtvorhabens keine untiberwindlichen Hindernisse entgegenstehen.
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Der Bauabschnitt BA 3/2 der A 281 geniigt diesen Grundsétzen, insbesondere im Hinblick auf den
ausreichenden Verkehrswert.

Auf dem Bauabschnitt 3/2 ergibt sich gemaR der aktuellen Verkehrsprognose aus dem Jahr 2005 /
2006 nach dem Netzschluss mit der B 212n (VerknUpfung Uber die AS Bremen-Strom) ein DTV-Wert
fur das Prognosejahr 2015 von ca. 22.000 Kfz/24h. Eine Betrachtung des Bauabschnitts 3/2 ohne die
Realisierung der B 212n prognostiziert einen DTV-Wert von ca. 21.000 Kfz/24h fir den Prognosehori-
zont 2015.

3. Eingriff in den landwirtschaftlichen Betrieb durch Durchschneidungsschéaden und unginsti-
ge Flachenzuschnitte, verlangerte Anfahrzeiten durch Abschneidung von Wirtschaftswegen,
eingeschrankte Be-/ Entwasserung durch Flacheninanspruchnahme

Durch die Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen Flachen fir den Bau der A 281 BA 3/2 ist eine
Existenzgeféahrdung nicht ersichtlich. Die Anfahrbarkeit der Nutzungsflachen auf Wirtschaftswegen ist
weiterhin gewéhrleistet. Auch eine eingeschrankte Be- und Entwédsserung durch Flacheninanspruch-
nahmen ist durch die Ergebnisse der wassertechnischen Untersuchungen (Unterlage 13; Ordner 4)
nicht erkennbar.

Die angefuhrten unginstigen Flachenzuschnitte, Durchschneidungsschaden, die Einschrankung von
Be- und Entwasserungseinrichtungen sowie eventuelle Umwege und verlangerte Anfahrzeiten und die
daraus unter Umstanden resultierenden Entschadigungsanspriiche und deren Regelung sind nicht
Gegenstand des Planfeststellungsverfahrens und sind deshalb in einem nachgeordneten Verfahren
unter eventueller Erstellung eines Gutachtens mit dem Vorhabentrager zu regeln.

4. Es wird bestritten, dass die Ergebnisse der La&rmberechnung zutreffend sind. Bei der Umset-
zung der geplanten MalRnhahme ist mit erheblich héheren Larmbeléastigungen zu rechnen, durch
die dann auch letztlich unser Mandant beeintréachtigt wird

Die Bemessung der aktiven und passiven Schallschutzmaflinahmen ist nach den gesetzlichen Bestim-
mungen und Vorschriften vorgenommen worden. Gesetzliche Grundlage fir die Durchfihrung von
LarmschutzmalRnahmen beim Bau oder der wesentlichen Anderung von StraRen sind die 88 41 und 42
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) vom 26.09.2002, zuletzt geandert durch Art. 3 des
Gesetzes vom 18.12.2006, in Verbindung mit der gemaf § 43 BImSchG erlassenen Sechzehnten Ver-
ordnung zur Durchfiilhrung des Bundesimmissionsschutzgesetzes (Verkehrslarmschutzverordnung —
16. BImSchV) vom 12.06.1990, zuletzt geandert durch Art. 3 des Gesetzes vom 19.09.2006. In der
Verkehrslarmschutzverordnung sind die larmschutzauslésenden Kriterien festgelegt, wie die Definition
der wesentlichen Anderung, die zu beachtenden Immissionsgrenzwerte und die Einstufung betroffener
Gebiete in eine Gebietskategorie. Beim Neubau der Autobahn einschlieRlich ihrer Anpassungsstrecken
an die vorhandenen Straf3en sind die Immissionsgrenzwerte gemall § 2 der 16. BImSchV anzuwen-
den. Nach § 41 (1) BImSchG muss beim Bau oder der wesentlichen Anderung einer offentlichen Stra-
Be sichergestellt werden, dass durch Verkehrsgerausche keine schadlichen Umwelteinwirkungen her-
vorgerufen werden kdnnen, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind (aktiver Larmschutz).
Dies gilt nach § 41 (2) BImSchG jedoch nicht, wenn die Kosten auf3er Verhaltnis zu dem angestrebten
Schutzzweck stehen.

Unter Bertcksichtigung dieser Grundsatze wurde vom Vorhabentrager kein aktiver Schallschutz ge-
plant, da die von der A 281 BA 3/2 ausgehenden Verkehrslarmemissionen an den zu schitzenden
Wohngeb&uden entlang der Stromer Landstrafl3e und der Wiedbrokstral3e, mit Ausnahme der Geb&ude
Stromer LandstraBe Nr. 7 und 10, die nutzungsspezifischen Immissionsgrenzwerte gemaf
16. BImSchV nicht Gberschreiten.

Bestandteil der Planfeststellung ist eine schalltechnische Untersuchung (Anlage 11, Ordner 2). Bei der
hierin durchgefuhrten Prifung beziglich der Erforderlichkeit von LarmschutzmafRnahmen beim Bau
oder der wesentlichen Anderung von StraRen sind nicht gemessene Werte zu Grunde zu legen, son-
dern Mittelungspegel nach préazisen Vorgaben zu errechnen. Die Berechnung ist gemafl Verkehrs-
larmschutzverordnung nach einem genau vorgeschriebenen Verfahren durchzufiihren und bertcksich-
tigt alle denkbaren Faktoren, die den Larm beeinflussen kénnen, wie Starke und zuléassige Hochstge-
schwindigkeiten des Verkehrs, Steigungen/Gefalle, LKW-Anteil, Fahrbahnbeschaffenheiten, Abstand
zwischen Strafen und dem zu schiutzenden Objekt, Windrichtung, Reflexionen, Zuschlage bei lichtsig-
nalgesteuerten Kreuzungen etc. Bei der Berechnung ist ferner ausschliel3lich der von der neu zu bau-
enden Stral3e ausgehende Larm zu bericksichtigen. Eine bereits vorhandene Larmbelastung (Larm-
vorbelastung) geht in die Berechnung nicht ein.
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Die Berechnungen wurden, unter Zugrundelegung prognostizierter Verkehrsbelastungen fur die A 281,
nach dem in der Verkehrslarmschutzverordnung (16. BImSchV) angegebenen Rechenverfahren RLS-
90 mit dem anerkannten Berechnungsprogramm (Soundplan) durchgefuhrt. Es hat sich herausgestellt,
dass die Larmberechnungen auf der sicheren Seite liegen und fur die Betroffenen grundsatzlich gins-
tiger sind als z.B. gemessene Werte.

Durch den Bau der A 281 BA 3/2 werden am Wohnhaus Stromer Landstral3e 40 nach der Berechnung
(Anlage 11, Ordner 2) die Grenzwerte nicht erreicht. Hieraus resultiert, dass ObjektschutzmalRhahmen
nicht in Betracht kommen kdnnen.

Die Einwendungen waren daher zuriickzuweisen.

Zu 5:

GNUU e.V.

Durch das Gesetz zur Beschleunigung von Planungsverfahren flr InfrastrukturmalBnahmen vom
09. Dezember 2006 (BGBI. | S. 2833) wurde im Art. 2 das BundesfernstralRengesetz (FStrG) wie folgt
geéandert. 8 17 a Nr. 3 FStrG bestimmt nunmehr, dass fur nach landesrechtlichen Vorschriften im Rah-
men des 8 60 des Bundesnaturschutzgesetzes anerkannte Vereine das Verwaltungsverfahrensgesetz
(VWVITG) § 73 (4) entsprechend gilt, d.h. eine Einwendung kann nur noch bis zwei Wochen nach Ende
der Auslegungsfrist erhoben werden. § 73 (6) des VwV{G gilt entsprechend, wenn die Vereinigungen
fristgerecht Stellung genommen haben. Sie sind von dem Erdrterungstermin zu unterrichten.

Mit Schreiben der Anhorungsbehotrde, datiert vom 21.12.2006, korrigiert mit Schreiben vom
22.12.2006, wurde der Gesamtverband Natur- und Umweltschutz Unterweser e.V. (GNUU e.V.) dar-
Uber informiert, dass auf Grundlage des Gesetzes zur Beschleunigung von Planungsverfahren fur Inf-
rastrukturmafnahmen Einwendungen gegen den Plan nach Ablauf der Einwendungsfrist am 03. Janu-
ar 2007 ausgeschlossen seien, da gemal § 24 (1) FStrG vor dem 17.12.2006 beantragte Planfeststel-
lungsverfahren nach den neuen Vorschriften weitergefiihrt werden. Dieses Schreiben wurde mit der
normalen Post versandt, ein Zustellungsnachweis liegt mithin nicht vor. Auch der Stellungnahme des
GNUU e.V. ist kein Hinweis zu entnehmen, dass das Schreiben dort eingegangen ist.

Mit Schreiben vom 9.11.2006 war dem GNUU e.V. zu Beginn des Anhdrungsverfahrens wie bis dahin
Ublich im Rahmen der Beteiligung der Trager offentlicher Belange (T6B) eine Frist fur die Abgabe einer
Stellungnahme bis zum 13. Februar 2007 eingeraumt worden. Ubliches Verfahren war bis zu diesem
Zeitpunkt dartiber hinaus, am Fristende die noch nicht vorliegenden Stellungnahmen anzumahnen und
Fristverlangerung zu gewdahren.

Die Einwendung des GNUU e.V. ist am 13. Februar 2007 bei der Anhérungsbehérde eingegangen. Die
Anhorungsbehdrde geht davon aus, dass der Einwender prakludiert ist, da die Einwendung nach dem
03. Januar 2007 eingegangen ist.

Dem Anhdrungsvorgang (z.B. Stellungnahme des GNUU e.V.) ist kein einziger Hinweis zu enthehmen,
dass das fristverkurzende Schreiben seinen Empfanger tiberhaupt erreicht hat.

Zudem wurde diese Mitteilung, zukinftig nicht mehr als T6B, sondern als Privater behandelt zu wer-
den, kurz vor Heiligabend abgesendet, noch dazu mit Fristsetzung 3.1., d.h. unmittelbar nach Neujahr.
Es ist mithin ein Zeitraum betroffen, in dem sehr viele Arbeitnehmer Urlaub haben und gerade ehren-
amtlich besetzte Geschéftsstellen wie die der betr. Naturschutzverb&nde mit gré3ter Wahrscheinlich-
keit nicht besetzt sind. Eine solche Fristsetzung halt die Planfeststellungsbehérde fir nicht den
Grundsatzen der Verhaltnismafigkeit sowie von Treu und Glauben entsprechend und ware auch aus
diesem Grund nicht bereit, die Einwendung als verspétet zu bewerten.

Nach vorliegender Sachlage wird seitens der Planfeststellungsbehdrde festgestellt, dass der Einwen-
der nicht prékludiert ist. Die Einwendung / Stellungnahme des GNUU e.V., datiert vom 8. Februar
2007, muss daher als fristgerecht eingelegt betrachtet werden. Eine Praklusion ist nicht eingetreten.

Einwendung/Stellungnahme
Der GNUU e.V. macht folgende Einwendungen geltend:

1. Fur den Bau der A 281 BA 3/2 ohne BA 4 (kein Investor) und B 212n (kein Verfahren) ist ein
ausreichender Verkehrswert nicht gegeben. Es wird daher die Forderung erhoben, die Planfest-
stellungsverfahren A 281 BA 3/2 und BA 4 zusammen zu legen
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Fur die StralRenplanung ist der Grundsatz anerkannt, dass die jeweils planfestgestellten Abschnitte
grundsatzlich eine selbstandige Verkehrsbedeutung haben missen. Es dirfen daher Abschnitte gebil-
det werden, die einen eigenstandigen Verkehrswert haben, auch wenn das Gesamtplanungskonzept
im Nachhinein scheitern sollte. Dies folgt aus der Uberlegung, dass der von einer StraBenplanung be-
troffene Grundstiickseigentimer den Entzug seines Eigentums nur dann hinnehmen muss, wenn der
einzelne Abschnitt eine selbststédndige Verkehrsbedeutung hat und nicht als Torso, sozusagen im
Nichts, endet.

Die Aufspaltung einer Planung ist grundsatzlich zuléssig, wenn sich die Teilplanung nicht derart ver-
selbststandigt, dass durch die Gesamtplanung ausgeltste Probleme unbewaéltigt bleiben. Die Folgen
des jeweiligen Abschnitts fur die weitere Planung dirfen nicht ausgeblendet werden. Denn wenn eine
Planung vor objektiv uniberwindbaren Hindernissen steht oder solche nach sich zieht, verfehlt sie ih-
ren gestaltenden Auftrag. Im Planfeststellungsverfahren fir einen einzelnen Abschnitt sind allerdings
die Auswirkungen auf nachfolgende Planabschnitte oder auf das Gesamtvorhaben noch nicht in allen
Einzelheiten abschlieBRend zu priufen. Vielmehr reicht fir die nachfolgenden Abschnitte die Prognose
aus, dass der Verwirklichung des Gesamtvorhabens keine uniiberwindlichen Hindernisse entgegen-
stehen.

Der Bauabschnitt BA 3/2 der A 281 gentigt diesen Grundsatzen, insbesondere im Hinblick auf den
ausreichenden Verkehrswert. Auf dem Bauabschnitt 3/2 ergibt sich gemald der aktuellen Verkehrs-
prognose aus dem Jahr 2005 / 2006 nach dem Netzschluss mit der B 212n (Verknupfung Uber die AS
Bremen-Strom) ein DTV-Wert fur das Prognosejahr 2015 von ca. 22.000 Kfz/24h. Eine Betrachtung
des Bauabschnitts 3/2 ohne die Realisierung der B 212n prognostiziert einen DTV-Wert von ca. 21.000
Kfz/24h fur den Prognosehorizont 2015.

Es besteht nicht die Gefahr der Schaffung eines Planungstorsos, da der Bauabschnitt 3/2 tber den
Bauabschnitt 3/1 und die VerknUpfung mit der MerkurstralBe mit dem vorhandenen Verkehrsnetz ver-
bunden wird.

2. Fur alle BaumafRnahmen bei der Verlegung des Miuhlenhauser Fleets ist eine fachliche, 6ko-
logische Baubegleitung notwendig, um hier weitreichende Beeintrachtigungen des Grabensys-
tems im Niedervieland zu vermeiden

Einer 8kologischen Baubegleitung fiir alle BaumafRnahmen bei der Verlegung des Mihlenhauser Flee-
tes wird entsprochen. Diese ist notwendig, um weiterreichende Beeintrachtigungen des Grabensys-
tems im Niedervieland zu vermeiden.

Die konkrete Durchfiihrung von umfangreichen Baumaflinahmen kann Abweichungen vom geplanten
Ablauf erfordern. Es ist nicht auszuschlieRen, dass aus technischer Sicht geringfiigige Anderungen
unvorhergesehene Beeintrachtigungen nach sich ziehen kénnen. Damit keine folgenschweren Ent-
scheidungen ohne Beteiligung von Fachleuten gefallt werden, ist eine 6kologische Baubegleitung als
fester Bestandteil des Vorhabens vorgesehen.

Die 6kologische Baubegleitung hat die Aufgabe, die Vorgaben fir die Baudurchfiihrung (Baustellenein-
richtungsflachen, Lagerflachen, Zuwegungen, Bauzeitenplan) auszuarbeiten, die Einweisung der betei-
ligten Baufirmen in die bei der Bauausfilhrung zu bertcksichtigenden naturschutzfachlichen und 6ko-
logischen Belange vorzunehmen sowie die Begleitung aller Bauarbeiten im Hinblick auf die Berlck-
sichtigung der 6kologischen Aspekte. Eine ©6kologische Baubegleitung dient als vorhabensbezogene
MaRnahme zur Schadensbegrenzung im Sinne der FFH-Richtlinie.

3. Fur den Erfolg der ErsatzmalBhahme ist neben einer 6kologischen Grabenschau eine Kontrol-
le der landwirtschaftlichen Nutzung in Form eines Gebietsmanagement notwendig

Fur die zentralen AusgleichsmaBnahmen im Park links der Weser und im Oberblockland werden die
erforderlichen MaRnahmen zum Gebietsmanagement in Pflege- und Entwicklungsplanen festgelegt
und fortgeschrieben. Die landwirtschaftlichen Flachen im Park links der Weser und im Oberblockland
werden sich zum Zeitpunkt der Umsetzung der Malinahmen im 6ffentlichen Eigentum befinden. Die
vorgesehenen Bewirtschaftungsauflagen werden in den neu zu schlielenden Pachtvertrdgen veran-
kert. Die Einhaltung der vorgesehenen Nutzungsauflagen wird durch den im Rahmen der Pflegeplan-
aufstellung zu bestimmenden Flachenverwalter kontrolliert. (siehe auch ,Bauablaufplanung, Land-
schaftspflegerische Begleitplanung® unter ,VII Auflagen und Nebenbestimmungen)*

Soweit die Einwendungen/Stellungnahmen nicht durch Zusagen ihre Erledigung gefunden ha-
ben, waren diese zurtickzuweisen.
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Zu 6:
Die Landesjagerschaft Bremen e.V. macht folgende Einwendungen geltend:

1. Unabéanderlichkeit der Trassenfiihrung

Durch die zustandigen Fachbehdrden der Freien Hansestadt Bremen wurden im Vorfeld der StralRen-
planung mehrere Trassenvarianten untersucht und die jetzige Trassenlage weitgehend fixiert. Entspre-
chende Darstellungen sind im Flachennutzungsplan 1983 der Stadtgemeinde Bremen enthalten. Diese
Linienfihrung wird mit dem Flachennutzungsplan von 2001 bestatigt. Diese im Flachenutzungsplan
Bremens festgelegte, vom Bundesminister fur Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) linienbe-
stimmte und auch dafur freigehaltene Trasse sudlich vom GVZ war und ist vor dem Hintergrund dieser
Festlegung Grundlage aller bisher durchgefiihrten Planungen. Der Streckenverlauf orientiert sich aus
Richtung Norden kommend an der im Flachennutzungsplan Bremens dargestellten Linie in westlicher
Randlage der vorhandenen Spulfelder und dem Freihaltekorridor stidlich des GVZ zwischen dem Ent-
wasserungsgraben GVZ-Sud und den dkologisch wertvollen Ausgleichsflachen sidlichen des vorhan-
denen Muhlenhauser Fleets.

Durch die Realisierung der A 281 soll eine leistungsfahige Autobahneckverbindung zwischen der A 27
und der A 1 hergestellt werden. Hierzu bedarf es eines vierstreifigen Autobahnquerschnitts, auf dem
der schnell fahrende Fernverkehr storungsfrei abgewickelt werden kann. Somit sind nur an den ver-
kehrlich notwendigen Stellen Anschlussstellen zuldssig.

Eine Abwicklung des regionalen Verkehrs und eine ErschlieBung von Grundstiicken muss darum tber
das nachgeordnete Netz, dem stadtischen Netz, erfolgen (z.B. Merkurstral3e). Dementsprechend ist
eine Trassierung innerhalb des GVZ nicht méglich. Die ErschlieBung der GVZ-Grundstiicke ist auf die
Merkurstral3e ausgerichtet.

Die in den Planfeststellungsunterlagen dargestellte Planungslosung stellt daher unter Abwéagung aller
entscheidungsrelevanten Kriterien die glnstigste Variante dar. Andere Linienfihrungen sind aus 6ko-
logischen, bautechnischen und wirtschaftlichen Griinden auszuschliel3en.

2. Es gibt keine Moglichkeit der Uberpriifung der Eingriffsbilanzierung. Die darauf aufbauenden
Aussagen sind nicht priufbar. Es wird bezweifelt, ob Eingriffe, die nicht vor Ort ausgeglichen
werden kénnen, durch MalRnahmen an anderer Stelle kompensiert werden kénnen

Das Vorhaben stellt, wie in den Planfeststellungsunterlagen ausfihrlich dargestellt, eine erhebliche
Beeintrachtigung von Natur und Landschaft dar (siehe Ordner 3, Unterlage 12.1, Kap. 5.5).

GemalR den gesetzlichen Regelungen sind bei erheblichen Beeintrdchtigungen Ausgleichs- und Er-
satzmalinahmen durchzufiihren, die Natur und Landschaft einschlie3lich ihres Erholungswertes wie-
derherstellen oder neu gestalten. Bei ErsatzmaRnahmen erfolgt die Neugestaltung des Landschaftsbil-
des in der gleichen naturrdumlichen Haupteinheit. Dieses Vorgehen ist bei der vorliegenden Planung
entsprechend berticksichtigt. Die vorgesehenen Ausgleichs- und Ersatzmalinahmen sind im Ordner 3,
Unterlage 12.1, Kapitel 7 beschrieben und in den Landschaftspflegerischen MaRnahmenplanen (Ord-
ner 3, Unterlage 12.3) dargestellt.

Der Landschaftspflegerische Begleitplan (LBP) entspricht den naturschutzrechtlichen Anforderungen
und der in Bremen festgelegten Handlungsanleitung zur Anwendung der Eingriffsregelung. Die M&g-
lichkeit, an anderer Stelle zu kompensieren, ist im Bundesnaturschutzgesetz § 19 Abs.2 und im Bremi-
schen Naturschutzgesetz 8 11 Abs. 3 (ErsatzmalRnahmen) geregelt.

Soweit die Einwendungen/Stellungnahmen nicht durch Zusagen ihre Erledigung gefunden ha-
ben, waren diese zurtickzuweisen.

Nachfolgend aufgefiihrte Trager 6ffentlicher Belange wurden im Rahmen des Verfahrens beteiligt:

Deutsche Telekom AG, T-Com
Kabel Deutschland

swb Netze GmbH & Co. KG
EWE Netz GmbH

e NS
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PLEdoc GmbH, Netzverwaltung

E.ON Netz GmbH
Wehrbereichsverwaltung Nord
Bundesanstalt fur Immobilienaufgaben
Hauptzollamt Bremen

. Landesbevollméchtigter fir Bahnaufsicht

. Eisenbahn-Bundesamt, Aul3enstelle Hannover

. DB Services Immobilien GmbH

. Wasser- und Schifffahrtsamt Bremen

. Fernmeldemeisterei Oyten

. Bremer StraRenbahn AG (BSAG)

. Verkehrsverbund Bremen/Niedersachsen (VBN)/

Zweckverband Verkehrsverbund Bremen/Niedersachsen (ZVBN)

. Landesamt fur Bergbau, Energie und Geologie
. Bremischer Deichverband am linken Weserufer
. Bremischer Deichverband am rechten Weserufer
. Handelskammer Bremen

. Handwerkskammer Bremen

. Arbeitnehmerkammer

. Landwirtschaftskammer

. Fachvereinigung Personenverkehr

. Gesellschaft fir Bremer Immobilien mbH

. bremenports GmbH & Co. KG

. Feuerwehr Bremen

. Polizei Bremen

. Landesamt fiir Denkmalpflege

. Der Landesarchaologe

. Gewerbeaufsichtsamt

. Der Landesbehindertenbeauftragte

. Gesundheitsamt Bremen

. Senator flr Wirtschaft und Hafen

. Senator fur Finanzen

. ASV, Abteilung 3

. ASV, Abteilung 4

. Bremer Entsorgungsbetriebe und hanseWasser Bremen GmbH
. Geolnformation Bremen

. Ortsamt Strom

. Ortsamt Woltmershausen

. Ortsamt Blockland

. Ortsamt Seehausen

. SBUV - FBU

Abfallwirtschaft
Bodenschutz
Immissionsschutz
Wasserwirtschaft
Naturschutzbehdrde
Griinordnung

SBUV, Abteilung 50-3
SBUV - FB

SBUV, Abt.1-2 (SVINFRA)
Bremer Investitions-Gesellschaft mbH (BIG)
Ortsamt Huchting

Ortsamt Borgfeld

Ausfertigung

Der Vorhabenstrager hat die Beriicksichtigung der in den Stellungnahmen der Trager offentlicher Be-
lange zu den Nummern 1, 3, 4, 6, 11, 19, 31, 32, 36, 37, 38, 39, 42, 43, 44, 49, 50, 51, 52 und 53 vor-
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getragenen Anregungen, Bedenken und Forderungen zugesagt. Die Forderungen wurden daher ggf. in
die Nebenbestimmungen des Planfeststellungsbeschlusses aufgenommen bzw. durch Blaueintragun-
gen umgesetzt.

Die Einwendungen, Vorschlage und Bedenken seitens des Tragers offentlicher Belange zur Nummer
46 konnten nicht oder nur teilweise bertcksichtigt werden. Diese Einwendung war mithin insoweit zu-
rickzuweisen.

Seitens der Trager offentlicher Belange zu den Nummern 2, 5, 7, 8, 9, 12, 13, 16, 17, 18, 20, 21, 22,
23, 33, 35, 40, 41, 47, 58, 59 und 60 wurden keine Bedenken gegen das Vorhaben vorgetragen.

Die Trager offentlicher Belange zu den Nummern 10, 15, 24, 30, 34, 45 und 48 haben keine Stellung-
nahmen abgegeben.

Zu der Einwendung Ifd. Nr. 46, Ortsamt / Beirat Strom, ist folgendes zu bemerken:

Nach den Bestimmungen der 16. BImSchV ist beim Neubau eines Verkehrsweges grundsatzlich die
Einhaltung der Immissionsgrenzwerte nach § 2 dieser Verordnung sicher zu stellen. Die Planung und
Dimensionierung von aktiven Larmschutzmaf3nahmen ist auf die rechtlichen und tatsachlichen Mog-
lichkeiten, die Effektivitat sowie die Verhaltnismafigkeit derartiger Anlagen abzustimmen.

Unter Berlcksichtigung dieser Grundséatze wurde in den Planunterlagen kein aktiver Schallschutz ge-
plant, da die von der A 281 3/2 abstrahlenden Verkehrslarmemissionen an den zu schiitzenden Wohn-
gebaduden entlang der Stromer Landstral3e und der Wiedbrokstral3e, mit Ausnahme von zwei Gebau-
den am dstlichen Ende der Stromer Landstral3e, die nutzungsspezifischen Immissionsgrenzwerte ge-
maf 16. BImSchV bei weitem einhalten. Die Gebaude, an denen die Immissionsgrenzwerte tberschrit-
ten werden, haben dem Grunde nach Anspruch auf La&rmschutz. Die betroffenen Geb&aude sind passiv
zu schitzen, da aktiver Larmschutz, wie z.B. eine Larmschutzwand, aus Grunden der wirtschaftlichen
VerhaltnismaRigkeit, auszuschlief3en ist.

Die Verwallung auf der sudlichen Seite des Stralenquerschnittes dient ausschlie3lich dem Sicht- und
Immissionsschutz fur Licht und Luftschadstoffe sowie zur landschaftsgerechten Eingliederung der Au-
tobahn in das Landschaftsbild und nicht dem Larmschutz.

Sind in einem Planfeststellungsbeschluss Larmschutzauflagen angeordnet worden, kann gemafd den
Planfeststellungsrichtlinien des Bundes der Trager der StralRenbaulast nicht zur Uberprifung der Wirk-
samkeit der Larmschutzregelung zu larmtechnischen Nachmessungen verpflichtet werden.

Eine generelle Begrenzung auf 80 km/h wirde lediglich eine fur das menschliche Ohr nicht wahr-
nehmbare Verringerung des Emissionspegels von 0,8 dB(A) ergeben, da insbesondere nachts auf-
grund eines Lkw-Anteils von 30,2% vom Gesamtverkehr das von Lkws verursachte Verkehrsgerausch
(1Lkw=10Pkw) Uberwiegt, fur Lkws aber ohnehin die Hdchstgeschwindigkeit mit 80 km/h bereits fest-
gelegt ist.

Die Wahl der zulassigen Geschwindigkeiten ergibt sich aus der Betrachtung der einzuhaltenden Halte-
sichtweiten, der Berlcksichtigung der Brems- und Beschleunigungsstrecken im Zuge des geplanten
Knotenpunktes Bremen-Strom und der Streckencharakteristik der anschlieenden Bauabschnitte der
A 281. Die abschnittsweise jeweilig maximal zulassige Geschwindigkeit fiir Pkws wird ausgehend von
der Trog- und Tunnelstrecke mit V,, = 80 km/h, 100 km/h Bogen AS Bremen-Strom, 120 km/h Strecke
und 80 km/h im BA 3/1 vorgesehen. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass es sich
bei den oben genannten Geschwindigkeiten um einen Bemessungsparameter fur die Elemente der
Verkehrsplanung handelt. Die im Rahmen verkehrsbehérdlicher Anordnungen angeordneten zulassi-
gen Hochstgeschwindigkeiten auf den Autobahnabschnitten kénnen geringer sein und sind nicht Ge-
genstand der Planfeststellung.

Darlber hinaus hat diese Einwendung durch Zusagen des Vorhabentragers ihre Erledigung gefunden.

Zu der Einwendung Ifd. Nr. 50, SBUV - FBU / Grunordnung, ist folgendes zu bemerken:

Aus Sicherheitsgriinden kdnnen die Wegeverbindungen Steertgrabens-, Stellfelds- und Meentheweg
nicht wahrend der gesamten Bauzeit aufrechterhalten werden. In der ersten Bauphase wird das Muh-
lenhauser Fleet verlegt. Von dieser MaRhahme ist lediglich der Meentheweg betroffen. Im Zuge der
Verlegung wird gleichzeitig eine neue Wegeverbindung zwischen dem Meentheweg und dem Stell-
feldsweg geschaffen. Der Stellfeldsweg und der Steertgrabensweg kdénnen wéhrend dieser Bauzeit
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weiterhin genutzt werden. Eine Nutzung der Wegesystems sowie die Erreichbarkeit des Halmerweges
im Norden werden gewahrleistet.

In der zweiten Bauphase werden die Trasse und die Knotenpunkte Uberschittet, um eine Konsolidie-
rung des Bodens zu erreichen. Der Steertgrabensweg endet stumpf vor der Uberschiittung der zukiinf-
tigen AS Bremen-Strom. Der Stellfeldsweg wird mittels einer provisorischen Fihrung Uber die Tras-
sendberschittung mit dem Unterhaltungsweg des GVZ-Grabens verbunden, so dass die Erreichbarkeit
des Halmerweges gewahrleistet bleibt.

Wahrend der Herstellung der Trasse muss aus Sicherheitsgriinden die provisorische Trassenuberfiih-
rung am Stellfeldsweg eingestellt werden. Eine Erreichbarkeit des Halmerweges Uber den Stellfelds-
weg oder den Steertgrabensweg ist nicht gegeben.

Nach Fertigstellung des Bauabschnittes BA 3/2 der A 281 werden alle Wegeverbindungen wieder
komplett hergestellt, so dass der Halmerweg Uber den Steertgrabensweg, den Meentheweg und den
Stellfeldsweg erreicht werden kann.

vV

Wasserrechtliche Erlaubnis

Die Planfeststellung nach § 17 FStrG beinhaltet gem. § 31 Bremisches Wassergesetz (BremWG)
i.V.m. 875 Abs.1 BremVwVfG die erforderliche wasserrechtliche Erlaubnis nach Maligabe der
folgenden Auflagen und Bedingungen.

Mit der Planfeststellung werden die fir die in den Planunterlagen dargestellten MaRnahmen
erforderlichen wasserrechtlichen Genehmigungen bzw. Erlaubnisse erteilt.

Fur eine erforderlich werdende Grundwasserabsenkung ist eine wasserbehdrdliche Erlaubnis
gesondert zu beantragen.

Die zuklnftige Unterhaltung des neu angelegten ,Muhlenhauser Fleetes” ist einvernehmlich mit dem
Bremischen Deichverband am linken Weserufer abzustimmen. Nach den Vorgaben des Deichverban-
des ist ein durchgéngiger Unterhaltungsstreifen herzustellen.

Das Entwasserungskonzept sieht vor, dass der Abfluss der Stralenflachen Giberwiegend durch Passa-
ge des bewachsenen Oberbodens in Mulden oder durch den breitflachigen Ablauf Gber Béschungen
gereinigt wird, bevor eine Einleitung in ein Oberflachengewasser oder (lber Versickerung) in das
Grundwasser stattfindet. Das nicht versickernde Uberschusswasser der Mulden wird in den
Entwasserungsgraben-GVZ-Sid an mehreren Stellen tber Einlaufschéchte direkt eingeleitet.

Auflagen und Hinweise zum Oberflachenwasserschutz:

1. Mit dem Niederschlagswasser darf kein durch h&uslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen
oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften verandertes Wasser (Schmutzwasser) in die
Gewasser eingeleitet werden.

2. Boschungen und Mulden, die Oberflachenabfluss von Fahrbahnflachen aufnehmen und aus
denen heraus eine Versickerung stattfindet bzw. stattfinden kann, sind zur Erlangung eines er-
forderlichen Reinigungsvermdgens mit mindestens 20 cm Oberboden (Mutterboden) auszubil-
den.

3. Die Sickermulden und Béschungen sind so herzustellen und zu unterhalten, dass sie dauerhaft
bewachsen sind. Die Versickerungsanlagen sind mindestens halbjéhrlich zu kontrollieren; gro-
Bere Stoffanreicherungen (z.B. bei Laubfall) sind zu entfernen.

4. Eine Einleitung des Abflusses von Stral3enflachen in das Mihlenhauser Fleet sowie tber den
GVZ-Graben in das Mihlenhauser Fleet ist zwingend auszuschliel3en.

5. Die Bankettbefestigungen sind als Schotterrasen auszubilden; mindestens den oberen 3 cm
der Bankette ist Mutterboden beizumischen.
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6. Besteht die Gefahr, dass wassergefahrdende Stoffe in das Entwasserungssystem gelangen,
hat der Inhaber der Planfeststellung daflir Sorge zu tragen, dass ein Abfluss dieser Stoffe ver-
hindert wird.

7. Gelangen wassergefahrdende Stoffe in das Entwasserungssystem, hat der Planfeststellungs-
inhaber unverziglich daflr Sorge zu tragen, dass die Entwdsserung unterbrochen wird. Die
Entwasserung darf erst wieder fortgesetzt werden, wenn die wassergefdhrdenden Stoffe ord-
nungsgemal entfernt worden sind.

8. Sind trotz aller Vorkehrungen wassergefédhrdende Stoffe in das Gewéasser oder in den Unter-
grund gelangt, so ist dieses der Wasserbehtrde, Bereich Gewésserschutz (Tel.: 361-5605 oder
0172/4213713), oder der nachsten Polizeidienststelle unverziiglich anzuzeigen.

9. Um eine Verschmutzung des Niederschlagswassers weitgehend zu vermeiden, sind die zu
entwassernden Verkehrsflachen und Einlufe stets sauber zu halten.

Begriindung:

Wassergefahrdende Stoffe beeintrachtigen die Beschaffenheit von Gewassern und kdénnen diese er-
heblich und nachteilig schadigen. Die Anforderungen an die Niederschlagswasserbehandlung sind er-
forderlich, um einer Gewasserverunreinigung vorzubeugen.

Eine gunstige Reinigungswirkung des versickernden Niederschlagswassers wird durch die Passage
der bewachsenen oberen Bodenschicht erreicht. Die Versickerungsanlagen, Boschungen und Banket-
te sind daher entsprechend herzustellen und zu unterhalten.

Vv

Befreiungen nach § 48 Bremisches Naturschutzgesetz (BremNatSchG)

Durch den Bau der A 281 3/2 werden Teilflachen zweier geschitzter Biotope gemali

§ 22 a BremNatSchG, die von der Naturschutzbehérde im Biotopkataster registriert sind,
anlagebedingt beeintrachtigt:

Hieraus resultiert ein Biotopwertverlust von 2,96 Flachenaquivalenten (FA)

Biotop Nr. 635: mesophiles Grinland (GMF), Feuchtgrtinland (GFF), Verlust auf 0,68 ha,
Beeintrachtigung des Restbiotops, Kompensation durch E B-1

Biotop Nr. 289: naturnahes Kleingewasser (SEZ), Verlandungszonen (VER), Brache (UHF),
Verlust von Teilen auf 0, 06 ha, zuséatzlich randliche Beeintrachtigungen, Kompensation durch A02 und
E B-2

Die bau-, anlage- und betriebsbedingten Beeintrachtigungen der besonders geschiitzten Biotope wer-
den Uber die Biotopfunktionen abgebildet und im Rahmen der MalRhahmen zur Kompensation der Be-
eintrachtigungen der Biotopfunktion vollstéandig berlcksichtigt. Entsprechend den Ausfuhrungen in der
Landschaftspflegerischen Begleitplanung werden die Funktionen der beeintrachtigten besonders ge-
schitzten Biotope bei der Kompensation durch die MalBnahmen A02, E B-1 und E B-2 bericksichtigt.
A02 ist eine Ausgleichsmalinahme, die unmittelbar an die Trasse angrenzt und dazu dient, die vom
Vorhaben beeintrachtigten Werte und Funktionen wiederherzustellen. Dazu ist die Anlage und Ent-
wicklung von naturnahen Uferbereichen der Fleete und Graben im Zuge des Wiederanschlusses an
das verlegte Muhlenhauser Fleet geplant.

Mit den Ersatzmalinahmen E B-1 (Entwicklung von artenreichen mesophilen Griinlandbestanden bzw.
Feuchtgrunlandbestanden) und E B-2 (Neuanlage von Gelandemulden/Gruppen/Kleingewasser-
strukturen) im Oberblockland kann neben einer Biotopwertsteigerung auch eine Verbesserung der Le-
bensraumbedingungen fir Wiesenvogel erreicht werden. Es werden verschiedene MalRnahmen ge-
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plant, mit denen die aus der A 281 3/2 resultierenden Eingriffe in die Leistungsfahigkeit des Natur-
haushaltes sowie das Landschaftsbild kompensiert werden kénnen. Die vorgesehenen MalRhahmen
sind mit den Schutz- und Erhaltungszielen des EU-Vogelschutzgebietes Blockland (DE 2818-401) und
der FFH-Gebiete ,Zentrales Oberblockland” (DE 2818-302) und ,Kuhgrabensee” (2919-302) vereinbar.

Auf dieser Grundlage hat die zustandige Naturschutzbehdrde die Befreiungslage erklart, so dass mit
diesem Planfeststellungsbeschluss eine Ausnahme von den Vorschriften des 8§ 22a BremNatSchG zu-
gelassen und Befreiung gemafl 8§ 48 BremNatSchG gewdahrt wird, weil Uberwiegende Grinde des
Wohls der Allgemeinheit die Befreiung erfordern.

Ausnahme von den Vorschriften der LandschaftsschutzVerordnung vom 2. Juli 1968 bzw. von
den Vorschriften der Verordnung uber das Landschaftsschutzgebiet ,Niedervieland-Wiedbrok-
Stromer Feldmark*” in der Stadtgemeinde Bremen vom 1. August 2006

Teile des durch die Vorschriften der LandschaftsschutzVerordnung vom 2. Juli 1968 bzw. von den
Vorschriften der Verordnung Uber das Landschaftsschutzgebiet ,Niedervieland-Wiedbrok-Stromer
Feldmark” in der Stadtgemeinde Bremen vom 1. August 2006 geschitzten Gebietes werden durch den
Bau und Betrieb der A 281 3/2 beeintrachtigt.

Durch die geplanten Gestaltungs-, Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen werden die beeintrachtigten
Werte und Funktionen des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes vollstandig kompensiert. So
werden bereits umfangreiche MaRnahmen zur Schadensbegrenzung ergriffen wie z.B. die Vermeidung
baubedingter Schwebstoffeintrage. Die Begrenzung der Bauflachen auf ein Mindestmal3 gehért zu den
wichtigsten SchutzmalRnahmen. Ferner sorgen die Gestaltungsmaflinahmen fir eine landschaftsge-
rechte Einbindung der neuen Straf3e. Es werden umfangreiche Ausgleichsmallhahmen geplant zur
Wiederherstellung der vom Vorhaben beeintrachtigten Werte und Funktionen. Dementsprechend wer-
den fir die 82 durch die Landschaftsschutzgebietsverordnung geschiitzten Geholze, die aufgrund der
Baumalinahme entfernt werden mussen, ca. 384 Gehdlze auf dem trassenbegleitenden Landschafts-
wall neu angepflanzt.

Auf dieser Grundlage hat die zustandige Naturschutzbehdrde die Befreiungslage erklart, so dass mit
diesem Planfeststellungsbeschluss eine Ausnahme von den Vorschriften des 8§ 20 BremNatSchG ivVm
den Schutzgebietsverordnungen zugelassen und Befreiung gemaf § 48 BremNatSchG gewahrt wird,
weil Uberwiegende Griinde des Wohls der Allgemeinheit die Befreiung erfordern.

Ausnahme von den Vorschriften der Baumschutzverordnung vom 30.09.2004

Fur den Bau der A 281 BA 3/2 missen 5 Baume gefallt werden, die nach der Bremischen Baum-
schutzverordnung geschiitzt sind. Ein Ausgleich erfolgt durch die Neupflanzung von 15 Baumen in
Baumreihen und Alleen.

Auf dieser Grundlage hat die zustandige Naturschutzbehérde die Befreiungslage erklart, so dass mit
diesem Planfeststellungsbeschluss eine Ausnahme von den Vorschriften der Baumschutzverordnung
zugelassen und Befreiung gemal § 48 BremNatSchG gewahrt wird, weil Uberwiegende Grinde des
Wohls der Allgemeinheit die Befreiung erfordern.

VI

Vertraglichkeitsprufung gemald § 26 ¢ BremNatSchG und 8 34 BNatSchG

Im Wirkraum des geplanten Neubaues der A 281 BA 3/2 liegen das EU-Vogelschutzgebiet ,Niedervie-
land“ (DE 2918-401) sowie das gemeldete Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung ,Niedervieland-
Stromer Feldmark” (DE 2918-370). Beeintrachtigungen dieser Gebiete in ihren Schutz- und Erhal-
tungszielen durch den Bau und Betrieb der Autobahn konnten nicht von vornherein ausgeschlossen
werden, so dass gemaf 8 26 c BremNatSchG und § 34 BNatSchG durch die zustandige Naturschutz-
behorde eine Vertraglichkeitspriufung vorzunehmen war.

- Seite 22 von 46 -



Der Senator fir Umwelt, Bau, Verkehr und Europa Planfeststellungsbeschluss vom 24.09.07 Ausfertigung

Grundlage dieser Prufung waren die Vertraglichkeitsstudien des Kieler Institutes fur Landschaftstkolo-
gie (KifL) (Ordner 4, Unterlagen 12.6 und 12.7) fiir die 0.a. NATURA 2000-Gebiete. Die Oberste Natur-
schutzbehérde kommt dabei zu folgenden Ergebnissen.

Aufgrund des Baues und Betriebes der A 281 3/2 ergeben sich unter Berlicksichtigung der im LBP und
der Einvernehmenserklarung der Naturschutzbehorde dargestellten MinderungsmalRnhahmen keine er-
heblichen Beeintrdchtigungen der Schutz- und Erhaltungsziele des betroffenen EU-
Vogelschutzgebietes ,Niedervieland* (DE 2918-401) sowie des gemeldeten Gebietes von gemein-
schaftlicher Bedeutung ,Niedervieland-Stromer Feldmark® (DE 2918-370).

Die vorgesehenen Kompensationsmafinahmen entsprechen den jeweiligen Schutz- und Erhaltungszie-
len, soweit sie auf NATURA 2000 - Gebiete einwirken.

Kumulierende Wirkungen aufgrund anderer Plane und Projekte sind hinsichtlich des BA 4 der A 281,
des Baues der B 212n, des Neubaues der 380-kV-Freileitung Nr. 303/Abzweig Niedervieland, des B-
Planes 1885 ,Wohnbebauung Stellfeldsweg" sowie der Windenergieanlagen Stromer Feldmark auf ih-
re Erheblichkeit hin Gberprift worden. Dabei wird in den FFH-Vertraglichkeitsstudien zum EU-VSG
.Niedervieland" sowie zum FFH-Gebiet ,Niedervieland-Stromer Feldmark® deutlich herausgearbeitet,
dass sich unter Berticksichtigung der vorgesehenen Malihahmen zur Schadensbegrenzung durch den
Bau und Betrieb der A 281 3/2 auch unter Bertcksichtigung des Zusammenwirkens mit o.a. Planen
und Projekten keine erheblichen Beeintrachtigungen der Erhaltungsziele des Schutzgebietes ,Nieder-
vieland-Stromer Feldmark” ergeben.

Desgleichen ist hinsichtlich des Vogelschutzgebietes ,Niedervieland” nicht die Kumulation urséchlich
fur das Uberschreiten der Erheblichkeitsschwelle. Vielmehr fiihrt allein der Neubau der B 212n zu er-
heblichen Beeintrachtigungen des besonderen Schutzgebietes DE 2918-401 ,Niedervieland”. Die Ver-
antwortung fur die erforderliche Reduzierung und den Ausgleich fur diese erheblichen Beeintrachti-
gungen sowie die Abwagung der einzelnen Belange kann und muss der Planung der B 212n vorbehal-
ten bleiben. Der BA 3/2 der A 281 ist ein flr sich selbst wirksamer Verkehrsabschnitt der geplanten Au-
tobahneckverbindung A 281 zwischen A 1 und A 27. Der Anschluss an den 4. BA ist erforderlich, tber-
schreitet zusammenbetrachtet mit dem BA 3/2 in seinen umweltrelevanten Auswirkungen aber nicht
die Erheblichkeitsschwelle. Mithin bleiben durch diesen Planfeststellungsbeschluss keine uniiberwind-
lichen Probleme flr die Herstellung dieser Autobahneckverbindung unbewaltigt.

Zusammenfassend hat die Oberste Naturschutzbehodrde unter Bertcksichtigung aller Vermeidungs-
mafinahmen festgestellt, dass keine erheblichen Beeintrachtigungen des Schutzgebietes in seinen fir
die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck mafigeblichen Bestandteilen durch den Bau oder den Be-
trieb der A 281 3/2 zu erwarten sind. Die Vertraglichkeit der geplanten Baumafinhahme mit den Erhal-
tungszielen des betr. Gebietes ist mithin gegeben.

VIl

Auflagen und Nebenbestimmungen

Informationspflichten

Uber den Beginn der BaumaRnahme sind die betroffenen Leitungstrager sowie der Bremische Deich-
verband am linken Weserufer friihzeitig zu unterrichten.

Die Bautermine und Verkehrszustande wéhrend der Bauzeit sind rechtzeitig mit dem Referat 54 (Bau-
stellenkoordination) beim Senator fir Umwelt, Bau, Verkehr und Europa abzustimmen.

Kreuzungsvereinbarungen

AuRBerhalb des Verfahrens sind mit der Stadtgemeinde Bremen die erforderlichen Vereinbarungen
nach BundesfernstralRenkreuzungsverordnung (FStrKrV) und StralRen-Kreuzungsrichtlinien (StrKR)
abzuschlief3en.
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Kulturguter

Im Trassenbereich des Bauabschnittes 3/2 befinden sich bedeutende archéologische Fundstatten.
Zwei hochmittelalterliche Wurten stehen nach 88 2,3 des Bremischen Denkmalschutzgesetzes
(BremDSchG) als geschitztes Kulturgut unter Denkmalschutz und sind unter Band |, Ziffer 31 und 32
in die Denkmalliste eingetragen.

Sie sind Teil eines Restes von mehreren Wurten, die das erstmals 1230 erwéahnte Dorf Stelle gebildet
haben, das sich hier bis zu seiner Aufgabe entlang des Muhlenhauser Fleets, dem Rest eines ehema-
ligen Weserarmes befunden hat. Zwei weitere Wurten liegen sudlich der geplanten Trasse.

Der Vorhabentrager hat im Planungsverfahren nachvollziehbar dargelegt, dass eine Trassenverlegung
zur Vermeidung von Beeintrachtigungen der unter Schutz stehenden Kulturdenkmaler nicht moglich
ist. Der Landesarchaologe stimmt der Aufhebung des Denkmalschutzes unter folgenden Vorausset-
zungen zu:

Auflagen:

Die betroffenen Wurten im Trassenbereich sind vor Beginn der Bauarbeiten im Rahmen einer
umfassenden archaologischen Ausgrabung wissenschaftlich zu erforschen und zu dokumen-
tieren.

Vor Beginn von Erdarbeiten jeglicher Art, insbesondere auch bei Altlasten- oder Baugrundson-
dierung, Kampfmittelsuche und —raumung ist eine vorherige Abstimmung mit dem Landesar-
chéologen erforderlich.

Der Landesarchaologe wird entsprechend § 8 der Verordnung Uber die Unterschutzstellung von Kul-
turgttern und das Eintragungs- und Loschungsverfahren (BremGBI. Nr. 13, S. 133 f) die Aufhebung
des Denkmalschutzes und die Loschung in der Denkmalliste vornehmen. Die Obere Denkmalschutz-
behoérde stimmt dem Verfahren zu.

Bodenkontaminationen/Altlasten

Im Bereich der Anschlussstelle Strom befindet sich eine abfallrechtlich genehmigte Deponie mit Mate-
rial aus dem ehemaligen Spilfeld C des Hafenbauamtes. Das Spilfeld wurde seit 1960 zur Einspilung
und Trocknung von Hafenschlick verwendet, anschlieRend mit Materialien aus LKW-Transporten auf-
gefillt. 1996 wurde der nordliche Teil mit Mischbéden aus dem GVZ aufgehdht. Nach den dem Sena-
tor fir Umwelt, Bau, Verkehr und Europa vorliegenden Untersuchungen kommen in dem betreffenden
Bereich nur sehr vereinzelt Schadstoffkonzentrationen vor. Der Auswertung der Grundwasseruntersu-
chungen ist fir den Bereich der Kammer C keine signifikante Beeinflussung des Grundwasserleiters zu
entnehmen.

Die fur die Herstellung der A 281 3/2 erforderlichen Arbeiten im Bereich der Kammer C sind so auszu-
fuhren, dass sowohl die Entwasserung und die Standsicherheit in allen Bereichen gewahrleistet ist als
auch die Abschlussplanung fir die Deponie nicht beeintréchtigt wird. Alle die Deponie tangierenden
Bauarbeiten sind daher im Vorwege der fur diesen Bereich zustandigen bremenports dredging GmbH
zur Kenntnis vorzulegen.

Sofern schadstoffbelasteter Hafenschlick ausgekoffert werden muss, sind die folgenden Auflagen und
Hinweise zum Bodenschutz zu beachten.

Bodenschutz
Folgende Auflagen sind zu beachten:

1. Esist darauf zu achten, dass die vorhandenen Weichschichten nicht durchortert werden. Es diir-
fen keine hydraulischen Kurzschliisse zum Grundwasserleiter entstehen (z.B. sind Riittelstopfen
nicht erlaubt)

2. Die Dammbéschungen sind mit anstehendem bindigem Material abzudecken, um den Versiege-
lungseffekt durch die asphaltierten Flachen zu erweitern.

3. Der Anteil des nach oben ausgepressten Porenwassers ist aktiv zu fassen und gezielt abzuleiten
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Folgende Hinweise sind zu beachten:

Beim Auf- und Einbringen von Materialien auf oder in Boden im Rahmen des genehmigten Bauvorha-
bens (einschlie3lich Bodenaushub) sind die Anforderung der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenver-
ordnung (BBodSchV) sowie der Landerarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) - Anforderungen an die
stoffliche Verwertung von mineralischen Reststoffen/Abféllen, Technische Regeln - in der jeweils gilti-
gen Fassung zu beachten.

Sollten sich wider Erwarten weitergehende Anhaltspunkte fiir Verunreinigungen des Bodens oder des
Grundwassers in der Vorbereitung oder Durchfiihrung der BaumaRRnahme ergeben, so ist dieses un-
verziglich dem Bodenschutzreferat beim Senator fir Umwelt, Bau, Verkehr und Europa geman § 3 (1)
Bremisches Bodenschutzgesetz (BremBodSchG) mitzuteilen (Tel.: 361 5352, Fax: 496 5352, E-Mail:
Ulrich.Wessel@umwelt.boremen.de bzw. Vertreter/in oder Nachfolger/in im Amt).

Das bei der Baumallnahme anfallende kontaminierte Material ist ordnungsgemalf zu entsorgen (Ver-
wertung oder Beseitigung). Im Falle einer anstehenden Entsorgung ist der Senator fir Umwelt, Bau,
Verkehr und Europa, Referat Abfall- und Kreislaufwirtschaft (Tel.: 361 59352) zu benachrichtigen.

Wasserwirtschaft

Von Seiten des Deichverbandes am linken Weserufer wurden Forderungen geltend gemacht und Ein-
wendungen erhoben, bezliglich derer Einvernehmen mit dem Vorhabentrager hergestellt werden konn-
te. Die Belange des Deichverbandes sind dementsprechend bei der Ausfiihrungsplanung und der
Bauausfuhrung zu beriicksichtigen. Die erforderlichen Abldsevereinbarungen sind abzuschliel3en.

Bei allen BaumalRnahmen, die Gewasser und Anlagen des Verbandes betreffen, insbesondere bei der
Anlage des neuen Miuhlenhauser Fleetes und der Umgestaltung der Grabensysteme siidlich des Flee-
tes sowie der Herstellung von Durchlassen und Brlicken ist der Verband rechzeitig zu informieren bzw.
die MalRnahmen im Einzelnen mit ihm abzustimmen.

Zu Unterbrechungen der Gewasserdurchgangigkeit darf es zu keinem Zeitpunkt kommen.

Leitungen

Von Seiten der swb Netze GmbH&Co0.KG wurden folgende Auflagen geltend gemacht, deren Einhal-
tung vom Vorhabentrager zugesagt wurde:

Fur die Unterbringung der Versorgungsleitungen sind ausreichend Trassen nach DIN 1998 einzupla-
nen. Bei Aufstellung und Ausfiihrung von Stral3enausbauplénen ist ein Sicherheitsabstand von ca. 2 m
zwischen Baumachse und Versorgungsleitung einzuhalten. Ein Uberpflanzen der Versorgungsleitun-
gen mit Baumen wird von der swb abgelehnt. In diesem Zusammenhang findet die ,Vereinbarung tber
Mal3nahmen zum Schutz von Baumen, Baumpflanzungen und Versorgungsleitungen im Bereich 06f-
fentlicher Straf3en und Platze" vom 30.08./01.09.1988 Anwendung.

Der Planfeststellungsinhaber hat sicherzustellen, dass der bauausfuhrende Auftragnehmer die Be-
schaffung des kompletten Planwerks aller Versorgungseinrichtungen der swb inkl. Hausanschlusslei-
tungen aller Gewerke zeitnah zur Bauausfilhrung bei der zustandigen Netzauskunft tatigt und vorhalt.
Die Forderungen der Schutzanweisungen fir Versorgungseinrichtungen der swb Netze GmbH&Co0.KG
sind zu beachten und einzuhalten.

Daruber hinaus ist der Deutschen Telekom AG hinsichtlich der betroffenen Telekommunikationslinien
zugesagt worden, einen Bauablaufzeitenplan aufzustellen und unter Berticksichtigung der Belange der
Deutschen Telekom AG abzustimmen, damit die benétigte Vorlaufzeit fir Baumalinahmen von min-
destens 4 Monaten zur Verfigung steht. Die geforderten zwei Kabelrohre PVC DN 110 im Zuge des
BW Stromer LandstralRe sind bei der Entwurfsplanung der Briicke zur beriicksichtigen.

Ferner ist die Telekommunikationstrasse der EWE Netz GmbH, die die A 281 3/2 in H6he Stellfelds-
weg kreuzt, bei der weiteren Ausfuhrungsplanung und im Rahmen der Bauausfiihrung zu beachten.
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Rechtzeitig vor Baubeginn ist durch Querstiche bzw. Probeschachtungen zu tberprifen, ob eine aus-
reichende Deckung fiir den Uberbau dieser Trasse vorhanden ist.

Des Weiteren ist hinsichtlich der 380-kV-Leitung, Abzweig Niedervieland, der E.ON Netz GmbH das
folgende zu beachten: Die Breite des Freileitungsschutzbereiches fiir die 380-kV-Leitung betragt max.
80 m, d.h. jeweils 40 m von der Leitungsachse nach beiden Seiten. Der geplante Bewuchs auf dem
sudlich der Autobahn gelegenen Erdwall ist in der H6he so zu begrenzen, dass der Sicherheitsabstand
im Freileitungsbereich zu den Leiterseilen mind. 5 m betragt. Die max. Aufwuchshdhe betrégt 11 m
Uber NN. Bei der Bauausfuhrung - insbes. beim Aufbringen der Geldnde-Vorbelastung - im Schutzbe-
reich der Hochspannungsfreileitung ist der nach DIN VDE 0105-100 vorgeschriebene Mindestabstand
beim Arbeiten in der Nahe unter Spannung stehender Teile einzuhalten. Die max. ArbeitshOhe betragt
11 m dber NN. Das Merkheft fur Baufachleute ,Wichtige Hinweise zum Schutz der Leitungen vor
Schaden durch Bauarbeiten und zur Verhiitung von Unféllen“ ist an das bauausfiihrende Unternehmen
weiterzugeben. Auf die von den Berufsgenossenschaften herausgegebenen Richtlinien ,Sicherheits-
abstande bei der Durchfiihrung von Arbeiten in der N&he von elektrischen Freileitungen® und auf die
Unfallverhitungsvorschrift ,Bauarbeiten (VBG 37)“ der Bauberufsgenossenschaft Hannover ist explizit
hinzuweisen.

Im Bereich der AS Bremen-Strom sind die erforderlichen Kabelleerrohre und Kabelrohrkreuzungen fir
eine signaltechnische Sicherung der Knotenpunkte in der Ausfiihrungsplanung zu bericksichtigen.

Eine vorhandene Schmutzwasser-Druckrohrleitung (DN 150 auf Kunststoff im Stahlrohr) kreuzt bei
Bau Km 8+050 die A 281 3/2. Wahrend der Bauphase sind geeignete Schutzmalinahmen zur ergrei-
fen, die Beschadigungen an der Druckrohrleitung ausschlieBen. Nach Beendigung der Erdarbeiten ist
vor den Stral3enoberbauarbeiten eine Druckprobe durchzufuhren.

Zufahrten

Es ist sicherzustellen, dass alle vom Stralenbau bertihrten und von ihrer bisherigen Zufahrt abge-
schnittenen Grundstlicke wieder eine ordnungsgeméafRe Anbindung an das 6ffentliche StralRennetz er-
halten. Dies gilt auch wahrend der Bauzeit, notfalls sind voriibergehend provisorische Zufahrten einzu-
richten.

Insbesondere ist zu bertcksichtigen, dass die Zufahrten zu den Grundstiicken fir den Rettungs- sowie
den Losch- und Hilfeleistungsdienst stdndig erreichbar sein missen.

Die Loschwasserversorgung in dem Bereich ist standig aufrecht zu erhalten.
Schaden

Es sind die erforderlichen SicherungsmafRnahmen zur Vermeidung bzw. Minimierung von Schaden an
Gebauden durch einen Sachverstandigen so rechtzeitig zu erarbeiten, dass sie in der Bauausfihrung
beriicksichtigt werden konnen. Fur den Fall, dass Schaden nicht ausgeschlossen werden kdnnen, ist
zur Sicherung des Nachweises von eventuell durch die Baumaflinahme hervorgerufenen Schaden vor
Baubeginn auf Kosten des Vorhabentragers eine Beweissicherung durch einen Sachverstandigen
durchzuftuihren. Die genaue Festlegung des zu untersuchenden Einwirkbereiches erfolgt in einver-
nehmlicher Abstimmung mit dem Vorhabentrager durch den Sachverstandigen.

Fur die Bauzeiten-, Betriebs- und Ablaufplane sind die BaumschutzVVO und § 30 des BremNatSchG zu
beachten sowie generell die Belange der im betr. Bereich britenden Vdgel und laichenden Fische und
Amphibien.

Immissionsschutz

Zum Schutz der Umwelt vor schéadlichen Einwirkungen durch Emissionen und Immissionen von Staub,
anderen Luftschadstoffen, LArm und Erschiitterungen und zur Vorbeugung des Entstehens dieser
schéadlichen Umwelteinwirkungen sind die einschlagigen Bestimmungen des Bundes-
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Immissionsschutzgesetzes, der Gerate- und Maschinenlarmschutzverordnung (32. BImSchV) sowie
der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baularm in den zum Zeitpunkt der Bauaus-
fuhrung geltenden Fassungen zu beachten.

Es ist zu beachten, dass im Gegensatz zur TA Larm die Nachtzeit nach der o.a. Allgemeinen Verwal-
tungsvorschrift bereits um 20 Uhr beginnt und bis 7 Uhr dauert. In dieser Zeit sind unter Beachtung der
Regelung dieser Verwaltungsvorschrift bis zu 15 dB(A) weniger Immissionen zulassig als am Tage.

Darlber hinaus ist die ,Richtlinie fir die Konkretisierung immissionsschutzrechtlicher Betreiberpflichten
zur Vermeidung und Verminderung von Staub-Emissionen durch Bautatigkeit* des Senators fur Bau,
Umwelt und Verkehr Bremen zu beachten und den Ausschreibungsunterlagen fir die BaumalRnahme
als Anlage zur Leistungsbeschreibung beizufiigen. Mit Abgabe des Angebotes haben sich die Baufir-
men zu verpflichten, die im Land Bremen geltende Richtlinie zu beachten, falls sie den Auftrag erhal-
ten. Der Auftraggeber hat darauf hinzuwirken, dass der Auftragnehmer vor Aufnahme entsprechender
Tatigkeiten alle nach dem Stand der Technik méglichen Malinahmen ergreift, um die Staubentwicklung
auf ein Mindestmal3 zu reduzieren.

Fir die Zeit der Baudurchfuhrung findet die Baustellenverordnung in der dann geltenden Fassung An-
wendung.

Im Rahmen der Baudurchfiihrung ist auszuschlieBen, dass Materialtransporte (Voll- und Leerfahrten
zum Transport von Sand, Boden, Beton, bitumindses Material) von und nach Westen (zur Landes-
grenze Bremen/Niedersachsen) Uber die Stromer Landstral3e erfolgen. Entsprechende Regelungen
sind in die Ausschreibungen und Vertrdge mit den bauausfiihrenden Firmen aufzunehmen.

§ 22 BImSchG ist zu beachten, insbesondere auch hinsichtlich vorsorglicher MaBnahmen zur Vermin-
derung von Partikeln/Feinstaub. Danach sind schadliche Umwelteinwirkungen zu verhindern, die nach
dem Stand der Technik vermeidbar sind. Nach dem Stand der Technik unvermeidbare schadliche
Umwelteinwirkungen sind auf ein Mindestmal3 zu beschranken. Es obliegt dem Vorhabentrager in Zu-
sammenarbeit mit den ausfuhrenden Unternehmen die Staubentwicklung durch entsprechende organi-
satorische wie auch technische Malinahmen auf ein Mindestmald zu reduzieren. Sollten die Immissi-
onsgrenzwerte der 22. BImSchV fir PM 10 (Feinstaub) trotz dieser Mal3Bhahmen nicht eingehalten
werden, ist in Absprache mit der Gewerbeaufsicht des Landes Bremen zu klaren, ob weitergehende
Mafinahmen notwendig sind.

Erschitterungen

Die Baustelle und insbesondere die Baumaschinen sind so zu errichten und zu betreiben, dass sie
dem Stand der Technik zur Bekdmpfung von Erschitterungen entsprechen und dass die jeweilige
Wahrnehmungsstarke nach der DIN 4150 Teil 2 Vornorm in Wohnungen bzw. in vergleichbaren Rau-
men nicht Gberschritten werden.

Soweit im Einwirkungsbereich Gebaude betroffen sind, ist ein Beweissicherungsverfahren durchzufiih-
ren.

Bauablaufplanung, Landschaftspflegerische Begleitplanung

Vor Ausschreibung der KompensationsmalRnahmen sind Ausfihrungsplane im jeweils geeigneten
MalRstab, Bauzeiten- und Bauablaufplane sowie ein Baubetriebsplan einvernehmlich mit der Natur-
schutzbehérde beim Senator fir Umwelt, Bau, Verkehr und Europa abzustimmen. Eine dkologische
Baubegleitung ist vorzusehen, insbes. fir alle Baumalinahmen bei der Verlegung des Muhlenhauser
Fleetes.

Spatestens vier Wochen vor Beseitigung oder Ruckschnitt von Gehdlzen, die nach der Baumschutz-
Verordnung geschitzt sind, sind die MaRnahmen dem Ortsamt, dem Polizeirevier und der Natur-
schutzbehérde schriftlich anzuzeigen. Umfang und Zeit von Rodungsarbeiten sowie von Bauarbeiten
im Vorhabenbereich sind mit der Naturschutzbehérde rechtzeitig vor Baubeginn vor Ort festzulegen
oder in einem Baustellenablaufplan darzustellen.

Zu erhaltene Gehdlze sind im Kronen- und Wurzelbereich wahrend der Bauarbeiten durch geeignete
MaRnahmen zu schutzen.
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Mit der Baustelleneinrichtung sowie dem Baubetrieb darf grundsatzlich nur auRerhalb der Vogelbrutzeit
begonnen werden; Details hierzu sind einvernehmlich mit der Naturschutzbehérde zu regeln.

Die nach dem landschaftspflegerischen Begleitplan neu zu pflanzenden Gehdlze entlang der Stral3en-
trasse sind spatestens in der ersten auf die Fertigstellung der Baumalinahme folgenden Pflanzperiode
anzupflanzen und zu erhalten. Die Ausfiihrung der Pflanzarbeiten ist einvernehmlich vor Baubeginn mit
der Naturschutzbehérde abzustimmen.

Die Unterhaltung und Pflege der Kompensationsflachen sind auf Dauer zu sichern.

Eventuell wéhrend der Bauausfihrung erforderlich werdende zusatzliche und nicht vorhersehbare
naturschutzrechtliche Genehmigungen, Erlaubnisse oder Befreiungen sind im Einzelfall ggf. direkt bei
der zusténdigen Naturschutzbehorde zu beantragen und werden direkt von dort beschieden.

Die Naturschutzbehdrde hat ihr Einvernehmen gemal § 13 (3) Bremisches Naturschutzgesetz unter
folgenden Bedingungen erteilt, die somit Bestandteil der einzuhaltenden Auflagen werden:

Aulerhalb der fir die Flachen-Inanspruchnahme in der Planunterlage 12.1 beschriebenen Flachen
durfen im EU-Vogelschutzgebiet ,Niedervieland* (DE 2918-401) und dem FFH-Gebiet ,Niedervieland-
Stromer Feldmark® (DE 2918-370) keine Baustellen, Baustra3en oder Lagerflachen eingerichtet wer-
den.

Die technische Ausfuhrung der fischpassierbaren Wehre im Mihlenhauser Fleet ist im Rahmen der
Ausfihrungsplanung mit der Naturschutzbehoérde anzustimmen.

Zur Verlegung des Muhlenhauser Fleetes ist im Rahmen der Ausfihrungsplanung ein Bauablaufplan
unter Bertcksichtigung der im LBP benannten naturschutzfachlichen Rahmenbedingungen vorzule-
gen.

Gewasser in den Dreiecksflachen, die heute im Norden an das vorhandene Mihlenhauser Fleet ange-
schlossen sind, mussen kiunftig von Siden aus dem neuen Mihlenhauser Fleet zugewdassert werden
koénnen. In den trassennahen Ausgleichsflachen wird zur Erreichung der Entwicklungsziele die bisheri-
ge landwirtschaftliche Nutzung aufgegeben, zu der MaRnahmenherstellung muss daher auch die Her-
stellung und Unterhaltung einer Abgrenzung zu benachbarten Grinlandflachen (Z&une oder Randgréa-
ben) gehoren.

Zur Beweissicherung der Wirksamkeit der VermeidungsmalRnahmen im FFH-Gebiet ,Niedervieland-
Stromer Feldmark® (DE 2918-370) sind mit Rechtskraft der Planfeststellung bis 2013 jéhrlich im Muh-
lenhauser Fleet, im Grabensystem der Stromer Feldmark und des Wiedbroks zur Beurteilung der Ent-
wicklung der Vorkommen des Steinbeil3ers (Cobitis taenia) und des Schlammpeitzgers (Misgurnus
fossilis) Bestandserhebungen an noch abzustimmenden Probestrecken durchzufiihren.

Die Lage, Ausformung und der Umfang der geplanten Blanken im Park links der Weser muss im Rah-
men der Ausfuhrungsplanung nach Vorlage eines HohenaufmafRes der Flachen und Aufzeichnungen
Uber die Grabenwasserstande mit der Naturschutzbehdrde abgestimmt werden. Hierzu sind zuvor ge-
eignete Pegel im Grabensystem einzurichten. Sofern die Aufzeichnung der Grabenwasserstande in
der Kompensationsflache im Park links der Weser in den nachsten zwei Jahren ergibt, dass die Zu-
wasserung mit der vorhandenen Pumpe am Bewasserungszuleiter Rethriehen fir ganzjahrig stabile
Grabenwasserstéande nicht ausreicht, wird der Vorhabentrager verpflichtet, die Pumpe durch eine leis-
tungsfahigere zu ersetzen.

Die Erklarung des Einvernehmens zu den MalRnahmen ,Kreuzdeich” erfolgt vorbehaltlich der Bestati-
gung der im LBP dargestellten Kompensationsziele und Bilanzierung in dem wasserrechtlichen Ge-
nehmigungsverfahren fir diese Mal3hahme.

Fur die Kompensationsmaflinahmen im Blockland (EB 1-3), im Park links der Weser (AP1) sowie flr
die trassennahen Flachen AO2, AO3, AO4 und AO5 sind Ausfiihrungsplanungen rechtzeitig aufzustel-
len und mindestens einen Monat vor dem Beginn der Herstellung der jeweiligen Mal3hahmen der Na-
turschutzbehérde zur Abstimmung vorzulegen. Im Rahmen der Ausfluhrungsplanung sind umset-
zungswirdige Bestande der Gewasser- und Ufervegetation im Eingriffsbereich zu ermitteln und ihre
Umsetzung in die Ausgleichsflachen einzuplanen.
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Ausfuhrungs- und Pflegeplanungen zu Kompensationsmaf3nahmen innerhalb von Naturschutzgebieten
sowie in NATURA-2000-Gebieten, die nach § 26 b BremNatSchG geschitzt oder noch zu schiitzen
sind, sind einvernehmlich mit der Naturschutzbehdrde abzustimmen.

Vor Beginn der Umlegung des Mihlenhauser Fleetes und der Herstellung der Kompensationsmal3-
nahmen ist mit der Naturschutzbehdrde jeweils eine Baubesprechung durchzufiihren. Weitere Baube-
sprechungen sind wahrend der Bauarbeiten nach Bedarf vorzunehmen.

Der Beginn der Bauarbeiten fir die Kompensationsmaflinahmen im Blockland und im Park links der
Weser ist der Naturschutzbehdrde sowie den zustandigen Ortsamtern und Polizeirevieren jeweils 10
Werktage vorher schriftlich anzuzeigen.

Die Herstellung der Kompensationsmafl3hahmen im Blockland und im Park links der Weser muss au-
Rerhalb der Brutzeit der Wiesenvigel (15.03.-15.06.) erfolgen. Die Herstellung aller Kompensations-
maflinahmen aulierhalb des Trassenbereichs ist, soweit moglich, mindestens zeitgleich zu der Herstel-
lung der Trasse durchzuftihren.

Potentielle Nistplatze von besonders oder streng geschitzten Vogelarten, die im Zuge der Baumal3-
nahmen nicht erhalten werden kénnen, missen rechtzeitig vor Beginn der Brutzeit beseitigt werden
(z.B. Gehoblze, Gewasser).

In allen fUr das Vorhaben zu beseitigenden Graben und im Mihlenhauser Fleet sind vor der Verfillung
oder Verlegung Ab- und Scheuchfischungen erforderlich. Der genaue Zeitpunkt der Ab- und Scheuch-
fischungen ist mit der Naturschutzbehorde abzustimmen. Dabei ist zu beriicksichtigen, dass bei Tem-
peraturen um den Gefrierpunkt die Effektivitdt der Elektrobefischungen nicht gegeben ist. Sofern die
geborgenen Fische in Gewasser im NATURA-2000-Gebiet ,Niedervieland-Stromer Feldmark® einge-
setzt werden sollen, ist dazu die Zustimmung der Naturschutzbehérde einzuholen.

Zur dauerhaften Sicherung der Kompensationsziele sind durch den Vorhabentrager die daftr erforder-
lichen Pflege- und Entwicklungsmaflinahmen sicherzustellen. Die Naturschutzbehorde ist dartiber zu
unterrichten, wem diese Aufgaben Ubertragen werden. Sofern diese Flachen in Schutzgebieten liegen,
gelten fur diese Arbeiten die Bestimmungen der Schutzverordnungen und die zu deren Umsetzung
aufgestellten Pflege-, Entwicklungs- und Bewirtschaftungsplane.

Um die angestrebten Kompensationsziele fur die im LBP dargestellten Flachen mit Vermeidungs- und
KompensationsmalRhahmen sowie mit Schutz- und EntwicklungsmaRnahmen fiur die besonders und
streng geschutzten Arten erreichen und sichern zu kdnnen, sind jeweils fir die Einzelgebiete Pflege-
plane zu erstellen. Die Pflegepléane sind spatestens zum 31. Januar des auf die Herstellung der Mal3-
nahme folgenden Jahres der Naturschutzbehérde zur Abstimmung vorzulegen. Darin sind die zur Ent-
wicklung der Kompensationsziele erforderlichen Pflege- und UnterhaltungsmalRnahmen, Begleitunter-
suchungen und Funktionskontrollen darzustellen. Fir alle Kompensationsflichen mit landwirtschaftli-
cher Nutzung sind in den Pflegeplanen auch die Anforderungen an das Gebietsmanagement zur
Uberwachung der Nutzungsauflagen (wie Viehdichte und Nachmahdverpflichtungen) festzulegen. Auf
der Grundlage der Pflegepléne sind in einem Zeitraum von 15 Jahren jahrlich die erforderlichen Pflege-
und EntwicklungsmalRnahmen darzustellen und bis zum Beginn der Vegetations- und Nutzungsperiode
(1. Marz) mit der Naturschutzbehérde abzustimmen. In diesem Zeitraum ist eine Dokumentation der im
laufenden Jahr durchgefiihrten MalRnahmen und Ergebnisse von Kontrollen jeweils zum Jahresende
der Naturschutzbehérde vorzulegen.

Zur Kontrolle der Entwicklung der Kompensationsziele sind Brutvogelkartierungen in mehrjahrigen In-
tervallen in einem Zeitraum von 10 Jahren auf den Flachen mit dem Ziel ,Wiesenvogelschutz* und
~Rohrichtbriter”, Vegetationskartierungen in mehrjahrigen Intervallen in einem Zeitraum von 15 Jahren
auf den Flachen zur Grunlandentwicklung durchzufiihren. Daruber hinaus ist die Entwicklung der um-
gesetzten Wasser- und Ufervegetation im Folgejahr nach der Umsetzung zu kontrollieren. Die Graben-
Wasserstdnde in der Kompensationsflache im Park links der Weser sind mindestens wahrend der
Brutzeit der Wiesenvdgel von Mitte Méarz bis Mitte Mai zu kontrollieren. Die Einhaltung der Nutzungs-
auflagen zur Nutztierdichte ist mindestens von Méarz bis Mitte Juni zu kontrollieren sowie im Falle der
Erstnutzung im Jahr durch Mahd der Mahdzeitpunkt. Die Nachnutzung im Herbst ist auf allen Flachen
zu kontrollieren. Die Inhalte, Haufigkeit und der raumliche Umfang der Untersuchungen ist in den Pfle-
geplanen zu regeln.
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Fir die Kompensationsflachen mit landwirtschaftlicher Nutzung soll ein flexibles Flachenmanagement
etabliert werden, das es ermdglicht, z.B. auf die Belange der Bewirtschafter, auf Witterungsschwan-
kungen oder aktuelle Populationsentwicklungen der Wiesenvigel zu reagieren. Von den im LBP fest-
gelegten Nutzungsauflagen fir die Grinlandflachen kann dann abgewichen werden, wenn und soweit
die naturschutzfachlichen Ziele dies erlauben. Voraussetzung fur die Durchfiihrung eines flexiblen Fla-
chenmanagements sind managementbegleitende Beobachtungen von Wiesenbrutvogeln und die Be-
nennung jeweils eines ortskundigen Ansprechpartners mit Entscheidungskompetenz im praktischen
Biotopmanagement fur die Landwirte.

Sofern festgestellt wird, dass durch das Vorhaben weitergehende erhebliche Beeintrachtigungen ver-
ursacht werden, sind im Natura 2000-Gebiet und fir besonders und streng geschiitzte Arten weitere
landschaftspflegerische MalRhahmen festzulegen, um die Erhaltungsziele zu gewaéhrleisten und Ver-
schlechterungen fir die Lebensrdume und Populationen zu vermeiden.

Nach Erreichen des angestrebten Ausgleichszustandes, spatestens jedoch nach 15 Jahren ist ein Ge-
samtbericht Gber die Malinahmen zu erstellen und der Naturschutzbehdérde vorzulegen.

VIl

Begrindung

Nach 8§ 17 FStrG durfen Bundesfernstral3en nur gebaut oder gedndert werden, wenn der Plan vorher
festgestellt ist. Der Neubau der Bundesautobahn A 281, Bauabschnitt 3/2 im Abschnitt zwischen Mer-
kurstral3e und Stromer Landstral3e stellt eine Malinahme im Sinn des § 17 FStrG dar.

Durch die Planfeststellung wird die Zulassigkeit des Vorhabens einschliel3lich der notwendigen Folge-
mafinahmen im Hinblick auf alle von ihm beriihrten 6ffentlichen Belange festgestellt und es werden al-
le offentlich-rechtlichen Beziehungen zwischen dem Trager des Vorhabens und den durch den Plan
Betroffenen rechtsgestaltend geregelt (8 75 Abs. 1 BremVwVfG).

Die straRenrechtliche Planfeststellung ersetzt alle nach anderen Rechtsvorschriften notwendigen 6f-
fentlich-rechtlichen Genehmigungen, Verleihungen, Erlaubnisse, Bewilligungen, Zustimmungen und
Planfeststellungen (8 75 Abs. 1 BremVwV{fG). Gem. § 31 Abs. 1 BremWG i.V.m. § 14 WHG ist auch
Uber die Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis im Planfeststellungsbeschluss zu entscheiden.

Mit Schreiben vom 19.09.2006 hat das Amt fur Stral3en und Verkehr dem Senator fir Bau, Umwelt und
Verkehr die Planunterlagen fur den Neubau der Bundesautobahn A 281, Bauabschnitt 3/2 im Abschnitt
zwischen Merkurstral3e und Stromer Landstral3e zur Durchfiihrung des Anhérungsverfahrens zugelei-
tet. Die Planunterlagen haben in der Zeit vom 20. November 2006 bis zum 19. Dezember 2006 ein-
schlieBlich in der Bibliothek der Bremischen Birgerschaft sowie in den Ortsamtern Neu-
stadt/Woltmershausen, Strom und Blockland wahrend der Dienststunden zur allgemeinen Einsicht-
nahme ausgelegen. Zeit und Ort der Auslegung sind ortsiiblich bekannt gegeben worden. In der Be-
kanntmachung wurde darauf hingewiesen, dass Einwendungen gegen das Vorhaben spétestens in-
nerhalb von 2 Wochen nach Beendigung der Auslegung bei den in der Bekanntmachung naher be-
zeichneten Stellen zu erheben sind. Allerdings war der letztmdgliche Zeitpunkt fir das Erheben von
Einwendungen mit einem falschem Datum angegeben, statt 03.01.2007 war der 3. Januar 2006 ange-
geben.

Die Planfeststellung konnte gem. 8 17 FStrG in Verbindung mit 8 74 BremVwV{G nach Wirdigung aller
offentlich-rechtlichen und privater Belange mit den verfiigten Nebenbestimmungen erfolgen, da das
Vorhaben im offentlichen Interesse liegt und dieses den Interessen und Rechten Dritter und sonstigen
Belangen vorgeht.

Die festgestellte StralRenplanung entspricht den Ergebnissen der vorbereitenden Planung und dem
Abwégungsgebot. Sie ist auch im Hinblick auf die enteignungsrechtliche Vorwirkung gerechtfertigt. Es
werden von ihr die in dem Bundesfernstral3engesetz und anderen gesetzlichen Vorschriften zum Aus-
druck kommenden Planungsleitsatze, Gebote und Verbote bericksichtigt.

Von besonderer Bedeutung fiir die wirtschaftliche Entwicklung des Landes Bremen ist die stdérungs-
freie Erreichbarkeit bestehender und geplanter Wirtschaftsstandorte. Qualitative Defizite in der Ver-
kehrsinfrastruktur gehdren zu den entscheidenden Investitionshemmnissen fir Wirtschaftsansiedlun-
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gen. Der Neubau der Bundesautobahn A 281, Bauabschnitt 3/2 im Abschnitt zwischen Merkurstral3e
(B 212n) und Stromer Landstrae hat fur die Entwicklung des Wirtschaftsstandortes Bremen hdchste
Prioritat.

Der Bau der A 281 ist eine flr Bremen sehr wichtige BundesfernstraBenmaflinahme der Bundesrepu-
blik Deutschland. Sie stellt zukiinftig die nordwestliche Eckverbindung zwischen den vorhandenen
Bundesautobahnen A 1 und A 27 auf bremischem Stadtgebiet dar. Ziel der A 281 ist neben der Entlas-
tung der A 1 und A 27 mit dem Bremer Kreuz die Verbesserung der Verkehrsverhéaltnisse, und in der
Folge damit auch der Wohn- und Umweltsituation, im Zuge der grof3en Verkehrsachsen Senator-Apelt-
Stral’e/Neuenlander Stral3e/Kattenturmer Heerstral3e.

Die Linienbestimmung nach 8§ 16 FStrG fur den 1. bis 4. BA der Autobahneckverbindung A 281 mit
Netzschluss Uber den Autobahnzubringer Arsten erfolgte 1984. Die A 281 ist in fiinf Bauabschnitte un-
terteilt worden. Der 1. BA steht seit 1995 unter Verkehr. Die BA 2/1 und 3/1 sind planfestgestellt und
befinden sich im Bau. Die BA 2/2 und 3/2 sowie die Weserquerung (BA 4) sind im Bundesverkehrswe-
geplan (2003) in den vordringlichen Bedarf eingestuft.

Daruber hinaus gehort die A 281 ,Eckverbindung in Bremen® zu den als besonders wichtig eingestuf-
ten Vorhaben des vordringlichen Bedarfs, die in der Anlage zu 8§ 17e (1) FStrG als BundesfernstralRen
mit erstinstanzlicher Zustandigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes aufgelistet sind (Artikel 2 des Ge-
setzes zur Beschleunigung von Planungsverfahren fiir Infrastrukturvorhaben vom 9.12.2006).

IX

Verfahren zur Prifung der Umweltvertraglichkeit

Die vorgelegten Planunterlagen geniigen den Anforderungen des 8 6 UVPG. Die Einbeziehung der
Offentlichkeit nach § 9 Abs. 1 UVPG und die Beteiligung der Behérden gem. § 7 UVPG erfolgte durch
das Anhorungsverfahren nach § 73 Bremisches Verwaltungsverfahrensgesetz (BremVwViG) in der
Fassung vom 09. Mai 2003 (Brem.GBI.S. 219) geandert durch Art. 2 des Gesetzes vom 18.10.2005
(Brem.GBI.S.547).

Im Rahmen des vorliegenden Verfahrens wurde auch die Umweltvertraglichkeit des Vorhabens nach
Maf3gabe des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitspriifung gepriift. Die Bestimmungen des Ge-
setzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG) in der Neufassung vom 25.Juni 2005
(BGBI. Teil I. Nr. 37, Seite 1757, 2797), zuletzt geédndert durch Art. 2 des Gesetzes vom 21.12.2006
(BGBI. IS. 3316), wurden beachtet.

Nach § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG sind die Auswirkungen auf die umweltbezogenen Schutzgiter zu ermit-
teln, zu beschreiben und zu bewerten (Umweltvertraglichkeitsprifung). Gemaf § 11 UVPG ist eine zu-
sammenfassende Darstellung der Umweltauswirkungen des Vorhabens zu erarbeiten. Mit dieser Dar-
stellung ist nach Nr. 0.5.1.1 UVPVwV der entscheidungserhebliche Sachverhalt fur die Erfillung ge-
setzlicher Umweltanforderungen festzustellen. Die behérdlichen Stellungnahmen sowie die AuRerun-
gen der Offentlichkeit sind zu beriicksichtigen. Erforderliche Anderungen und Erganzungen aufgrund
behdrdlicher oder privater Stellungnahmen wurden bericksichtigt und ggf. erganzt.

Mit Schriftsatz vom 11. Juli 2007 hat die Anhdrungsbehorde die zusammenfassende Darstellung ge-
maR 8§ 11 UVPG erstellt und das Benehmen mit dem Senator fur Umwelt, Bau, Verkehr und Europa
(Verfahrensleitstelle) hergestellt.

Nach der auf Grundlage der zusammenfassenden Darstellung erstellten Bewertung der Umweltaus-
wirkungen gemanR 8§ 12 UVPG ist das Vorhaben zuldssig und konnte in der vorliegenden Form festge-
stellt werden.
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X

Bewertung der Umweltauswirkungen nach § 12 UVPG:

1. Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch

1.1 Baubedingte Auswirkungen

Schéadliche Umwelteinwirkungen i.S.d. § 22 BImSchG in Form von Larm und Erschitterungen wahrend
der Bauphase, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind, werden bei Einhaltung der einschla-
gigen Bestimmungen verhindert und soweit sie nicht vermeidbar sind, auf ein Mindestmal3 beschrénkt.
Die Beeintrachtigungen sind zeitlich begrenzt und werden durch die verfigten Nebenbestimmungen
soweit wie moglich verhindert oder auf ein den Umstanden entsprechendes Mindestmal minimiert.

Durch das Baustellenmanagement werden Stérungen in den angrenzenden Wohngebieten ebenfalls
soweit wie mdglich reduziert. Der baubedingte Verkehr im 6ffentlichen Stral3ennetz wird auf méglichst
kurzem Weg Ubergeordnete Verkehrswege anfahren, um Larm- und Luftbelastungen der Anwohner zu
begrenzen. Im Rahmen der Baudurchfiihrung wird ausgeschlossen, dass Materialtransporte (Voll- und
Leerfahrten zum Transport von Sand, Boden, Beton, bitumindses Material) Uber die Stromer Landstra-
Re erfolgen. Entsprechende Regelungen werden im Rahmen der Vertrdge mit den bauausfihrenden
Firmen aufgenommen.

Die Beeintrachtigungen sind zeitlich begrenzt und werden durch die verfliigten Nebenbestimmungen
soweit wie maglich verhindert oder auf ein den Umstanden entsprechendes Mindestmal? minimiert.
Insgesamt wird sich die Situation nach Abschluss der Bauarbeiten deutlich verbessern, so dass die
Belastigungen der Anwohner fir die Dauer der Bauzeit tolerierbar sind.

1.2 Auswirkungen durch Larm

Gesetzliche Umweltanforderungen zur Bewertung sind die 88 41,42 und 50 Bundesimmissions-
schutzgesetz (BImSchG) in der Fassung vom 26. September 2002 (BGBI. | S. 3830), zuletzt geandert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 9. Dezember 2006 (BGBI. | S. 2819).

Bewertungskriterien sind die Anforderungen der gemaf 8 43 BImSchG erlassenen Sechzehnten Ver-
ordnung zur Durchfiihrung des Bundesimmissionsschutzgesetzes (Verkehrslarmschutzverordnung —
16. BImSchV) vom 12. Juni 1990 (BGBI. | S. 1036), zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
19. September 2006 (BGBI. | S. 2146) sowie der RLS 90.

Gesamtlarmbetrachtung

Aktive und passive Larmschutzmalinahmen

Durch den Neubau der A 281 BA 3/2 kommt es in Teilen der angrenzenden Gebiete zu erhéhten Larm-
immissionen. Nordlich der Trasse der geplanten A 281 befindet sich ein ausgedehntes Gewerbegebiet
(GVz-Glterverkehrszentrum), im sudlichen Bereich an der Stromer Landstrale ist ausnahmslos
Wohnbebauung vorzufinden. Aufgrund des Abstandes der Bebauung im Zuge der Stromer Landstral3e
zur geplanten Neubautrasse der A 281 wurden unter Berlicksichtigung der gesetzlichen Bestimmun-
gen mit den dazu ergangenen Verordnungen keine aktiven Larmschutzmafinahmen vom Vorhabentra-
ger geplant, da der Ansatz der Verkehrsmengen fiir den Prognosehorizont und die schalltechnischen
Berechnungen den vg. aktiven Schallschutz nicht erforderlich machen. Die aktiven Larmschutzmal3-
nahmen wirden auf3er Verhaltnis zum angestrebten Schutzzweck stehen (8 41 Abs. 2 BImSchG).
Nach den Ergebnissen der schalltechnischen Berechnungen, Berechnungsgrundlage Verkehrsprogno-
se fur das Jahr 2015, sind daher lediglich passive LarmschutzmalBnahmen gemal den Unterlagen
11.0, 11.1, 11.2, 11.3 und 11.4 vorgesehen. Anspruch auf ObjektschutzmalRnahmen besteht dem
Grunde nach nur an zwei Gebauden an der Stromer Landstral3e, sofern die Umfassungsbauteile der
entsprechenden Gebaude nicht ausreichend sind.

Die geplante MalRnahme entspricht insgesamt den Anforderungen der 88 41, 42 und 50 des Bundes-
immissionsschutzgesetzes (BImSchG) und der 16. Bundesimmissionsschutzverordnung (BImSchV).
Die in § 2 der Verkehrslarmschutzverordnung bestimmten Immissionsgrenzwerte werden an allen zu
bertcksichtigenden Immissionsorten Uberwiegend eingehalten. Im Verhéltnis zur Gesamtsituation sind
die Interessen Einzelner zuriickzustellen.

- Seite 32 von 46 -



Der Senator fir Umwelt, Bau, Verkehr und Europa Planfeststellungsbeschluss vom 24.09.07 Ausfertigung

Gemal § 41 BImSchG wird sichergestellt, dass durch die MalRnahme keine schadlichen Umweltein-
wirkungen durch Verkehrsgerausche hervorgerufen werden kénnen, die nach dem Stand der Technik
vermeidbar sind und soweit die Kosten der Schutzmaflinahme nicht aul3er Verhéltnis zu dem ange-
strebten Schutzzweck stehen. Schadliche Umwelteinwirkungen gemaR § 50 BImSchG auf die aus-
schlieRlich oder Uberwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbediirftige
Gebiete werden soweit wie moglich vermieden.

1.3 Auswirkungen auf das Schutzgut Luft

Gesetzliche Umweltanforderungen zur Bewertung ist das Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG).
Bewertungskriterien sind die  Anforderungen der 22. Bundesimmissionsschutz-Verordnung
(22. BImSchV) vom 11. September 2002 (BGBI. | S: 3626) zuletzt geandert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 20. Juli 2004 (BGBI. | S. 1625).

Die durchgefihrten Schadstoffuntersuchungen der Parameter
Benzol-Gesamtbelastung (Jahresmittelwert)
NO,-Gesamtbelastung (Jahresmittelwert)
NO,-Gesamtbelastung (Jahresmittelwert)
NO,-Gesamtbelastung (1Stundenmittel mehr als 18mal)
Partikel (PM10) (Jahresmittelwert)

Partikel (PM10) (Tagesmittelwert mehr als 35mal)

wurden anhand der Immissionssituation von Luftschadstoffen unter Berticksichtigung der Vorbelastung
und der zu erwartenden Verkehrszahlen fir den BA 3/2 ermittelt und bewertet. Die Berechnung der
Luftschadstoffbelastung erfolgte gemal Merkblatt fur Luftverunreinigungen an Stralen (MLuS 02, ge-
anderte Fassung von 2005) der Bundesanstalt fur StraRenwesen. Den Berechnungen liegt die An-
nahme einer durchgéngigen Hoéchstgeschwindigkeit von 120 km/h zugrunde. Der bepflanzte Land-
schaftswall sudlich der Trasse wurde nicht berticksichtigt, so dass die maximal moégliche Belastung
ermittelt wurde.

Der zukinftige Verkehr auf der A 281 Bauabschnitt 3/2 fiihrt im Untersuchungsraum zu einer neuen
Gesamtimmission. Geringfugige Belastungserhéhungen sind im unmittelbaren Bereich des Trassen-
umfelds und im Bereich des Guterverkehrszentrums zu erwarten.

Die Ergebnisse nach der Berechnung lassen sich dahingehend zusammenfassen, dass lediglich eine
Uberschreitung der Jahresmittelwerte nur bei NO, (Stickstoffdioxid) direkt auf der Fahrbahn geschieht.

e Auf der Fahrbahn wird der 1 h-Mittelwert fir NO, 20 mal Giberschritten. Zulassig sind 18 Uber-
schreitungen im Kalenderjahr. Fiir die Grenze der Stundenmittelwert-Uberschreitungen ist in
der 22. BImSchV eine Toleranzmarge vorgesehen.

Bei Inkrafttreten dieser Richtlinie greift eine lineare Reduzierung der Grenzwerte. Erst im Jahre
2015 gilt der Grenzwert von 200 pg/m® NO,, der nicht 6fter als 18 mal tiberschritten werden
darf.

Gleiches gilt im Jahre 2015 fiir die 40 pg/m® als Grenzwert fiir den Jahresmittelwert NO,.

e PM 10 (Feinstaub) wird 31 mal iberschritten. Zulassig sind 35 Uberschreitungen im Kalender-
jahr. In 40 m Entfernung wird der 24 h-Mittelwert lediglich 16 mal Gberschritten.

e Der gleitende 8 h-CO-Mittelwert betragt auf der Fahrbahn 130 pg/m? (1% des Beurteilungswer-
tes von 10.000 pg/m®) In 40 m Entfernung von der Trasse betragt der Wert 50 pg/m?®.

Nach Allem bleibt festzustellen, dass nur der Grenzwert fir NO, um ca. 3,5% direkt auf der Fahrbahn
Uberschritten wird. Bei allen weiteren Schadstoffen und allen weiteren, betrachteten Entfernungen von
0 m, 40 m, 150 m und 200 m vom Fahrbahnrand gemessen, werden die giltigen Grenzwerte, bezogen
auf das Jahresmittel, eingehalten. Im Bereich der Bebauung werden die Grenzwerte eingehalten (Un-
terlage 12.8 Umweltvertraglichkeitsstudie Seite 57 und 58, Tabelle 14 und 15).

Gravierende Luftqualitatsprobleme sind daher nicht zu erwarten.

2. Auswirkungen auf die Schutzguter Tiere und Pflanzen

Gesetzliche Umweltanforderungen zur Bewertung im Sinne der Nr. 0.6.1.1. Allgemeine Vorschrift zur
Ausfihrung des Gesetzes uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPVwV) sind die 88 11 bis 13 und
§ 26¢ BremNatSchG sowie § 34 BNatSchG.
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Bewertungskriterium ist die Handlungsanleitung zur Anwendung der Eingriffsregelung in Bremen.

GemalR gutachterlicher Stellungnahme der Naturschutzbehérde vom 09. Mérz 2005 (Anlage 12.5, Ord-
ner 3), stellt das Vorhaben einen Eingriff in Natur und Landschaft im Sinne der vg. Gesetze dar.

Der Uberwiegende Teil des Untersuchungsgebietes (UG) besteht aus grof3en, intensiv genutzten Grin-
landarealen. An der Stromer LandstralRe und nach Sudosten hin werden auch Siedlungsbereiche mit
eingeschlossen. Das Griinland verfugt tber ein dichtes Grabennetz. Die Griunlandflachen sind so gut
wie gehdlzfrei. Lediglich an wenigen Stellen finden sich einige Gehoélzgruppen. Im besiedelten Bereich
entlang der Stromer Landstral3e sind nur begrenzt wertvolle Biotope vorhanden. Im 6stlichen Teil des
UG befindet sich ein Ubergangsbereich von einzelnen Hausern bzw. besiedeltem Bereich hin zur frei-
en Landschaft mit Wiesen, Gehodlzbestanden, Teichen usw. Durch die vorhandenen Stral3en und Ei-
senbahnlinien ist dieses Gebiet stark zerschnitten, was die Besiedlung durch bestimmte Organis-
mengruppen stark einschrankt.

Im Rahmen der Kartierung der Biotoptypen im UG wurde eine Reihe von Arten der Roten Liste, vor al-
lem im Grabensystem und in den naturnahen Gewassern, aufgefunden.

Kartiert wurden 26 Arten der gefahrdeten Farn- und Blitenpflanzen.

Im Grabensystem der Stromer Feldmark wurden geféhrdete Arten, wie z.B. Schlammpeitzger, Stein-
beiRer, Ukelei etc. vorgefunden. Ebenso wurden diese gefahrdeten Arten im Mihlenhauser Fleet
nachgewiesen. Die Stromer Feldmark hat insbesondere fir den Steinbeil3er eine hohe Bedeutung.
Wichtig ist dabei das Muhlenhauser Fleet. Uber das Fleet finden Ortswechsel der Tiere in das ange-
schlossene Grabensystem statt.

Hinsichtlich von Vogelarten haben die Rastviogel im Eingriffsraum nur eine geringe Bedeutung. Es
konnten aber 58 — 60 Brutvogelarten im UG nachgewiesen werden, von denen 14 Arten in der bun-
desdeutschen und/oder niederséachsischen Roten Liste aufgefihrt sind.

Das Artenspektrum der Amphibien und Libellen im UG kann als vollstandig bezeichnet werden und ist
mit anderen Grunland-Grabensystemen im Bremer Raum vergleichbar.

Am nordlichen Rand des UG wurde zusatzlich ein Rufplatz der geféahrdeten Kreuzkrote festgestellt. Es
werden anlagebedingt Laichplatze der Amphibien im Mihlenhauser Fleet und in den weiteren Graben
und Gewassern im Trassenbereich der A 281 BA 3/2 zerstort. Da aber die Habitatstrukturen tber den
Trassenbereich hinausgehend einheitlich sind (LBP Blatt 1 ,Grinland-Grabenareale®) ist auch dort mit
dem Vorkommen der entsprechenden Amphibien zu rechnen. Die besonders geschiitzten Amphibien-
arten (Erdkrote, Grasfrosch und Seefrosch) kdnnen somit auf geeignete Habitatstrukturen im Umfeld
der Trasse auf diese Lebensrdume ausweichen. Weiter greifen zum Schutz die Vermeidungs- und
GestaltungsmalRnahmen an der Trasse, wie die Verlegung des Mihlenhauser Fleets, eine Amphibien-
sperreinrichtung sudlich der Trasse und die Gehdlzpflanzungen auf der Verwallung, die einen Som-
mer- und Winterlebensraum flir Amphibien bietet.

Der Libellenlebensraum ist als mittlere Wertigkeit einzustufen. Eine hohe Wertigkeit hat nur der Krebs-
scherenteich in einer der GVZ-Dreieckflachen. Dieser stellt ein wichtiges Entwicklungsgewasser fir die
Grine Mosaikjungfer dar. Aufgrund der Gber den Trassenbereich hinausgehenden einheitlichen Habi-
tatstrukturen (LBP Blatt 1 “Landschaftspflegerischer Bestands- und Konfliktplan, Grinland-
Grabenareale) kann auch dort von dem Vorkommen der 0.g. Libellenarten ausgegangen werden. Die
besonders geschitzten Libellenarten kénnen demnach auf geeignete Habitatstrukturen im Umfeld der
Trasse ausweichen. Zum Schutz dienen weiter die Vermeidungs- und Gestaltungsmaf3nahmen an der
Trasse, sowie die Verlegung des Muhlenhauser Fleets, die zumindest eine Erhaltung der derzeitigen
Habitatqualitaten gewdhrleisten. Die Fortpflanzungs- und Ruhestatten fir die direkt betroffenen heimi-
schen Libellenarten werden nicht in dem Mal3e beschadigt oder zerstort, dass es sich nachteilig auf
den Bestand und die Verbreitung der Arten auswirkt. Der Erhaltungszustand der lokalen Population
wird nicht verschlechtert.

Die festgestellten sonstigen Tierarten sind Uberwiegend weit verbreitet und nicht gefahrdet.

Entlang der geplanten Autobahntrasse gibt es vier alte Wildwechsel, die anlagebedingt zerschnitten
werden. Unter Berlcksichtigung der derzeitigen Wilddichten, alter Wildwechsel und einer méglichen
Gefahrdung des StralR3enverkehrs, ist ein Wildschutzzaun beiderseitig der Trasse vorgesehen.

Weiter kommen im UG vier geschitzte Biotope nach § 22a BremNatSchG vor.

- Seite 34 von 46 -



Der Senator fir Umwelt, Bau, Verkehr und Europa Planfeststellungsbeschluss vom 24.09.07 Ausfertigung

Fir die StraRenbauarbeiten werden Teilflachen von zwei geschiitzten Biotopen anlagebedingt beein-
trachtigt. Wie im Biotopkataster registriert, handelt es sich hierbei um das Biotop Nr. 635 mesophiles
Griunland, Feuchtgrinland / Verlust auf 0,68 ha und Beeintrachtigung des Restbiotops und Biotop
Nr. 289 naturnahes Kleingewasser, Verlandungszonen, Brache / Verlust von Teilen auf 0,06 ha und
zusatzliche randliche Beeintrachtigungen.

Im Vorhabengebiet treten auch Vorkommen streng geschutzter Arten nach § 10 (2) Nr. 10 und 11
BNatSchG auf (siehe Anlage 1 zum LBP, Unterlage 12.1). Gutachterliche Prifungen der artenschutz-
rechtlichen Verbotstatbestdnde nach der EU-Vogelschutzrichtlinie, der FFH-Richtlinie und den Be-
stimmungen des Bundeshaturschutzgesetzes haben ergeben, dass keine erheblichen Beeintrachti-
gungen und Verschlechterungen des Erhaltungszustandes der lokalen Populationen prognostiziert
werden (Anlage 1 Punkt 7 zum LBP Unterlage 12.1).Ferner bestehen seitens des Senators fur Umwelt,
Bau, Verkehr und Europa —Fachbereich Umwelt- aus artenschutzrechtlichen Griinden keine Bedenken
gegen die vorliegende Planung (Stellungnahme SUBVE vom 12.02.2007).

Durch die geplanten Vermeidungs-, Gestaltungs-, Ausgleichs- und Ersatzmaf3inahmen wird gewahrleis-
tet, dass die Werte und Funktionen der Pflanzen- und Tierwelt im Naturhaushalt in dem vom Eingriff
betroffenen Raum in mdglichst gleicher Art und Weise wiederhergestellt und ausgeglichen werden.

Vermeidungsmaflnahmen:

Bei der Erarbeitung der technischen Planung wurden umfangreiche Vermeidungs- und Minimierungs-
malnahmen seitens des Vorhabentragers berlcksichtigt. Die Malinahmen sind in der Anlage 12.1 (Er-
lauterungen zum Landschaftspflegerischen Begleitplan / Freiraumplanung) Punkt 7.1 und in der Anla-
ge 12.8 (Umweltvertraglichkeitsstudie) Punkt 8.1 beschrieben.

Dazu gehdren im Wesentlichen:

e Anlage einer bepflanzten Verwallung zum Sicht-, Staub- und Immissionsschutz mit Biotopfunktion
sowie zur Vermeidung von verkehrsbedingten Kollisionen von niedrig fliegenden Greifvégeln.

¢ Reinigung des anfallenden Oberflachenwassers nach den einschlagigen bremischen Richtlinien
(Bodenfilterung auf Béschungen und in Mulden) vor Einleitung in offene Vorfluter.

e Ableitung des anfallenden Oberflachenwassers der Stralenflichen ausschlie3lich in den GVZ-
Entwasserungsgraben.

e Trennung der zu verfillenden Gewasser vom Grabensystem vor Beginn der Baumafl3nhahme.

e Abfischen und Umsetzen der Fische aus den Gréaben vor deren Verfillung/Verschluss.

e Bergen und Umsetzen schutzwirdiger Grabenvegetation/Benthos mit Festlegung der Einbringungs-
standorte im Rahmen der Ausfiihrungsplanung.

e Abstimmung der Bauzeiten auf die Laichzeit (Verlegung Mihlenhauser Fleet).

e Erstmalige Flacheninanspruchnahme durch das Vorhaben (Verlegung Mihlenhauser Fleet und
Strallenbau) au3erhalb der Brutzeit.

¢ Das vorhabenbedingte Entfernen von Baumen und Strauchern ist nur in der Zeit vom 1.10. bis zum
28.2. vorzunehmen.

e Erhaltung/Wiederherstellung von Wegeverbindungen (Stellfeldsweg, Meentheweg, Steertgrabens-
weg und Anbindung Halmer Weg an die Merkurstraflie).

e Minimierung von Eingriffen in die vorhandenen Ausgleichsflachen (Dreiecksflachen).

e Optimierte Langs- und Querprofilierung des Muhlenhauser Fleets (neu) nach 6kologischen Fach-
vorgaben.

e Wiederanschluss des Muhlenhauser Fleets an die Graben des Grabensystems nach Absetzen der
baubedingten Wassertribung.

e Wiederanschluss der Gewasser in den Dreiecksflachen und Graben der Stromer Feldmark an das
Mihlenhauser Fleet (neu), sofern die Gewasser vorher an das Mihlenhauser Fleet (alt) ange-
schlossen waren.

¢ Anlage fischpassierbarer Stauanlagen im Mihlenhauser Fleet (neu).
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¢ Vermeidung baubedingter Schwebstoffeintrdge durch auf den Bauablauf abgestimmte technische
Mafinahmen. Die Durchfiihrung der MaRnahmen erfolgt temporar und abschnittsweise.

¢ Bau eines Wildschutzzauns nérdlich und sidlich der Trasse. Der Schutzzaun wird auf der der Auto-
bahn zugewandten Seite der Verwallung errichtet. Die Gehoélzflachen auf der Verwallung haben
somit eine Einstandsfunktion fur Wild und bieten Lebensraum fur Kleinsduger.

e Bau einer Amphibiensperreinrichtung stdlich der Trasse. Die Sperreinrichtung wird auf der der Au-
tobahn zugewandten Seite der Verwallung in Kombination mit dem Wildschutzzaun errichtet. Die
Gehdlzflachen auf der Verwallung bieten Sommer- und Winterlebensraume fir Amphibien.

e Ausschluss des Transports von Sandlieferungen tber die Stromer Landstral3e

MafRnahmen zur Schadensbegrenzung
Erhebliche Beeintrachtigungen im Sinne der FFH-Richtlinie kdnnen durch Mal3nahmen zur Schadens-
begrenzung unter die Erheblichkeitsschwelle gesenkt werden.
Folgende MafRnahmen zur Schadensbegrenzung sind vorgesehen:
e Vermeidung baubedingter Schwebstoffeintrdge durch auf den Bauablauf abgestimmte techni-
sche Malinahmen, temporar und abschnittsweise
e Minimierung der baubedingten Zerschneidungen des Gewassernetzes auf die unmittelbare
Bauzeit des Fleets und die erforderliche Regenerationszeit des Gewassers

MaRnahmen zur vorgezogenen Herstellung von Ausweichhabitaten

Das Muhlenhauser Fleet wird deutlich vor Realisierung der tibrigen Baumal3nahmen verlegt. Erst nach
einer Entwicklungszeit der Biozdnose des neuen Muhlenhauser Fleets von mindestens 1,5 Jahren
werden das alte Mihlenhauser Fleet und die Graben im Trassenbereich verflllt. Es werden somit im
Vorfeld der StralRenbaumafRnahme Ausweichhabitate fur Flora und Fauna der Gewasser, Ufer, Roh-
richte und Ruderalfluren geschaffen.

SchutzmalRnahmen
Schutzmaflinahmen sind bau- oder vegetationstechnische MaRnahmen bzw. Auflagen, die dazu geeig-
net sind, vermeidbare Beeintréachtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen. Dies sind im Re-
gelfall MalRnahmen zum Schutz von temporéren Geféahrdungen von Natur und Landschaft. Folgende
Schutzmalinahmen sind vorgesehen:

e Begrenzung der Bauflachen auf ein Mindestmaf}

Gestaltungsmalinahmen
Gestaltungsmafinahmen sind MaRnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege, die zu einer
Begriinung und landschaftsgerechten Einbindung der neuen Straf3e fuhren. Folgende Gestaltungs-
malRnahmen sind unmittelbar angrenzend an die Trasse geplant:

¢ Anlage von naturnahen Gehdélzflachen, trassenbegleitend auf Landschaftswallen

¢ Anlage von Verkehrsgriin und Mittelstreifenbegrinung (Rasen)

e Anlage von Grunflachen

¢ Anlage von Sandmagerrasen

AusgleichsmalRnahmen

AusgleichsmafRnahmen unmittelbar an die Trasse angrenzend

AusgleichsmalRnahmen dienen dazu, die vom Vorhaben beeintréachtigten Werte und Funktionen wie-
derherzustellen.

Folgende Ausgleichsmalinahmen sind unmittelbar an die Trasse angrenzend geplant:

Naturnahe Gestaltung Mihlenhauser Fleet (neu)

Anlage und Entwicklung von naturnahen Uferbereichen der Fleete und Graben

Anlage und Entwicklung von Roéhrichtflachen

Anlage und Entwicklung von Sandmagerrasen

Anlage und Entwicklung von Ruderalflachen
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AusgleichsmalRnahmen im Park Links der Weser
Folgende Ausgleichsmalinahme ist im Park links der Weser geplant:
e Malnahmen der Grinlandbewirtschaftung zur Entwicklung als Schwerpunktraum fir wertvolle
Brutvogelarten der Griinlandbereiche

ErsatzmalRnahmen

ErsatzmaRnahmen am Kreuzdeich
Folgende ErsatzmafRnahme ist am Kreuzdeich geplant:
e Entwicklung von Rohrichten und Auengebischen im Rahmen der Schaffung naturnaher Bio-
topkomplexe der Flussauen als Lebensraum fir Rohricht- und Auwaldarten der Avifauna, ins-
besondere fir die gefahrdeten Arten Blaukehlchen, Beutelmeise und Rohrweihe.

ErsatzmafRnahmen im Oberblockland
Folgende ErsatzmalRnahmen sind im Oberblockland geplant:

e Entwicklung von artenreichen mesophilen Grunlandbestdnden bzw. Feuchtgrinlandbestanden
mit dem Ziel der Verbesserung des Biotopwertes, Verbesserung der Lebensraumbedingungen
fur Wiesenvogel, insbesondere Wiesensingvogel

¢ Neuanlage von Gelandemulden/Grippen/Kleingewasserstrukturen

e Durchfuhrung eines 6kologischen Grabenraumprogramms

Wie im LBP und in der Umweltvertraglichkeitsstudie dargestellt, werden die Verluste in der Kompensa-
tionsplanung gleichartig und umfangsmafig wiederhergestellt.

Erhebliche und bleibende Beeintrachtigungen der Pflanzen und Tierwelt als Bestandteil des Natur-
haushaltes nach 8 11 BremNatSchG und § 34 BNatSchG sind nach Abschluss der Malinahme auf
Grund der landschaftspflegerischen Begleitplanung nicht gegeben.

Zu den vorgesehenen Malinahmen hat die Naturschutzbehérde ihr Einvernehmen unter Auflagen er-
klart (Schreiben vom 27.04.2006, Ordner 3, Unterlage 12.5).

3. Auswirkungen auf das Schutzgut Boden

Gesetzliche Umweltanforderungen zur Bewertung sind die 88 11 und 13 BremNatSchG.
Bewertungskriterium ist die Handlungsanleitung zur Anwendung der Eingriffsregelung in Bremen und
die Mitteilung der Landerarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) 1994:. Empfehlung und Erkundung, Be-
wertung und Behandlung von Grundwasserschaden.

Durch den Bau der A 281 BA 3/2 und der damit verbundenen Versiegelung einer neuen Flache von
ca. 10,9 ha dauerhaft und ca. 14,07 ha temporéar durch den StralRenkérper einschl. der Nebenanlagen
werden vorhandene Werte und Funktionen des Bodens zerstort. Die lbrigen Flachen innerhalb des
Eingriffsraums von ca. 19,0 ha werden im Rahmen der Ausgleichsmalinahmen neu gestaltet.

Der gesamte Bauabschnitt 3/2 durchlauft Gebiete mit hoher bis &ufRert hoher potenzieller Verdich-
tungsgefahr und weist aufgrund des hohen Tonanteiles eine hohe bis sehr hohe Bindungsstarke ge-
genlber Schwermetallen auf. Die betroffenen Bereiche haben nur eine geringe bis mittlere Ertrags-
funktion. Diese Funktion geht auf einer Flache von 10,9 ha verloren. Die temporar baubedingt
in Anspruch genommenen Flachen werden nach Abschluss der BaumalRhahme wieder in den ur-
springlichen Zustand versetzt und durch Ausgleichsmaflinahmen aufgewertet. Da sich die Bauarbeiten
auf den anlagebedingt beeintréachtigten Raum beschrénken, wird der Landschaftsboden aufRerhalb des
Trassenbereiches daher nicht bertihrt und in seiner Wertigkeit erhalten. Durch weitere Vermeidungs-
und KompensierungsmafBhahmen ist die Versiegelung des Bodens zur Herstellung des Vorhabens
hinsichtlich ihrer Auswirkung als tolerierbar zu bewerten.

Flachen mit besonderer Bedeutung fir die biotopische Ertragsfunktion sind nicht betroffen.

Im Bereich des Vorhabens sind keine kontaminierten Boden bekannt.

Beeintrachtigungen des Bodens als Bestandteil des Naturhaushaltes nach § 11 BremNatSchG bzw.
schadliche Verédnderungen des Bodens nach § 4 Abs. 1 Bundes-Bodenschutzgesetz konnen daher
ausgeschlossen werden.

Erhebliche und bleibende Beeintrachtigungen des Bodens als Bestandteil des Naturhaushaltes nach
§ 11 BremNatSchG treten nach Abschluss der MaRhahme nicht ein.
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4. Auswirkung auf das Schutzgut Wasser

Gesetzliche Umweltanforderungen zur Bewertung der Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser ist das
Bremische Wassergesetz (BremWG) sowie die 88 11 bis 13 BremNatSchG.

Bewertungskriterium ist die Handlungsanleitung zur Anwendung der Eingriffsregelung in Bremen.

Grundwasser

Eine Beeintrachtigung des Allgemeinwohlis i.S. des § 8 Bremisches Wassergesetz (BremWG) ist auf
Grund des geplanten Boden- und Wassermanagement sowie der verfligten Nebenbestimmungen aus-
geschlossen.

Kontaminierte Béden, die eine Grundwasserbeeintrachtigung befiirchten lassen, sind nicht bekannt. Es
ist daher gewahrleistet, dass vermeidbare Beeintrachtigungen i.S. des 8 2 BremWG unterbleiben und
schadliche Verunreinigungen des Grundwassers i.S. des § 127 BremWG durch die Entsorgung des
Aushubs nicht zu befiirchten sind.

Die im Trassenbereich anstehenden Kleibdden sind nur gering wasserdurchlassig. Das Grundwasser
im Grundwasserleiter unter den Kleibéden ist gespannt. Die Grundwasserneubildung im von der A 281
BA 3/2 beeintrdchtigten Raum ist daher zu vernachlassigen. Die Grundwasserverhaltnisse werden
durch die Flachenversiegelung und vorgesehene Entwédsserung nicht gestort. Die betriebsbedingte
Entwasserung der StralRenflachen, Bankette und Béschungen verlauft Gber eine langslaufende Mulde,
wird dort gesammelt und dem Entwasserungsgraben GVZ direkt zugefihrt.

Trinkwasser-, Wasserschutzgebiete und Gebiete mit besonderer Bedeutung fir die Grundwasser-
schutzfunktion sind im Untersuchungsgebiet nicht vorhanden.

Erhebliche Beeintrachtigungen des Grundwassers finden somit nicht statt.

Oberflachenwasser

Im Untersuchungsgebiet ist das Oberflachengewésser Mihlenhauser Fleet zu finden. Durch die ge-
plante Trasse wird das vorhandene Oberflachengewasser Uberbaut. Betroffen sind auch Graben und
Kleingewasser im Trassenbereich sowie im Bereich der Dreiecksflachen des Mihlenhauser Fleets. Als
integraler Bestandteil des Vorhabens ist es daher erforderlich, das Fleet zu verlegen. Die Verlegung
erfolgt deutlich vor Beginn der tUbrigen Baumaflinahmen zur Aufrechterhaltung der hydraulischen Funk-
tion und aus 6kologischen Griinden. Die Verfilllung des alten Fleets erfolgt nach Abschluss einer ca.
1,5 jahrigen Entwicklungszeit des neuen Mihlenhauser Fleets. Die Retentionsfunktion der von der
Trasse beriihrten Gewdasser wird nicht eingeschrankt, da diese im gleichen Umfang wieder hergestellt
werden.

Erhebliche und nachhaltige Beeintrachtigungen der Oberflachengewasser durch angereicherte Ab-
wasser der BAB sind nicht zu erwarten. Aufgrund der Einleitung des Uber die Bdschung vorgereinigten
Wassers in den fir die Aufnahme gewerblicher Abwasser vorgesehenen Entwasserungsgraben GVZ
wird die mogliche Gefahrdung von Oberflachengewassern durch Schadstoffeintrage und bei Unféllen
als gering eingestuft.

Durch die Verlegung des Mihlenhauser Fleets, der anderen Kleingewéasser und die Anlage von stra-
Renbegleitenden Graben, werden die im Trassenbereich verlorengehenden Oberflichengewéasser
guantitativ und qualitativ wieder hergestellt. Hierdurch wird sichergestellt, dass durch die Eingriffswir-
kung keine Beeintrachtigungen zu erwarten sind.

5. Auswirkungen auf das Schutzgut Klima
Gesetzliche Umweltanforderungen zur Bewertung sind die 88 11 bis 13 BremNatSchG.
Bewertungskriterium ist die Handlungsanleitung zur Anwendung der Eingriffregelung in Bremen.

Nach der Umweltvertraglichkeitsstudie (Ordner 4, Anlage 12.8) sind baubedingte Auswirkungen auf
das Klima nicht zu erwarten. Ferner sind Waldflachen mit lufthygienischer und klimatischer Ausgleichs-
funktion und Flachen mit besonderer Bedeutung fiir die bioklimatische Ausgleichfunktion im Wirkungs-
bereich der MaRnahme nicht betroffen.

Durch den Bau der A 281 BA 3/2 kommt es lediglich zur Beeintrachtigung der klimatischen Situation im
Trassenbereich, da ca. 10,9 ha neu versiegelt werden. Hierdurch kommt es zur Beseitigung von Fl&-
chen, die als Kalt- und Frischluftentstehungsgebiete von Bedeutung sind. Der Auswirkungsbereich ist
jedoch auf die StraRe und den StraRenbereich beschrankt, da das Umfeld der A 281 BA 3/2 mit klein-
klimatisch wirksamen Vegetationsstrukturen ausgestattet wird.
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Weitere klimatische Auswirkungen sind nicht zu erwarten, da die Okologischen Belange im Vorder-
grund der planerischen Uberlegungen fiir die AusgleichsmaRnahmen stehen. Das gesamte Umfeld der
A 281 wird mit kleinklimatisch wirksamen Vegetationsstrukturen ausgestattet.

Durch die Ergdnzung und Neuschaffung von Vegetationsflachen und Gehdlzpflanzungen werden die
Beeintrachtigungen ausgeglichen. Der Kalt- und Frischluftabfluss aus der Stromer Feldmark wird durch
den geplanten Bau der A 281 BA 3/2 nicht gehemmit.

6. Auswirkungen auf das Landschaftsbild

Gesetzliche Umweltanforderungen zur Bewertung im Sinne der Nr. 0.6.1.1 UVPVwV sind die 88 11 bis
13 BremNatSchG.

Bewertungskriterium ist die Handlungsanleitung zur Anwendung der Eingriffregelung in Bremen.

GemalR gutachtlicher Stellungnahme der Naturschutzbehérde vom 09.03.2005 (Anlage 12.5, Ordner 3)
stellt das Vorhaben einen Eingriff in den Naturhaushalt und Landschaftsbild im Sinne von

§ 11 BremNatSchG dar.

Zusatzliche baubedingte Auswirkungen sind tber die anlagebedingten Auswirkungen hinaus nicht zu
erwarten.

Die geplante Trasse flhrt trotz der bestehenden Vorbelastungen, wie das GVZ mit umgebenden Ge-
werbeflachen, Spulfelder, Freileitungen und Windenergieanlagen, zu einer erheblichen technischen
Verfremdung und Uberpragung des Landschaftscharakters. Beeintrachtigungen sind vorrangig in der
offenen Marschenlandschaft zu erwarten, die hohe Sichtweiten zuldsst. Im Trassenbereich selbst sind
die Sichtweiten durch die Vorbelastungen durch die Gewerbeflachen des Giterverkehrszentrums stark
eingeschrankt. Der Trassenverlauf beansprucht keine Flachen, die eine Funktion als Erholungsgebiet
haben. Es werden jedoch fir die Erholungsnutzung bedeutende Wegeverbindungen durch die geplan-
te Trasse in Anspruch genommen. Die zerschnittenen Wegeverbindungen werden aber wiederherge-
stellt. Sichtbeziehungen von den Erholungswegen und Einrichtungen in die freie Landschaft werden
aufgrund der bestehenden Vorbelastungen durch das GVZ nicht beeintrachtig.

Besonders pragende Vegetations- und Strukturelemente des Landschaftsbilds sind von der MalRnah-
me nicht betroffen. Bei den Strukturen, die durch die Uberbauung verloren gehen, handelt es sich
Uberwiegend um Griinlandflachen mit Einzelbdumen, Gehdlzgruppen und Kleingewéasser. Durch die im
landschaftspflegerischen Begleitplan vorgesehenen MalRnahmen wird der durch den geplanten Bau
der A 281 BA 3/2 verursachte Eingriff durch die vorgesehene Gehoélzpflanzung auf den Landschafts-
waéllen und der Umfeldgestaltung vermieden bzw. erheblich minimiert.

Die Landschaftserlebnisfunktion ist durch betriebsbedingte Auswirkungen wie Verlarmung und Schad-
stoffbelastungen in der Stromer Feldmark, Wiedbrok und der Erholungswege im Bereich der An-
schlussstelle Bremen-Strom und in Richtung Seehausen betroffen. Die Ortslage Strom wird dagegen
durch die geplante MalRnahme deutlich entlastet.

Die erheblichen Beeintrachtigungen des Landschafts-/Stadtbildes werden durch die vorgesehenen
Gestaltungs- und AusgleichsmalRnahmen kompensiert. Die Gestaltungs- und AusgleichsmafRnahmen
sind im landschaftspflegerischen Begleitplan (Unterlage 12.3, Ordner 3) detailliert dargestellt und be-
schrieben.

7. Auswirkungen auf Kultur und Sachguter
Schutzvorschrift fur Kulturgiter ist das Gesetz zur Pflege und zum Schutz der Kulturdenkmaéler
(DSchG).

Im Trassenbereich der geplanten A 281 BA 3/2 und dessen Umfeld sind Kulturdenkmaler sowie kultur-
historisch bedeutsame Bauwerke und Siedlungsstrukturen nicht vorhanden. Im Trassenbereich kom-
men aber nachweislich zwei hochmittelalterliche Wurten vor. Zwei weitere Wurten liegen stdlich der
geplanten Trasse. Diese Aufschittungen sind Reste des erstmals 1230 erwahnten Dorfs Stelle. Da ei-
ne Trassenverlegung zur Vermeidung von Beeintrachtigungen der Kulturgiter nicht mdglich ist, sind
die betroffenen Wurten im Trassenbereich im Rahmen einer archdologischen Ausgrabung vor Beginn
der Bauarbeiten wissenschaftlich zu erforschen. Grundlage hierfir sind die gesetzlich festgelegten Be-
stimmungen nach 8 2 DSchG, wonach Kulturgiiter zu schiitzen und zu erhalten sind.
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Auf Grund der verfigten Nebenbestimmungen ist sichergestellt, dass ggf. tatsadchlich vorhandene
Funde nicht unbeobachtet zerstort und abgegraben werden.

Mdgliche verkehrs- und betriebsbedingte Auswirkungen auf Kultur und sonstige Sachgiter sind daher
nicht zu erwarten.

8. Auswirkungen auf naturschutzrechtliche Schutzgebiete

Besonders geschutzte Biotope nach § 30 Abs. 1 BNatSchG und § 22 BremNatSchG

Gesetzliche Umweltanforderungen zur Bewertung besonders zu schitzender Biotope ist der
§ 30 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) und der § 22a BremNatSchG.

Im Bereich der geplanten Trasse A 281 BA 3/2 und im Nahbereich kommen vier geschitzte Biotope
nach § 22a BremNatSchG vor.

Fur die StralRenbauarbeiten werden zwei geschiitzte Biotope anlagebedingt beeintrachtigt. Wie im Bio-
topkataster registriert, handelt es sich hierbei um das Biotop Nr. 635 mesophiles Grinland, Feucht-
grinland / Verlust auf 0,68 ha und Beeintrachtigung des Restbiotops. Biotop Nr. 289 naturnahes Klein-
gewasser, Verlandungszonen, Brache / Verlust von Teilen auf 0,06 ha und zusatzliche randliche Be-
eintrachtigungen.

Wie im LBP und in der Umweltvertraglichkeitsstudie dargestellt, werden die Verluste in der Kompensa-
tionsplanung gleichartig und umfangsmanig wiederhergestellt.

Eine Kompensation erfolgt durch die Ausgleichs- und Ersatzmaf3nahmen fur die A 281 BA 3/2 mit der
Entwicklung von artenreichen mesophilen Grinlandbestanden bzw. Feuchtgriinlandbestanden mit dem
Ziel der Verbesserung des Biotopwertes, Verbesserung der Lebensraumbedingungen fur Wiesenvo-
gel, insbesondere Wiesensingvdgel, Neuanlage von Gelandemulden, Blédnken und Kleingewasser-
strukturen und die Anlage/Entwicklung von naturnahen Uferbereichen der Fleete und Grében (Unterla-
ge 12.1, Ordner 3, Malinahmenblatter AO 2, EB-1 und EB-2).

Schutzgebiete
Gesetzliche Umweltanforderungen zur Bewertung sind die 8 34 BNatSchG, § 20 BremNatSchG und
die 88 26a bis 26d im Abschnitt 4a BremNatSchG, die dem Aufbau und dem Schutz des Europaischen
Okologischen Netzes ,Natura 2000“ und damit dem Schutz der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung und der Europaischen Vogelschutzgebiete dienen.
Bewertungskriterien sind die Anforderungen der Verordnung zum Schutze von Landschaftsteilen im
Gebiet der Stadtgemeinde Bremen.

Landschaftsschutzgebiet

Die Stromer Feldmark mit Ausnahme eines 700 m langen und 70 m breiten Streifens dstlich des
Meenthewegs ist als Landschutzgebiet ausgewiesen. Die Grenze bildet der GVZ-
Entwésserungsgraben.

Naturschutzgebiet

Der Raum Brokhuchting wurde 1998 als Naturschutzgebiet (NSG Ochtumniederung) mit einer Flache
von ca. 380 ha ausgewiesen. Zweck der Unterschutzstellung ist der Erhalt und die Entwicklung der ty-
pischen Feuchtgrinlandbiozénosen mit den auetypischen Uberschwemmungen der Griinlandvegetati-
on und der Erhalt der Brut- und Rastfunktion fir charakteristische Wiesen-, Wasser- und Watvogel.
Schutzzweck ist weiterhin die Entwicklung der wertvollen Graben- und Ufervegetation und der hieran
gebundenen Tierarten.

Natura 2000 — Schutzgebiete

Die Natura-2000 Schutzgebiete ,Niedervieland” befinden sich zwischen der Weser und der Ochtum im
Sidwesten der Stadt Bremen. Der Grof3teil des Gebietes gehdrt zum Naturraum Wesermarsch, der
sudwestliche Teil liegt im Naturraum Huchtinger Geest.

Das zentrale Niedervieland, der Wiedbrok, Brokhuchting und die Stromer Feldmark sind notifiziertes
EU-Vogelschutzgebiet.

Zur Beurteilung der Auswirkungen der A 281 BA 3/2 auf die Schutzgebiete liegen zwei Vertréglich-
keitsstudien aus dem Jahr 2006 (Kieler Institut fir Landschaftstkologie) und die Vertraglichkeitspri-
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fung gemar 8§ 26¢c BremNatSchG und § 34 BNatSchG durch den Senator fir Umwelt, Bau, Verkehr
und Europa —Fachbereich Umwelt- vom 12. Mai 2006 vor.

EU-Vogelschutzgebiet Niedervieland

Die Stromer Feldmark ist Teil des EU-Vogelschutzgebietes Niedervieland (DE 2918-401). Die nordli-
che Grenze bildet hier der Entwésserungsgraben GVZ. Schutzzweck des Gebietes ist die Erhaltung
und Entwicklung grof3flachiger, von Graben durchzogener Feuchtgriinlandgebiete als Brut- und Nah-
rungsgebiet fir Wiesenvogel sowie als Rastgebiet u.a. fur Wiesenlimikolen. Réhricht- und Gehdlzstruk-
turen und marschentypische FlieRgewdasser sollen als Brut- und Nahrungshabitat, sowie regelmaRig
Uberflutete und vernasste Griinlandgebiete als Rastgebiet fur Zugvégel und Wintergdnse und als Brut-
gebiet flr Vogelarten diese Lebensrdume erhalten und entwickelt werden.

Die FFH-Vertraglichkeitsstudie des Kieler Instituts fiir Landschaftsdkologie (Ordner 4, Anlage 12.6) fur
das EU-Vogelschutzgebiet und die Stellungnahme zum Beschluss des B-Plans Nr. 1983 (Merkurstra-
Be) und der FFH-Vertraglichkeitsstudie vom 08.08.2006 kommen zum Ergebnis, dass der Bau der ge-
planten A 281 BA 3/2 sowie deren Betrieb fir sich betrachtet unter Berticksichtigung der Ausgleichs-
und Ersatzmalinahmen nicht zu erheblichen Beeintrachtigungen der Schutz- und Erhaltungszwecke
des EU-Vogelschutzgebietes fuhrt.

Diese Einschatzung wird auch durch den Senator fir Umwelt, Bau, Verkehr und Europa —Fachbereich
Umwelt- bestatigt. Gemal der Vertraglichkeitsprifung (8 26¢c BremNatSchG und 8 34 BNatSchG) fuihrt
der geplante Neubau der A 281 BA 3/2 sowie ihr Betrieb unter Beriicksichtigung der im LBP und der
Einvernehmenserklarung dargestellten Minderungsmaflinahmen zu keinen erheblichen Beeintrachti-
gungen der Schutz — und Erhaltungsziele des genannten Vogelschutzgebietes (Ordner 4, Unterlage
12).

FFH-Gebiet Niedervieland-Stromer Feldmark

Die Stromer Feldmark wurde der EU-Kommission als Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-
Schutzgebiet im Sinne der Richtlinie 92/43/EWG) nachgemeldet, um einen besonderen Schutz fur die
Grabenfischart Steinbeil3er zu erreichen. Im Miuhlenhauser Fleet und den angrenzenden Graben wur-
de untersuchungsmaélig festgestellt, dass es dort grol3e Vorkommen des Steinbeil3ers gibt. Schlamm-
peitzgervorkommen sind in der Stromer Feldmark nur marginal.

Das FFH-Gebiet Niedervieland-Stromer Feldmark (DE 2918-370) wurde im Dezember 2004 an die EU-
Kommission gemeldet. Die geplante Trasse der A 281 BA 3/2 befindet sich in Teilbereichen innerhalb
bzw. unmittelbar angrenzend an das Schutzgebiet.

Schutzzweck ist die Sicherung, Erhaltung und Entwicklung der Population der naturraumtypischen
Kleinfischarten, insbesondere des Steinbeil3ers und Schlammpeitzgers, die Erhaltung des Miuhlenhau-
ser Fleets und sonstiger Gewasser mit Ausbreitungs- und Verbindungsfunktionen sowie die Erhaltung
und Verbesserung des vernetzten Grabensytems im Grinland als Lebensraum fir die vorgenannten
Fischarten.

Die FFH-Vertraglichkeitsstudie des Kieler Instituts fur Landschaftsokologie (Ordner 4, Anlagel2.7)
kommt zum Ergebnis, dass sich nach dem aktuellen Planungsstand durch den Bau der A 281 BA 3/2
auch unter Berucksichtigung des Zusammenwirkens mit anderen Planen und Projekten keine erhebli-
chen Beeintrdchtigungen der Erhaltungsziele des FFH-Gebietes ergeben, wenn MaRnahmen zur
Schadensbegrenzung vorgesehen werden.

Der sudlich des GVZ vorgesehene Freihaltekorridor fur die A 281 BA 3/2 ist in seinem Querschnitt trotz
des gewahlten Mindestquerschnitts fir die Aufnahme der StralRe nicht ausreichend. Das Muhlenhauser
Fleet misste daher Uberbaut werden. MalRnahme zur Schadensbegrenzung ist daher die Verlegung
des Fleets als integraler Bestandteil der geplanten Baumafinahme.

Das neue Fleet soll unter besonderer Berlcksichtigung des FFH-Gebietes (DE 2918-370) naturnah
entwickelt werden. Vorgesehen ist die Fertigstellung des neuen Fleets mindestens 1,5 Jahre vor dem
Eingriff in das Fleet-Grabensystem im Bereich der Baukilometer 7+440-10+620. Das neue Fleet wird
vollstandig an das Grabensystem des Niedervielands angeschlossen und Ubernimmt die 6kologischen
Funktionen des alten Fleets.
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Auch fir das FFH-Gebiet Niedervieland-Stromer Feldmark wird durch die Vertraglichkeitsprifung ge-
mafR § 26¢c BremNatSchG und § 34 BNatSchG (Ordner 4, Unterlage 12) festgestellt, dass auch hier
der geplante Neubau der A 281 BA 3/2 sowie ihr Betrieb unter Beriicksichtigung der im LBP und der
Einvernehmenserklarung dargestellten Minderungsmaf3nahmen zu keinen erheblichen Beeintrachti-
gungen der Schutz- und Erhaltungsziele des genannten FFH-Gebietes fuhrt.

Nach der Baumschutzverordnung des Landes Bremen und

der Landschaftschutzgebietsverordnung geschiutzte Einzelbaume und Baumgruppen
Gesetzliche Umweltanforderungen zur Bewertung ist der § 22 BremNatSchG.

Bewertungskriterium ist die Verordnung zum Schutze des Baumbestandes im Lande Bremen (Baum-
schutzverordnung) in der Neufassung vom 30.September 2004 (BremGBI. S. 476).

Im geplanten Trassenbereich der A 281 BA 3/2 kommen geschiitzte Geholze nach der bremischen
Baumschutz- und Landschaftsschutzgebietsverordnung vor.

Durch den Bau werden 84 Gehdlze entfernt, die durch die Landschaftsschutzverordnung geschutzt
sind. Von den 84 Gehdélzen unterliegen weitere 5 Baume der Baumschutzverordnung.

Der Ausgleich hat in der Form zu erfolgen, dass nach Beendigung des Eingriffs keine erhebliche oder
nachhaltige Beeintrachtigung zurtckbleibt und das Landschaftsbild wiederhergestellt oder neu gestal-
tet ist.

Fir die nach der Baumschutzverordnung geschitzten Baume sind 15 Laubbdume neu zu pflanzen, fir
die per Landschaftsverordnung geschitzten Gehdlze (84 Stiick) sind Laubbaume mit einem Stamm-
umfang von 18/20 cm zu pflanzen. Insgesamt werden die Beeintrachtigungen durch die geplante
Pflanzung von 123 Baumen in Baumreihen und Alleen und ca. 384 Gehdlzen auf dem trassenbeglei-
tenden Landschaftswall vollstandig ausgeglichen.

Fur die neu zu pflanzenden Baume werden Pflanzpléne in Zusammenarbeit mit der Naturschutzbehor-
de erstellt.

9. Wechselwirkungen
Uber die bereits beschriebenen und bewerteten Umweltauswirkungen hinaus bestehen keine weiteren
Wechselwirkungen, die zu bewerten und bei der Entscheidung zu bertcksichtigen sind.

Gesamtbilanz der MaRnahme / Medienubergreifende Bewertung

Mit dem Bau der A 281 BA 3/2 sind Umweltauswirkungen auf die Schutzguter des 8 2 UVPG durch die
dargestellten Wirkfaktoren, wie z.B. Larm, Schadstoffe und Versiegelung des Bodens, verbunden. Auf-
tretende negative Umweltauswirkungen auf die Schutzgiter werden entweder als nicht erheblich be-
wertet, werden durch geeignete SchutzmalRnahmen — wie bei Larm — reduziert oder kénnen durch
Ausgleichs- und ErsatzmalBnahmen nach 8 11 (3) und (6) BremNatSchG kompensiert werden. Dies
betrifft ebenso die Wechselwirkungen der Schutzgter untereinander.

Es wird ferner durch Auflagen Vorsorge getroffen, dass die Auswirkungen auf die Schutzguter so ge-
ring wie moglich gehalten werden. Durch die vorgesehenen landschaftspflegerischen Begleitmalinah-
men ist gewahrleistet, dass vermeidbare Beeintrachtigungen unterlassen werden bzw. bei unvermeid-
baren Beeintrachtigungen die beeintrachtigten Funktionen des Okosystems in gleicher oder &hnlicher
Weise wiederhergestellt werden und keine dauernden Beeintrachtigungen bleiben.

Aufgrund der insgesamt positiven Umweltbilanz wird daher die Zulassigkeit des Vorhabens im Hinblick
auf eine wirksame Umweltvorsorge im Sinne des 8 1 und 8 2 Abs.1 Satz 2 UVPG nach Maf3gabe der
geltenden Gesetze festgestellt.

Das Benehmen zu 8§ 12 UVPG wurde entsprechend dem Gemeinsamen Erlass des Senators fur Um-
weltschutz und Stadtentwicklung, des Senators flr das Bauwesen, des Senators fur Wirtschaft, Mit-
telstand und Technologie und des Senators fur Hafen, Schifffahrt und Aul3enhandel Uber die Zusam-
menarbeit von Verwaltungsbehdrden bei der Durchfihrung von Umweltvertraglichkeitsprifungen vom
09. Juli 1992 mit der Verfahrens-Leitstelle hergestellt.
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XI

Linienfahrung/Alternativenprifung

Mit dem vorliegenden Bauabschnitt 3/2 der A 281 wird der Luckenschluss zwischen dem geplanten
BA 4 (Weserquerung) mit Verbindung zu dem 1995 fertig gestellten BA 1 (Industriepark, Hafenrand-
stral3e), den zurzeit im Bau befindlichen Bauabschnitten 3/1 und 2/1 sowie dem im Anhodrungsverfah-
ren befindlichen BA 2/2 mit Anschluss an den BAB-Zubringer Arsten zur A 1 hergestellt.

Der BA 3/2 beginnt mit der Anbindung an das GVZ uber die Merkurstraf3e nérdlich der Anschlussstelle
Bremen-Strom (Bau-km 6+740) und endet mit der Verknipfung mit dem BA 3/1 unmittelbar 6stlich der
Stromer LandstraRe mit Bau-km 10+915. Das Ende des Planfeststellungsbereichs im Zuge der Mer-
kurstral3e ist durch die beschlossenen Bebauungspléne 1983 und 1984 bei Bau-km 22+263,2 definiert.

Die Trassenfestlegung des BA 3/2 erfolgte mit dem Flachennutzungsplan 1983 der Stadtgemeinde
Bremen und wurde mit dem Flachennutzungsplan vom 31.05.2001 bestétigt. Sudlich des GVZ wurde
ein Korridor zwischen dem Entwasserungsgraben GVZ und dem Mihlenhauser Fleet festgelegt.

Im weiteren Verlauf wird die Linie der A 281 durch eine geplante Filhrung des BA 4 innerhalb der vor-
handenen Spulfelder vorgegeben. Im Rahmen der Vorplanung zum 3. und 4. Bauabschnitt wurde eine
Alternativenprifung mit jeweils zwei Alternativen fir eine nérdliche (GVZ) und eine sldliche (Stromer
Feldmark) Umgehung geprift. Zusatzlich wurde die Beibehaltung der bestehenden Trasse in Hoch-
oder Tieflage geprift. Hierbei wurde festgestellt, dass unter Berilicksichtigung der VerhaltnismaRigkeit
und der Eingriffsschwere zumutbare Alternativen fur das geplante Projekt nicht vorhanden sind.

Auch die Wahl der Knotenpunktform fur die AS Bremen-Strom erfolgte nach umfangreichen Untersu-
chungen, die unter Beachtung der zukiinftigen Verkehrsbelastungen eine Minimierung des Eingriffs in
die 6kologisch wertvollen Flachen zum Ziel hatten. Die gewahlte verkehrstechnische Knotenpunktform
fur die AS Bremen-Strom erfillt in ausreichendem Malf3e die verkehrlichen Anforderungen, bewirkt eine
Minimierung der Flacheninanspruchnahme und enthalt die Voraussetzung fir eine spatere Verknlp-
fung mit der B 212n sowie als Zulaufstrecke zum BA 4.

Der Untersuchung der Querschnittsvarianten zufolge ist ein Eingriff in das vorhandene Mihlenhauser
Fleet unvermeidbar und eine Verlegung des Fleetes als integraler Bestandteil des Vorhabens somit zur
Aufrechterhaltung der hydraulischen Funktion erforderlich. Die zeitlich vorgezogene Verlegung des
Gewassers erfolgt zur Optimierung der Gewasser fur die Grabenfischarten innerhalb des gemeldeten
FFH-Gebietes ,Niedervieland-Stromer Feldmark".

Unter Abwagung aller Belange, insbesondere der Verkehrssicherheit, der Zuganglichkeit des Ab-
schnitts bei Unféllen und der naturschutzfachlichen Anforderungen wurde mithin ein Querschnitt mit
Standstreifen und sidlicher Anlage eines Geholzwalles der vorliegenden Planung zugrunde gelegt.

Xl

Immissionsschutz

Das planfestgestellte Vorhaben ist mit den Belangen des Larmschutzes sowie den Belangen der Luft-
reinhaltung vereinbar. Die Planung stellt sicher, dass keine schéadlichen Umwelteinwirkungen durch
Verkehrsgerdusche oder nachteilige Wirkungen infolge von Luftschadstoffbelastungen ohne Ausgleich
verbleiben (88 41, 42 BImSchG, § 17 FStrG).

Die Anforderungen des § 41 BImSchG sind durch die 16. BImSchV konkretisiert worden, die u.a. Im-
missionsgrenzwerte festsetzt und das Verfahren zur Berechnung der Beurteilungspegel regelt. Die Be-
urteilungspegel der schalltechnischen Untersuchung (Ordner 2, Anlage 11) wurden nach dieser Be-
rechnungsmethode ermittelt.

Die schalltechnische Untersuchung hat ergeben, dass eine Uberschreitung von Grenzwerten nach der
16. BImSchV nur vereinzelt auftreten wird. An zwei Geb&auden entlang der Stromer Landstral3e (Nrn. 7
und 10) werden Grenzwerte Uberschritten, und es kommt dadurch ein Anspruch auf Larmschutz in Be-
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tracht. Bei Haus Nr. 7 werden tagsiiber und nachts, bei dem Haus Nr. 10 nur nachts die entsprechen-
den Werte tberschritten. Die nachtliche Uberschreitung des Grenzwertes am Gebaude Ludwig-Erhard-
Stral3e Nr. 2 (BUro) ist aufgrund der Lage im unbewohnten Gewerbegebiet nicht relevant.

Dem aktiven Larmschutz ist nach der gesetzlichen Wertung regelmaflig der Vorrang vor dem passiven
Larmschutz einzuraumen. Beim Bau oder der wesentlichen Anderung einer offentlichen StraRe ist
gem. 8§ 41 Abs. 1 BImSchG sicherzustellen, dass durch diese keine schadlichen Umwelteinwirkungen
durch Verkehrsgerausche hervorgerufen werden kdnnen, die nach dem Stand der Technik vermeidbar
sind. Dies gilt nach 8§ 41 Abs. 2 BImSchG jedoch nicht, wenn die jeweilige Schutzmaf3nahme auf3er
Verhaltnis zu dem angestrebten Schutzzweck steht.

Soweit den Anforderungen des 8 41 BImSchG nicht durch die Planung oder aktiven Schutzmal3-
nahmen Rechnung getragen werden kann, haben die betroffenen Eigentimer oder dinglich Berechtig-
ten gegen den Vorhabentrager dem Grunde nach einen Anspruch auf angemessene Entschadigung in
Geld fur notwendige Schallschutzmalinahmen an der baulichen Anlage (8 42 BImSchG). Die insoweit
betroffenen Geb&ude ergeben sich aus der vg. Anlage 11 zu der schalltechnischen Unterlage. Uber
die Hohe der Entschadigung wird nicht im Planfeststellungsbeschluss entschieden. Art und Umfang
der zu ersetzenden notwendigen SchutzmalRnahmen richten sich nach der 24. BImSchV.

Durch die in Betracht kommende Erstattung der aufgebrachten Aufwendungen fur notwendige passive
Larmschutzmal3nahmen wird der Schutz der Betroffenen vor schadlichen Larmbeeintréchtigungen si-
chergestellt. Das Interesse der insoweit betroffenen Anlieger an einer unveranderten L&rmsituation
muss hier im 6ffentlichen Interesse an einer Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur zuriicktreten.

Schadstoffbelastung

Das geplante Vorhaben ist mit den Belangen der Luftreinhaltung zu vereinbaren. Diese Feststellung
gilt sowohl im Hinblick auf den Maf3stab des § 50 BImSchG als auch unter Beachtung der Regelung
des § 74 Abs. 2 BremVwVfG.

Nach 8§ 50 BImSchG sind bei raumbedeutsamen Planungen schadliche Umwelteinwirkungen auf aus-
schlieBlich oder Uberwiegend dem Wohnen dienende Gebiete sowie auf sonstige schutzbedirftige
Gebiete mdglichst zu vermeiden. Schadliche Umwelteinwirkungen im Sinn dieses Gesetzes sind Im-
missionen, die nach Art, Ausmald oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder er-
hebliche Belastigungen fiir die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizufiihren (8 3 BImSchG).

Aufgrund der Bedeutung, die der Luftbelastung und ihrer Vermeidung bei Verkehrsplanungen im stad-
tischen Bereich zukommt, ist die Immissionssituation von Luftschadstoffen unter Beriicksichtigung der
Vorbelastung und der zu erwartenden Verkehrszahlen fir den Bauabschnitt 3/2 ermittelt und bewertet
worden. Die Luftschadstoffbelastung wurde nach dem Merkblatt flr Luftverunreinigungen an Stral3en
(MIuS 02, geanderte Fassung 2005) der Bundesanstalt fir Stral3enwesen ermittelt und berechnet.

Den Berechnungen liegt die ,worst-case“-Annahme einer durchgangigen Hochstgeschwindigkeit von

120 km/h zugrunde. Die grof3sraumige Vorbelastung durch Emissionen aus Industrie, Hausbrand und

Verkehr wurde bertcksichtigt. Der bepflanzte Landschaftswall stidlich der Trasse wurde nicht berick-
sichtigt, so dass die maximal mégliche Belastung ermittelt wurde.

Folgende Ergebnisse lassen sich anhand der berechneten Ergebnisse zusammenfassen:

Eine Uberschreitung der Jahresmittelwerte der Schadstoffe geschieht lediglich direkt auf der Fahrbahn.
Der Grenzwert fir NO2 wird um ca. 2% Uberschritten. Bei allen weiteren Schadstoffen und allen weite-
ren betrachteten Entfernungen (0 m, 40 m, 150 m und 200 m vom Fahrbahnrand) werden die gultigen
Grenzwerte bezogen auf das Jahresmittel eingehalten. Im Bereich von Wohnbebauung werden alle
gultigen Grenzwerte eingehalten.
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XIII

Grunderwerb
Das Vorhaben beansprucht voriibergehend oder dauernd Flachen in Privateigentum.

Eine Uberpriifung und Abwagung aller betroffenen Interessen hat ergeben, dass insofern zur Verwirkli-
chung des im uUberwiegenden Allgemeinwohl liegenden Vorhabens die betroffenen privaten Belange
der Eigentimer zurticktreten missen. Die Inanspruchnahme von Privateigentum ist zur Durchflihrung
des Vorhabens zwingend erforderlich. Die Eingriffe sind aber soweit als mdglich auf ein Mindestmalf3
reduziert. Eine weitere Minderung ist wegen der verkehrlichen Notwendigkeiten und bei sachgerechter
Bewertung anderer Belange nicht mdglich.

Ein Ausgleich der widerstreitenden Belange erfolgt durch die vorgesehene Entschadigung nach dem
bremischen Enteignungsgesetz.

Art und Hohe der Entschadigung werden im Planfeststellungsbeschluss nicht festgesetzt, sondern sind
dem nachfolgenden Enteignungsverfahren vorbehalten.

Auch die festgestellte, langfristige Existenzgefahrdung eines landwirtschaftlichen Betriebes durch
Landentzug fuhrt insoweit nicht zu einem anderen Ergebnis. Der Vorhabentrager hat nachvollziehbar
dargelegt, dass die Verlegung des Miihlenhauser Fleetes als integraler Bestandteil des Vorhabens er-
forderlich ist. Die Existenzgefahrdung des betroffenen landwirtschaftlichen Betriebes ist daher soweit
maglich durch Ersatzlandstellung, andernfalls durch monetéare Zahlungen abzuwenden, deren Hohe im
nachfolgenden Entschadigungsverfahren zu ermitteln ist.

XV

Gesamtabwagung

Der Plan fur den Neubau der Bundesautobahn A 281, Bauabschnitt 3/2, war gemaft § 17 FStrG mit
den Anderungen sowie den verfugten Nebenbestimmungen festzustellen.

Die eingehende Uberpriifung und Abwagung der betroffenen 6ffentlichen und privaten Belange hat er-
geben, dass bei dem Vorhaben der Ausgleich zwischen den betroffenen Belangen entsprechend deren
objektiven Gewichtung erfolgt ist.

Der Autobahn A 281 erfillt im Bremer Stral3ennetz eine verkehrsmaRig sehr wichtige Verbindungs-
funktion mit dem iiberregionalen Verkehrsnetz. Angesichts der bestehenden dauernden Uberbelastung
der Neuenlander Stral3e und somit einer wesentlichen Behinderung des Verkehrs und der Bildung ei-
nes Unfallgefahrenpunktes besteht an einer dem regelmaRigen Verkehrsbedirfnis entsprechenden Inf-
rastruktur ein besonders hohes o6ffentliches Interesse.

Demgegeniuber missen entgegenstehende Interessen zuriickireten. Soweit es geboten war, sind die-
se im Rahmen von Auflagen und Plandnderungen besonders berlcksichtigt worden.

Durch die Umsetzung des Neubaues der A 281 werden die staubedingten Larm- und Schadstoffim-
missionen im Uberplanten Bereich verringert. Wahrend der Bauphase ist durch die verfligten Neben-
bestimmungen sichergestellt, dass keine unzumutbaren Belastungen der Anwohner auftreten werden.

Dem naturschutzgesetzlichen Vermeidungs- und Verminderungsgebot bei Eingriffen sowie der Aus-
gleichspflicht unvermeidbarer Eingriffe wird durch die landschaftspflegerische Begleitplanung und er-
ganzenden Regelungen Rechnung getragen. Verbleibende unvermeidbare nachteilige Auswirkungen
erfordern auch zusammengenommen uber die in den Planfeststellungsunterlagen vorgenommenen
Anderungen und verfugten Nebenbestimmungen hinaus keine weiteren Anderungen oder einen Ver-
zicht auf das Vorhaben.

Zusammenfassend kommt die Planfeststellungsbehdrde unter Berucksichtigung dieser Umstande zu
dem Ergebnis, dass die Planung mit den Anderungen und den verfliigten Nebenbestimmungen in sich
ausgewogen ist.
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Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen den vorstehenden Planfeststellungsbeschluss kann gemafld § 17 e (1) FStrG i.V.m. Anlage 1
Nr. 36 innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage beim Bundesverwaltungsgericht, Simsonplatz 1,
04107 Leipzig erhoben werden. Die Klageerhebung muss schriftlich erfolgen. Dabei ist zu beachten,
dass sich vor dem Bundesverwaltungsgericht jeder Beteiligte - Ausnahmen gelten fir juristische Per-
sonen des offentlichen Rechts und Behérden (8 67 Abs.1 Satz 3 VwGO) - durch einen Rechtsanwalt
oder einen Rechtslehrer an einer deutschen Hochschule als Bevollméachtigten vertreten lassen muss.
Die Klage ware gegen den Senator fur Umwelt, Bau, Verkehr und Europa als Oberste Landesstra3en-
baubehdrde zu richten.

Der Neubau der A 281 3/2 ist im vordringlichen Bedarf des Bedarfsplans fur die Bundesfernstralen —
Anlage zum Fernstra3enausbaugesetz vom 4. Oktober 2004 — ausgewiesen.

GemalR § 17 e Abs. 2 FStrG hat die Anfechtungsklage gegen einen Planfeststellungsbeschluss fir den
Bau von BundesfernstralRen, fur die nach dem Fernstralenausbaugesetz vordringlicher Bedarf festge-
stellt ist, keine aufschiebende Wirkung.

Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Anfechtungsklage gegen einen Planfest-
stellungsbeschluss nach 8§ 80 Abs. 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung kann nur innerhalb eines
Monats nach Zustellung des Planfeststellungsbeschlusses gestellt und begriindet werden.

Hinweis

Die unter | genannten Planunterlagen werden beim Senator fur Umwelt, Bau, Verkehr und Europa,
Obernstralle 39-43, 28195 Bremen, in der Zeit vom 1. Oktober 2007 bis einschlie3lich 15. Oktober
2007 nach ortsiblicher Bekanntmachung ausgelegt. Sie kdnnen dort in Raum 514 (5. Etage) werktag-
lich von 9.00 — 12.00 Uhr, auRerdem montags bis donnerstags von 14.00 bis 16.00 Uhr, freitags 14.00
bis 15.00 Uhr sowie nach telefonischer Verabredung unter Telefonnr.: 361-97 33 wéahrend der Ausle-
gungszeit eingesehen werden.

GemalR § 74 Abs. 4 BremVwVfG gilt der Planfeststellungsbeschluss den Betroffenen, denen er nicht
gesondert zugestellt wurde, mit dem Ende der zweiwéchigen Auslegungsfrist als zugestellt,
d.h. bekannt gegeben.

Im Auftrag
LS

gez. Wunderlich
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Abklirzungsverzeichnis

ARS Allgemeines Rundschreiben Strallenbau
AS Anschlussstelle

BA Bauabschnitt

BAB BundesAutoBahn

BaumschutzVO Baumschutz Verordnung
BBodSchG BundesBodenSchutzGesetz
BBodSchV BundesBodenSchutzVerordnung

BGBI. BundesGesetzBlatt

BImSchG Bundes-Immissionsschutzgesetz

BImSchV Verordnung zur Durchfiihrung des Bundesimmissions-SchutzGesetzes
BMVBW Bundesministerium fiir Verkehr, Bau- und Wohnungswesen
BNatSchG Bundes Natur-Schutz-Gesetz

BremBodSchG  Bremisches Bodenschutzgesetz
BremNatSchG  Bremisches Natur-Schutz-Gesetz

BremVwVfG Bremisches VerwaltungsVerfahrensGesetz

BremWG Bremisches Wassergesetz

dB(A) Kennzeichen fir Dezibel, dessen Wert mit der Frequenzbewertung ,A" ermittelt wurde (hier nach DIN
651 als ,gehdrrichtig" anzunehmen)

DIN Deutsche Industrie Norm

DSchG Bremisches Denkmalschutzgesetz

DTV Durchschnittlicher TagesVerkehr (aller Tage des Jahres)

EkrG Eisenbahnkreuzungsgesetz

EU Europdische Union

FFH Flora-Fauna-Habitat

FStrG BundesFernStraRenGesetz

FStrkrv BundesfernstraRenkreuzungsverordnung

GvZ Guterverkehrszentrum Bremen

IGW ImmissionsGrenzWert

KrW-/AbfG Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz

LAGA Landerarbeitsgemeinschaft Abfall

LANA Landerarbeitsgemeinschaft Naturschutz

LAWA Landerarbeitsgemeinschaft Wasser

LBP Landschaftspflegerischer Begleitplan

UNN uber Normal Null

NO2 Stickstoffdioxyd

NOx Stickstoffoxide

NSW NiederSchlagsWasser

PM 10 Partikel mit einem Durchmesser von weniger als 10 um
(Feinstaub, auch als PM1o bezeichnet)

RAS - LP Richtlinie fur die Anlage von Stral3en, Teil: Landschaftspflege

RistWag Richtlinien fir StraRen in Wasserschutzgebieten

RLS 90 Richtlinien fur L&rmschutz an StralRen

StrkR StralRen-Kreuzungsrichtlinien

T6B Trager 6ffentlicher Belange

UvP Umweltvertraglichkeitsprifung

UVPG Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung

UvPvwv Allgemeine Vorschrift zur Ausflihrung des Gesetzes (iber die Umweltvertraglichkeitspriifung

uvs UmweltVertraglichkeitsStudie

VLarmSchR VerkehrsL&rmSchutzRichtlinie

VSG Vogelschutzgebiet

VwGO VerwaltungsGerichtsOrdnung

VWVIG VerwaltungsVerfahrensGesetz

VwV-StV-ImSch  Allgemeine Verwaltungsvorschrift tiber straRenverkehrsrechtliche MaRnahmen bei Uberschreiten von
Konzentrationswerten nach der 23. BImSchV
WHG Wasserhaushaltsgesetz






	I
	Kreuzungsvereinbarungen
	InhaltsverzeichnisA281_3ausf.pdf
	Inhaltsverzeichnis
	Seite


	AbkürzungsverzeichnisA281_3_2ausf.pdf
	Abkürzungsverzeichnis
	ARS
	AS






